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Der Befondere Teil 
der Nationalſozialiſtiſchen Leitſätze für ein neues deutſches Strafrecht 


Von Friedrich Wilhelm Adami, Berlin, Hauptſchriftleiter der „Deutſchen Rechtspflege“ 


Der Reichsrechtsführer, Reichsleiter Dr. Hans Frank, 
kennzeichnet in ſeinem Geleitwort zu den „Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Leitſätzen für ein neues deutſches Strafrecht, Beſonderer 
(2.) Teil“ die Aufgabe der ſtrafrechtlichen Arbeiten des 
Reichsrechtsamts der NSDAP. dahin: 

„Das Ziel des erſten Teils der Leitſätze war, die 
allgemeinen Grundgedanken unſerer nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Weltanſchauung für ein neues deutſches Strafrecht, 
insbeſondere die Gedauken der Treuepflicht, der Ehre, der 
Gemeinſchaft, der Sühne, herauszuarbeiten und auf die 
ſich aus dem ſogenannten ‚Allgemeinen Teil' eines neuen 
SIGB. ergebenden Fragen anzuwenden. Der zweite Teil 
der Leitſätze ſucht dafür Sorge zu tragen, daß dieſe Grund⸗ 
gedanken auch den „Beſonderen Teil‘ eines neuen StGB. 
bis in das letzte Stück, bis in ſeinen letzten Tatbeſtand 
durchdringen.“ 

Der Ausgangspunkt dieſer Arbeiten des Reichsrechts⸗ 
amts der NSDAP. als der oberſten Parteidienſtſtelle auf 
dem Gebiete des Rechtslebens wird auf S. 16 der NS. Leit⸗ 
ſätze ſo feſtgelegt: 

„Geſetzgebungswerke, die jahrzehntelang heftig um⸗ 
ſtritten wurden, werden nicht geſchaffen, um letzten Endes 
nur Einzelheiten zu reformieren, ſprachliche Anderungen 
vorzunehmen, Ergebniſſe der Rechtſprechung einzubauen, 
Streitfragen zu entſcheiden, Lücken auszufüllen. und neue 
Tatbeſtände einzufügen. Werke wie ein StGB. find der 
Niederſchlag und geformte Ausdruck der Geiſteshaltung und 
Weltanſchauung eines ganzen Zeitalters.“ 

Der „Beſondere Teil“ der NS.⸗Leitſätze wird ebenſo 
wie der „Allgemeine Teil“ auf den drei Gedanken Gemein⸗ 
ſchaft, Ehre und Treue aufgebaut und erkennt das 
Weſen jeder ſtrafrechtlich zu ahndenden Verfehlung in der 
Treuepflichtverletzung. Der Gedanke der Treuepflichtverletzung 
wird aber nicht nur bei Handlungen anerkannt, die ſich gegen 
die Volksgemeinſchaft unmittelbar richten, ſondern auch bei 
jeder Handlung, die ſich gegen einen Volksgenoſſen richtet, 
weil die Volksgemeinſchaft durch das Band des Blutes alle 
Volksgenoſſen umſchließt, jeden einzelnen Volksgenoſſen dem 
anderen gegenüber verpflichtet und in der Treuepflichtver⸗ 
letzung gegenüber einem anderen Volksgenoſſen. zugleich auch 
eine — mittelbare — Treuepflichtverletzung gegenüber der 
Volksgemeinſchaft erblickt. So ergibt ſich die einheitliche Aus⸗ 
richtung des geſamten Strafrechts in allen ſeinen Teilen 
und Tatbeſtänden nach einheitlichen, großen Geſichts⸗ 
punkten. Das ganze Strafrecht ſoll „auf die Erfaſſung der 
ſittlich verwerflichen, treue und pflichtwidrigen Einſtellung 
gegenüber der Volksgemeinſchaft ausgerichtet“ ſein. 

5 Dieſe umfaſſende völkiſche, geiſtig⸗ſittliche und kulturelle 
195 die die ganzen NS.⸗Leitſäge bis in den letzten Tat⸗ 
beftand erfüllt und die auch in dem von der Strafrechts⸗ 
kommiſſion des Reichsjuſtizminiſteriums für den Strafgeſetz⸗ 
duchentwurf vorgeſchlagenen Vorſpruch zum Ausdruck ge- 


bracht wird („Sühne für Unrecht, Schutz des Volkes, Feſti⸗ 
gung des Willens zur Gemeinſchaft ſind Sinn und Zweck des 
Strafrechts. Ehre und Treue, Raſſe und Erbgut, Wahrhaftig⸗ 
keit und Arbeitskraft, Zucht und Ordnung zu wahren, iſt 
ſeine Aufgabe. Das Bekenntnis „Gemeinnutz geht vor Eigen⸗ 
nutz“ gibt ihm die Prägung“), ſtellt das nationalſozialiſtiſche 
Strafrechtsdenken in den ſchärfſten Gegenſatz zu dem ſowjet⸗ 
bolſchewiſtiſchen Strafrecht, das nur eine Sicherungsfunktion 
(die Erhaltung der Sowjetdiktatur) anerkennt, jede ſittliche 
Rechtfertigung aber ablehnt. 

Die einheitliche Durchführung des Treuepflichtverletzungs⸗ 
gedankens in den NS. Leitſätzen führt zu der ſcharfen Tren⸗ 
nung des kriminellen Strafrechts von dem bloßen Ordnungs⸗ 
ſtrafrecht. Weiter ergibt ſich daraus die Ablehnung aller 
Rechtsgüterſchutztheorien, weil die Leitſätze nicht entſcheidend 
auf die äußere Richtung des verbrecheriſchen Angriffs ab⸗ 
ſtellen, ſondern allein auf den inneren ſittlichen Kern der 
Tat und die ſittliche Geſinnung des Täters. 

Die NS. ⸗Leitſätze erkennen an, daß die Schaffung einiger 
weniger Zentraltatbeſtände (im Gegenſatz zu der Partei⸗ 
gerichtsbarkeit) nicht genügt, da das kriminelle Strafrecht das 
ganze Volk und darüber hinaus auch Volksfremde erfaßt. Bei 
der Parteigerichtsbarkeit handelt es ſich dagegen um eine poli⸗ 
tiſche Gemeinſchaft, in der die engſte Verbundenheit zwiſchen 
Führung und Gefolgſchaft und zwiſchen den einzelnen Glie⸗ 
dern beſteht. Daher ergibt ſich als Aufgabe des „Beſonderen 
Teils“ des Strafgeſetzbuches: „die typiſchen Treuepflicht⸗ 
verletzungen aufzuführen und ihre grundſaätzliche Bewertung 
durch das Volksgewiſſen feſtzuſtellen“. 

Damit ändert ſich aber auch die Bedeutung und das 
Weſen der Geſetzestatbeſtände. Die einzelnen Strafbeſtimmun⸗ 
gen werden nur noch zu beſtimmten Verwirklichungsformen 
der Treuepflichtverletzung, zu Beſchreibungen der typiſchen 
Beiſpiele der Verbrechensverwirklichung. „Das Recht des 
Nationalſozialismus iſt die Abkehr von dem toten 
Formalrecht einer überwundenen Epoche, wie es 
gerade in jenen Variantentatbeſtänden mit ihrem Dogma der 
wortwörtlichen Benennung aller Begehungs möglichkeiten ſeinen 
Ausdruck gefunden hatte.“ 

Die zentrale Stellung des Treuepflichtverletzungsgedan⸗ 
kens beſeitigt den theoretiſchen Streit um die Begriffe 
„Rechtswidrigkeit“ und „Schuld“ und erſetzt ſie durch eine 
einheitliche Wertung von Verbrechen und Strafe aus völfi- 
ſchen und ſittlichen Geſichtspunkten. 

Die NS. Leitſätze bezeichnen es als die erſte Voraus⸗ 
ſetzung für die praktiſche Durchſetzung der neuen Grund⸗ 
gedanken des Strafrechts in der Rechtsverwirklichung, daß 
dieſe die Ausgeſtaltung des ganzen Strafgeſetzes, insbeſondere 
auch des „Beſonderen Teils“ beherrſchen. Von dieſen Ge⸗ 
ſichtspunkten aus wird die Einteilung der Verbrechensbeſchrei⸗ 
bungen des „Beſonderen Teils“ nach drei großen Gruppen 
vorgenommen: 
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1. Die Verbrechen gegen das Volk in feinen Subſtanz⸗ 
werten. 


2. Die Verbrechen gegen die Volksgemeinſchaft in ihrer 
Arbeit und Aufgabenerfüllung. 


3. Die Verbrechen gegen die Volksgemeinſchaft im Leben 
ihrer Einzelglieder und engeren Gemeinſchaften. 


Die erſte Gruppe (Verbrechen gegen das Volk in ſeinen 
Subſtanzwerten) wird in die Abſchnitte „Reich und Füh⸗ 
rung“, „Raſſe und Volkskraft“ und „Ehre und Welt⸗ 
anſchauung“ untergeteilt. Unter den Verbrechen gegen Reich 
und Führung ſteht an erſter Stelle der Volksverrat, „das 
unmittelbar gegen das deutſche Volk in ſeiner Geſamtheit 
gerichtete Verbrechen eines Volksgenoſſen, der die politiſche 
Einheit, Freiheit und Macht des deutſchen Volkes zu er⸗ 
ſchüttern trachtet“. Es wird feſtgeſtellt, daß für die national⸗ 
ſozialiſtiſche Betrachtungsweiſe die Aufſpaltung von Hoch- 
und Landesverrat nicht mehr zu rechtfertigen iſt, und in 
dieſem Zuſammenhang darauf hingewieſen, daß dieſe Tren⸗ 
nung in Deutſchland erſt mit dem PrAL R. Eingang ge⸗ 
funden hat und daß heute auch der Hochverrat ein unmittel⸗ 
barer Angriff gegen das Volk, nicht nur ein Kampf um die 
äußere Form der Staatsverfaſſung iſt. „Wer heute in Deutſch⸗ 
land im Dienſte des Kommunismus tätig wird, iſt ſtets Hoch⸗ 
verräter und Landesverräter zugleich: Hochverräter, weil er 
ſeinen Angriff auf die führende Stellung der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Volksführung richtet und mit ihr das deutſche Volk 
unmittelbar trifft, Landesverräter, weil ſeine Tat zwangs⸗ 
läufig im Dienſte der feindlichen Macht des Bolſchewismus 
ſtehen muß.“ 


Als Kernſtück des Volksverrats wird der „volksverräte⸗ 
riſche Angriff auf die Volksführung“ bezeichnet. Hierbei wird 
beſonders darauf hingewieſen, daß es auf das dynamiſche 
Verhältnis zwiſchen Volk und Führung ankommt, nicht da⸗ 
gegen auf die abſtrakten Begriffe „Verfaſſung“ oder „Grund⸗ 
ordnung“. 


Die Leitſätze 16 und 18 behandeln die Verbrechen gegen 
die nationalſozialiſtiſche Bewegung: 


„Jedes ſchwere Verbrechen gegen die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung trifft auch das deutſche Volk, ſo wie jedes Ver⸗ 
brechen gegen das deutſche Volk auch die Bewegung treffen 
muß“ (Leitſatz 16). 


„Als ſchwere Treuepflichtverletzungen ſind zu beſtrafen 
auch Angriffe gegen die Bewegung, die nicht auf volksver⸗ 
räteriſcher Geſinnung, aber doch auf politiſcher Gegnerſchaft 
beruhen“ (Leitſatz 18). 


Es wird als die Aufgabe des Strafgeſetzes bezeichnet, 
daß neben beiſpielhaften Verbrechensbeſchreibungen zur 
Feſtlegung der Grundrichtung des Volksverrats in den be⸗ 
deutſamſten Begehungsformen ein allgemeiner Leitſatz heraus⸗ 
geſtellt wird, der eine gerechte Beſtrafung jedes volksverräte⸗ 
riſchen Verbrechens ermöglicht. Beſonders muß dabei berück⸗ 
ſichtigt werden, daß ſich ein volksverräteriſcher Angriff wegen 
der Unmöglichkeit eines gewaltſamen Umſturzes „heimlicher, 
tückiſcher, getarnter, durch allmähliche Zerſetzung und Unter⸗ 
wühlung wirkender Mittel“ bedienen wird. Es wird die Auf⸗ 
gabe der Rechtſprechung ſein, den politiſchen Beweggrund 
auch hinter der unpolitiſchen Maske zu erkennen. In dieſem 
Zuſammenhang weiſt der Leitſatz 19 auf die große Bedeutung 
des Motivs, insbeſondere des politiſchen Motivs für die 
ſtrafrechtliche Wertung in einem auf dem Treuepflichtgedanken 
aufgebauten Strafrecht hin. Damit wird für die richtige Be⸗ 
urteilung eines Sachverhalts ein Einblick in die politiſchen 
Verhältniſſe, Notwendigkeiten und Bedürfniſſe erfordert, wie 
ihn nur die zuſtändigen politiſchen Führer und Amtsträger 
auf Grund ihrer politiſchen Tätigkeit haben können. Daher 
fordern die NS.⸗Leitſätze bei Verbrechen gegen die Bewegung 
deren Mitwirkung, wobei ihr nicht etwa nur die Stellung 
eines beteiligten Verletzten, ſondern die der NSDAP. ge- 
bührende Stellung als Vertreterin der unmittelbaren Lebens⸗ 
intereſſen des deutſchen Volkes zuzuweiſen iſt (S. 52). 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


In den zweiten Abſchnitt „Raſſe und Volkskraft“ ge⸗ 
hören die unmittelbaren Raſſeverbrechen (Raſſeverrat des 
Volksgenoſſen und Raſſenſchändung des Artfremden) ſowie 
die Angriffe gegen die Volkskraft (Schädigung der Fortpflan⸗ 
zung und Volksgeſundheit, Unzucht). Hierbei ſind die Oppo⸗ 
ſition und die Sabotage gegen Grundgedanken und Maß⸗ 
nahmen der Erb⸗ und Raſſenpflege als Angriffe auf die Auf⸗ 
gabenerfüllung der nationalſozialiſtiſchen Volksführung zu 
beſtrafen. 


Der dritte Abſchnitt „Ehre und Weltanſchauung“ beginnt 
mit dem Ehrverrat, dem Angriff eines Volksgenoſſen auf die 
Ehre ſeines Volkes. Eine Beſtrafung wird nicht nur für 
Taten aus volksverräteriſcher Geſinnung, ſondern auch für 
Handlungen aus Nörgelſucht, Miesmacherei und Beſſer⸗ 
wiſſerei wegen der darin liegenden Treue- und Pflichtver⸗ 
geſſenheit gefordert. Außer den unmittelbaren Angriffen auf 
die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung des deutſchen Volkes 
kommen die Verbrechen gegen das weltanſchauliche Führungs⸗ 
und Erziehungswerk der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, 
gegen die weltanſchaulich beſonders durchwirkten Lebens- und 
Aufgabengebiete in Betracht (Leitſatz 28). Ganz beſondere Be- 
achtung verdienen die auf den Punkt 24 des Parteiprogramms 
aufgebauten Erörterungen der religiöſen Strafbeſtimmungen. 
„Ausgangspunkt und geſtaltende Idee für die ſtrafrechtliche 
Wertung und Behandlung der Angriffe auf den Gottesglauben 
kann allein und ausſchließlich die Weltanſchauung des deut⸗ 
ſchen Volkes und damit die nationalſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung fein. Die Ehrfurcht vor dem Göttlichen, die Über⸗ 
zeugung von dem Walten einer ſinnvollen Weltordnung, iſt 
ein dem artgemäßen und gefunden Volksempfinden unab- 
hängig von allen konfeſſionellen Bindungen und über allen 
religiöſen Zwieſpalt hinaus Gemeinſames.“ Das Strafrecht 
muß ſo geſtaltet werden, daß es nicht dazu mißbraucht werden 
kann, „neben oder gegen den Nationalſozialismus volksfremde 
Herrſchaftsanſprüche auf weltanſchaulichem Gebiet anzu— 
ſtreben“. Es iſt auch nicht Aufgabe des Strafrechts, in religiöſe 
Entwicklungen und Auseinanderſetzungen einzugreifen, ſoweit 
nicht Exzeſſe „die religiöſe Grundhaltung des deutſchen Volkes 
verletzen oder die Gemeinſchaft durch Verhetzung, Zerreißung 
oder ſonſtwie gefährden“. Ein Bedürfnis für eine ſtrafrecht⸗ 
liche Sonderbehandlung der Religionsgemeinſchaften wird 
nicht anerkannt. Das Strafrecht als Spiegel der völki⸗ 
ſchen Ordnung muß jede ſachliche oder formale Gleichſtellung 
irgendwelcher Teilgemeinſchaften mit der Partei oder dem 
Staate und ihren Gliederungen vermeiden. 


Die zweite Gruppe der ſtrafbaren Handlungen (Ver⸗ 
brechen gegen die Volksgemeinſchaft in ihrer Arbeit und Auf⸗ 
gabenerfüllung) zerfällt in zwei Abſchnitte. 


Der erſte Abſchnitt (Pflichtverletzungen der Aufgaben⸗ 
träger) behandelt die Verletzung der Pflicht des Volks⸗ 
genoſſen zur Arbeit, insbeſondere zum Arbeitsdienſt und zum 
Wehrdienſt, ſowie der Pflicht zur Nothilfe. Die bisher nur 
für Beamte anerkannte ſtrafrechtliche Sonderverantwortlichkeit 
wird auf jeden Volksgenoſſen ausgedehnt, der zum Träger 
einer höheren Verantwortung in Beruf oder Amt berufen 
wird, weil die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung in den 
Mittelpunkt alles Lebens und Denkens nicht den Staat, 
ſondern das Volk ſtellt. Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 
ſoll ſich nicht mehr nach der Art der Tätigkeit, ſondern nach 
der Größe der Pflichten und der Verantwortung gegenüber der 
Volksgemeinſchaft, d. h. alſo nach dem Grade der Treue⸗ 
pflicht richten (Leitſatz 38). Die NS.⸗Leitſätze wenden ſich 
gegen eine formale Abgrenzung der kriminellen Verantwor⸗ 
tung der Träger höherer Verantwortung von der dienſt⸗ 
ſtrafrechtlichen oder ehrengerichtlichen Verantwortung und 
überlaſſen dieſe der Wertung des Richters im Einzelfall. 
Scharfe Strafbeſtimmungen werden gegen Korruption, Be⸗ 
ſtechlichkeit, Geheimnisverrat, verantwortungsloſe grobe Pflich⸗ 
tenvernachläſſigung und Machtmißbrauch durch einen Träger 
höherer Verantwortung vorgeſehen. Mit allem Nachdruck 
fordern die NS.⸗Leitſätze bei der Beurteilung der Tätigkeit 
der Amtsträger der Bewegung die beſondere Beachtung und 
Würdigung des politiſchen Motivs und der politiſchen Be⸗ 
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deutung. Da polttiſche Entſcheidungen grundſätzlich nur von 
Stellen mit politiſcher Autorität und Verantwortung ge 
troffen werden können und der richterlichen Nachprüfung 
nicht unterliegen, taucht die Frage auf, inwieweit dieſer 
Grundſatz auf die politiſchen Straftaten ausgedehnt werden 
ſoll. Dieſe Entſcheidung kann, worauf die NS.⸗Leitſätze zu⸗ 
treffend hinweiſen, nur der Führer treffen. 


In dem Leitſatz 47 wird darauf hingewieſen, daß die 
allgemeine Treuepflicht gegenüber der Volksgemeinſchaft alle 
anderen Pflichten mit umfaßt und deren Inhalt und Bedeu⸗ 
tung beſtimmt, ſo daß eine Kolliſion auch bei den Amts⸗ 
und Berufspflichten nicht entſtehen kann. 


Der zweite Abſchnitt der zweiten Gruppe (Angriffe auf 
die Aufgabenerfüllung) behandelt zunächſt die Angriffe auf 
öffentliche Einrichtungen und Organiſationen, wobei es 
darauf ankommt, inwieweit dieſe der Erfüllung ihrer Auf⸗ 
gabe (Sicherung des Beſtandes und der Fortentwicklung der 
Volksgemeinſchaft) im allgemeinen und im Einzelfall dienen. 
Als beſonders ſchwere Treuebrüche werden Eingriffe in die 
Arbeit der nationalſozialiſtiſchen Volksführung und Be⸗ 
wegung anerkannt. In allen Fällen aber ſollen keine ab⸗ 
ſtrakten Rechtsgüter, ſondern ſtets die „konkrete Betätigung 
im Bereich der ihr vom Führer im Dienſt an der Volks⸗ 
gemeinſchaft zugewieſenen Verwaltungsaufgaben“ geſchützt 
werden. 

In der dritten Gruppe der Verbrechen (Verbrechen gegen 
die Volksgemeinſchaft im Leben ihrer Einzelglieder und engeren 
Gemeinſchaften) beginnt der Leitſatz 52 mit dem Nachweis, 
daß auch ein Verbrechen eines Volksgenoſſen gegen einen 
anderen Volksgenoſſen eine Verletzung der volksgenöſſiſchen 
Treuepflicht iſt: 
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„Die Volksgemeinſchaft beruht auf der engen gegen⸗ 
ſeitigen Treueverbundenheit von Volk und Volksgenoſſen. 
Der Treue des Volksgenoſſen zum Volk entſpricht die 
Treue der Gemeinſchaft und aller Volksgenoſſen zu ihm. 
Die wahre Einſtellung jedes Volksgenoſſen gegenüber der 
Volksgemeinſchaft offenbart ſich auch in ſeinem Verhalten 
gegenüber anderen Volksgenoſſen. Treuloſes Verhalten 
gegenüber anderen Volksgenoſſen iſt Verletzung der völki⸗ 
ſchen Treuepflicht.“ 


Als Vorausſetzung der kriminellen Sühne eines Angriffs 
auf den einzelnen Volksgenoſſen bezeichnet der Leitſatz 54 die 
Offenbarung einer gemeinſchaftswidrigen Geſinnung des 
Täters in dem angeſtrebten Erfolg oder Beweggrund der Tat 
oder in der Art und Weiſe ihrer Ausführung. Darin liegt 
die Abgrenzung von dem friedens richterlichen Verfahren. An⸗ 
griffe auf engere Gemeinſchaften (3. B. Familie und Sippe) 
und Pflichtverletzungen innerhalb ſolcher Teilgemeinſchaften 
ſind entſprechend den Angriffen auf die Einzelperſönlichkeit 
zu behandeln (Leitſatz 55). Der Leitſatz 56 erkennt an, daß 
auch der Volksfremde als Gaſt den Schutz des deutſchen 
Volkes und damit auch ſtrafrechtlichen Schutz genießt. 


Der Unterſchied des Mordes vom Totſchlag wird in der 
beſonders gemeinen Geſinnung, die in Beweggrund oder 
Mittel ihren Ausdruck findet. Beſondere Beachtung wird den 
Rohheitsdelikten geſchenkt. Bei den Eigentumsdelikten werden 
den Sachgütern die natürlichen Kraftquellen gleichgeſtellt. 


Ohne auf Einzelheiten näher einzugehen, iſt feſtzuſtellen, 
daß — abgeſehen von dem ſinnvollen Aufbau der einzelnen 
Verbrechensgruppen — eine weitgehende Vereinfachung der 
einzelnen Tatbeſtände unter zweckentſprechender Zuſammen⸗ 
faſſung angeſtrebt wird. 


Autoritäres oder Gemeinſchaftsdenken im heutigen Recht? 
Von Profeſſor Dr. Karl Siegert, Göttingen 


Die Ereigniſſe in Spanien haben den unüberbrückbaren 
Gegenſatz zwiſchen dem zur Anarchie führenden Bolſchewismus 
und der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung ſcharf heraus⸗ 
geſtellt. Jede auf halbem Wege ſtehenbleibende Zwiſchen⸗ 
löſung, etwa die der weſtlichen Demokratien führt letzten Endes 
zu Bolſchewismus und Anarchie hin. Denn. im Machtkampf 
wie im geiſtigen Kampfe kann nur die Weltanſchauung das 
Feld behaupten, die ſich ohne Kompromiß und ohne Abbiegen 
vom richtigen Wege entwickelt. Wir müſſen hieraus für das 
Geſamtgebiet unſerer Kultur und insbeſondere des Rechtes 
überall die folgerichtigen Schlüſſe ziehen. Nicht ein noch 
ſo gut erdachtes philoſophiſches Syſtem kann 
die Grundlage unſeres Rechtes ſein, ſondern 
lediglich die nationalſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung. Das deutſche Recht kann erſt dann als völlig 
nationalſozialiſtiſch angeſehen werden, wenn die raſſiſche und 
völkiſche Bedingtheit überall zum Durchbruch gekommen iſt. 


Selbſt heute, faſt vier Jahre nach der Machtübernahme, 
iſt die frühere Spannung, die zwiſchen weiten Kreiſen des 
Volkes und dem Juriſten beſtand, noch nicht völlig über⸗ 
wunden. Der Umbruch des Rechtes, der vom Führer und 
ſeinen Mitarbeitern ſo machtvoll eingeleitet iſt, muß in 
voller Schwungkraft bis in den kleinſten Bereich des Rechts⸗ 
lebens getragen werden. Von früher her herrſchen auf ſeiten 
der Rechtswahrer wie auf ſeiten der Laien noch mitunter 
falſche Vorſtellungen. Vor 1933 mußte eine Kluft be⸗ 
8 zwiſchen den an Leib und Seele geſund gebliebenen 
Teilen des deutſchen Volkes und dem liberalen, teilweiſe 
indiſch zerjebten Denken der maßgebenden Juriſten. Gerade 
50 den letzten Jahrzehnten vor 1933 hat hier das Juden⸗ 
na verhängnisvoll gewirkt und artfremdes Rechtsdenken, 
ämlich den kraſſen Individualismus, Poſitivismus, In⸗ 


tellektualismus und Materialismus, gefördert:). Fur den 
Juden war es nur folgerichtig, wenn er gegenüber ſeinen 
Wirtsvölkern den Individualismus vertrat. Denn ſo 
konnte er ſich dort Herrſchaftsrechte anmaßen. Außerdem lehrt 
die Geſchichte, daß jüdiſcher Individualismus ſchon im jüdi⸗ 
ſchen Staate des Alten Teſtamentes eine Rolle fpielte®). 
Jüdiſcher Auffaſſung entſpricht ſodann die Überbetonung des 
ſtarren Geſetzesdenkenss). Der jüdiſche, von der vorder⸗ 
aſiatiſchen Raſſe weſentlich beſtimmte Menſch kennt nicht 
unſere enge Verbindung von Körper und Geiſt, Leib und 
Seele. Der Geiſt ſucht ſich vielmehr über die körperliche Ge⸗ 
bundenheit zu erheben und reiner Geiſt zu werden. Daraus 
entſpringt die Wurzelloſigkeit des Juden, das Gegen⸗ 
teil zu dem in Blut und Boden verwurzelten Deutſchen. Wer 
den Geiſt über alles ſtellt, braucht andererſeits als Stütze 
für ſein Denken und Handeln ein von außen kommendes Geſetz. 
Das wendet er dann ſtarr an; er treibt Wortauslegung, weil 
ihm die Subſtanz fehlt. — Und wo das Geſetz fehlt, hilft 
dem Juden ein ſtarrer Intellektualis mus, ein formaler 
Scharſſinn, der wohl zu überſpitzter Logik, aber nicht zu 
ſchöpferiſcher Geiſtestat fähig iſt. — Neben dieſen für die 
vorderaſiatiſche Raſſe typiſchen Erſcheinungen trat bei Juden 
als Entartungserſcheinung, ebenfalls als Folge der Wurzel⸗ 
loſigkeit häufig, vor allem nach 1918, ein kraſſer Mate⸗ 
rialismus, ein Kult des Körpers hervor. 


) Vgl. die jüngſt erſchienene Schriftenreihe „Das Judentum in 
der Rechtswiſſenſchaft“, Deutſcher Rechtsverlag, 1936, Heft 1—4. 

2) Vgl. hierzu Möhlenbrink, Die Entſtehung des Juden⸗ 
tums, 1936, ©. 22 f. 

3) Vgl. L. F. Clauß, Raſſe u. Seele, 3. Aufl. 1934, S. 32 ff. 
u. 97; ferner Siegert, Das Judentum im Strafverfahrensrecht, in 
der Anm. 1 erwähnten Schriftenreihe, Heft 4, S. 22 fl. 
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Alle dieſe Formen jüdiſchen Denkens zeigten ſich im 
deutſchen Recht ſchon im vorigen Jahrhundert, vor allem 
jetzt zwiſchen 1918 und 1933. Als Folge ergab ſich eine 
Zurückdrängung des geſunden Rechtsgefühls, aber auch eine 
ſcharfe Trennung von Recht und Moral. Mochte ein 
Verhalten auch als unanſtändig gelten, jo wurde es doch ge- 
duldet, ſofern es nur nicht dem Geſetz widerſprach. Da das 
Geſetz dem Verteidiger im Strafverfahren keine ausdrückliche 
Wahrheitspflicht auferlegte, wurde ein Recht zur Lüge für 
ihn anerkannt uſw. Das alles machte den Laien zum Feind 
des Juriſten. Hier war die Quelle des vom Volke gelöſten 
Geſetzesdenkens, der Rechtsfremdheit des Volkes wie der 
Volksfremdheit des Rechtes. 


Ein wiſſenſchaftliches Denken darf heute nicht mehr an⸗ 
erkannt werden, wenn es auf reinem Rationalismus beruht. 
Deutſcher Verſtand ſammelt nicht wahllos Kenntniſſe, ſondern 
er erfaßt das Weſentliche aller Dinge. Vor der Verſtandes⸗ 
tätigkeit liegt aber die Wirkſamkeit des Rechtsgefühls. 
Mit dem Denken muß ſich andererſeits der Wille zur Ge⸗ 
ſtaltung des Lebens verbinden. Als Beiſpiel ſei etwa das 
„beſonders argliſtige Verhalten“ als Strafſchärfungsgrund 
beim Betruge (§ 263 Abſ. 4 StGB.) erwähnt. Die Aus⸗ 
legung mußte hier unſicher ſein, wenn ſie ſich nur bemühte, 
dieſen Strafſchärfungsgrund verſtandesmäßig zu erfaſſen. Viel⸗ 
mehr mußte ein geſundes Rechtsgefühl und der Wille, das 
deutſche Volk von üblen Schädlingen durchgreifend zu reini⸗ 
gen, zur Verſtandeserwägung hinzutreten. 


Wir fragen uns, ob heute bei uns artfremdes Denken 
völlig tot iſt. Wir müſſen dieſe Frage leider noch verneinen. 
Vor allem im alten Schrifttum), aber auch in der aus⸗ 
ländiſchen Literatur lebt es noch fort. Für uns iſt es un⸗ 
verſtändlich, daß auf dem internationalen Strafrecht⸗ und 
Gefängniskongreß ein Ausländer die Theſe empfahl: Im 
Strafrecht ſtehen an erſter Stelle die Intereſſen des Staates 
und die des Verbrechers !?). Eine ſolche Stellungnahme 
liefert, vielleicht ungewollt, geiſtiges Rüſtzeug für die Praxis 
der ſpaniſchen Anarchiſten. 


Wir lehnen ein derartiges Rechtsdenken mit aller Schärfe 
ab. Es iſt bei uns im Jahre 1933 mit der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Erhebung ſchlagartig verſchwunden. An ſeine Stelle 
trat, wie 1932 ſchon unter dem Druck der Verhältniſſe in der 
Politik, der Gedanke der Autorität. Das war im Jahre 
1933 im Rechtsleben als Zwiſchenlöſung unbedingt 
nötig. Zunächſt mußte mit eiſerner Energie zugegriffen 
werden, damit der Kommunismus ausgerottet wurde. Führung 
und Rechtswahrer ſorgten für eine tatkräftige Abſchreckung 
durch ſtrenge Strafdrohung und entſprechende Durchführung. 
Nach der liberalen Anarchie mußte überall die Ordnung her⸗ 
geſtellt, die Diſziplin aufgerichtet werden. Die einzelnen Volks⸗ 
genoſſen mußten zunächſt „auf Vordermann“ gebracht werden. 


Aber in dieſer Autorität ſteckt noch nicht der entſchei⸗ 
dende Umbruch des Rechtsdenkens. Hier befinden wir uns 
noch auf derſelben Ebene des Denkens wie der liberaliſtiſche 
Individualismus. Staat und Einzelweſen ſtehen ſich als 
zwei ſelbſtändige „Perſonen“ gegenüber. Das Geſetz muß die 
zwiſchen ihnen beſtehende Spannung regeln. Früher lag dabei 
das Schwergewicht auf der Seite des Einzelweſens, 1933 auf 
der des Staates. Darum war es dem einzelnen ſo leicht, vom 
Individualismus zur Autorität hinüberzuwechſeln. Gerade 
alte Liberale berufen ſich heute gerne darauf, daß wir einen 
„autoritären“ Staat hätten. Hier iſt man auf derſelben 
Plattform geblieben wie früher, iſt nur vom linken auf das 
rechte Bein hinübergetreten. Während früher die Grundrechte 
der Freiheit als das höchſte ſchutzwürdige Gut erſchienen, iſt 
es für die Autoritären heute der Staat und die Autorität. 
Solche Menſchen müſſen die Dynamik zwiſchen dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat und der Partei verkennen und werden 


4) Darum iſt der vom NSRB. unternommene Kampf gegen 
das jüdiſche Schrifttum ſo dringend wichtig. 

5) Gunzburg in „Actes du Congrès pénal et pénitentiaire 
international de Berlin, aoüt 1935“, Vol. I, a, S. 531, Bern 1936. 


ſich gerne, allerdings zu Unrecht, auf ihr Staatsamt be⸗ 
rufen, wenn ſie die Verwirklichung nationalſozialiſtiſcher 
Gedanken aufhalten. Oder man beruft ſich gar auf den 
Führergedanken, wenn ein Vorgeſetzter, der nicht Führer 
iſt, ſich Autorität zu verſchaffen ſucht. In denſelben Bereich 
der ſtarren Autorität gehörte es auch, wenn das RG. in dem 
bekannten Münzfernſprecherurteils) eine lebensfremde Ent⸗ 
ſcheidung mit der Berufung auf die Autorität veralteter 
Reichsgerichtsentſcheidungen zu begründen fuchte. 


Alles Anrufen formaler Autoritäten im Rechtsleben 
kann nicht als typiſch nationalſozialiſtiſch bezeichnet werden. 
Auch der Polizeiſtaat legte auf die Autorität Wert. Auch die 
Ara Papen war autoritär (Fall Potempa!). Mit der Au⸗ 
torität läßt ſich aber kein Sozialismus durchführen, laſſen 
ſich die Herzen des Volkes nicht gewinnen, läßt ſich kein 
ſeeliſcher Wall gegen den Volſchewismus aufrichten. Der 
Führer Adolf Hitler hat den Weg zum deutſchen Volke 
nicht durch Befehle, ſondern durch ſein Vorbild gefunden. Das 
autoritäre Rechtsdenken iſt darum nur eine Zbwiſchenſtufe 
zum ſozialiſtiſchen Recht; zur nationalſozialiſtiſchen Welt- 
anſchauung ſteht es noch neutral. Es paßt zu den verſchie— 
denſten Staatsordnungen. 


Wir brauchen aber ein Recht, das dem Nationalſozialis⸗ 
mus völlig eingefügt iſt. Nicht ein autoritärer Staat gilt für 
uns als oberſter Wert, ſondern Raſſe und Volk. Der 
Staat iſt nur die Organiſation, welche ſich das Volk gibt. 


Förderung der Raſſe und des Volkes ſteht heute im 
Mittelpunkt des Rechtsdenkens. Darum ſteht die Gemein⸗ 
ſchaftsbildung, nicht, wie 8 1 GVG. vermuten ließe, das 
Geſetz als nherfte Richtſchnur über der Tätigkeit des Rechts⸗ 
wahrers. 


Ein völkiſches Recht hat zwei große Auf— 
gaben: einmal die Bildung der kleinen und 
großen Zellen im Volkskörper, der Einzel- 
gemeinſchaften; ſodann den Schutz der großen 
geſamten Volksgemeinſchaft. Von der kleinſten Zelle, 
der Familie, ſchreiten wir fort zum Berufsſtand, zum politi⸗ 
ſchen Verband, zur Wehrgemeinſchaft und dann zum Geſamt⸗ 
bolfe. Im gewerblichen Betriebe, auf dem Bauernhofe, in 
der Familie, in der Abteilung des Reichsarbeitsdienſtes 
werden die Lebens- und Schickſalsgemeinſchaften artgleicher 
Menſchen geſchmiedet. 


In einer guten Einzelgemeinſchaft ſind die Genoſſen 
durch ein feſtes Treuband miteinander verbunden. Das beſte 
Beiſpiel bilden die vom Führer geführten kleinen und 
großen Gemeinſchaften. Hier ſind nicht Zwang und Gehorſam 
die ausſchlaggebenden Kräfte, ſondern die Treue des Führers 
zu den Gefolgsmännern, die hingebende Bereitſchaft der Ge— 
folgsmänner für den Führer. 


Dieſem großen Vorbild ſtreben die kleinen Einzelgemein⸗ 
ſchaften im Volke nach. Der Führer muß aus einer Gemein⸗ 
haft herauswachſen. Würde das Führertum befohlen, fo 
wäre der Führer nur ein Vorgeſetzter. Der Führergrundſatz 
iſt keine Sache der Theorie, ſondern der Wirklichkeit. Nicht 
die Aufſtellung des Grundſatzes, ſondern ſeine Durchführung 
im Leben iſt entſcheidend. 


In der Treuegemeinſchaft iſt kein Raum für artfremde 
rein rationale Erwägungen. Die Stimme des Blutes bringt 
die Menſchen zuſammen, das gleiche Rechtsgewiſſen gibt ihnen 
gleiche Grundanſchauungen, gleiches Fühlen und gleiches 
Handeln. 


Es beſteht nun ein grundlegender Unterſchied — ud das 
wird heute immer noch bisweilen verkannt —, ob im Rechts⸗ 
leben des Volkes der alte Intereſſenkrieg einer individua⸗ 


6) RGSt. 68, 65 ff. = IW. 1934, 1241 1; ogl. auch JW. 1934, 
1609. — Auch das Urteil des RG. v. 6. Aug. 1936 (JW. 1936, 2995) 
verſucht mehr durch eingehenden Bericht über die frühere Recht⸗ 
ſprechung als durch ein tieferes Eingehen auf das geſunde Volks⸗ 
empfinden zu überzeugen — und darum vergeblich. 
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liſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Wirtſchaft mit einem leutſeligen Seiten⸗ 
blick auf die Allgemeinheit fortgeführt wird — oder ob der 
Einzelne und der einzelne Fall des Lebens von vornherein 
an der Gemeinſchaft ausgerichtet iſt. Das Recht beſteht nicht 
aus einer Summe von Rechten und Pflichten, ſondern es ent⸗ 
hält eine Gemeinſchaftsordnung. Deutſches Recht iſt die 
Lebensordnung des deutſchen Volkes. So ſind etwa 
die Einrichtungen der NS.-Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ 
nicht anzuſehen als eine Vergünſtigung für die Arbeitnehmer, 
ſondern ſie ſind Beiträge zur Bildung der völkiſchen Gemein⸗ 
ſchaft. Das Rechtsdenken nimmt nicht bei einem „ſubjektiven 
Recht“ ſeinen Ausgangspunkt, ſondern bei der Gemeinſchaft 
und dem aus ihr entſpringenden Pflichtenkreis. Die Berechti⸗ 
gung hat nur eine hiervon abgeleitete und untergeordnete Be⸗ 
deutung. 


Als Beiſpiel für dieſen Umbruch des Rechtsdenkens ſei 
die Offentlichkeit im Strafverfahren genannt. Das neunzehnte 
Jahrhundert hat ſie eingeführt als Kontrolle gegenüber dem 
beamteten Richter und Schutz für den Beſchuldigten. Dem⸗ 
entſprechend wurde der Grundſatz ſtarr durchgeführt und nur 
in wenigen geſetzlich vorgeſehenen Ausnahmefällen durch⸗ 
brochen. Heute iſt der Grundſatz weitgehend aufgelockert“). 
Die Offentlichkeit hat im Gemeinſchaftsdenken einen ver⸗ 
änderten Sinngehalt. Sie muß der Verbindung zwiſchen Ge⸗ 
richt und Öffentlichkeit dienen. Dementſprechend muß der 
Richter ſich bemühen, in der Hauptverhandlung als Volks⸗ 
erzieher zu wirken. Schon heute beſtehen wertvolle Anſätze für 
ein derartiges Wirken, namentlich an den ländlichen Amts⸗ 
gerichten. 


Wenn wir ſo das Recht nicht in eine Vielzahl von Einzel⸗ 
beſtimmungen zerlegen, ſondern in lebendigen Einzelgemein⸗ 
ſchaften zuſammenfaſſen, ſo bleibt eine einheitliche Geſamt⸗ 
linie beſtehen. Die Einzelgemeinſchaften wachſen heran und 
ſchließen ſich zu größeren Gemeinſchaften zuſammen. So brin⸗ 
gen Laien und Rechtswahrer uns der Verwirklichung des 
ſozialiſtiſchen Rechtes täglich ein Stück näher. Das gilt vor 
allem von den lebendigen Ordnungen des Bauern- und Ar⸗ 
beitsrechts. 8 

Nun könnte eingewendet werden, daß beim weiteren Aus⸗ 

bau der Eirselgemeinſchaften die Gefahr der Auflöſung be⸗ 
ſtehe. Gegen eine Klaſſenbildung find wir aber geſchützt. Hier⸗ 
gegen wirkt zunächſt die Fülle der Querverbindungen und 
Überſchneidungen, welche das ganze Volksleben durchdringen. 
Der einzelne iſt Mitglied der Familie, des Berufsſtandes, des 
politiſchen Verbandes, der Wehrgemeinſchaft. Gegen eine 
Zerſplitterung wirken vor allem die großen Gemeinſchaften 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und ihrer Gliederungen 
wie die Ordnungen des Staates. Über allem ſteht auch der 
Führer. Er und ſeine nationalſozialiſtiſche Bewegung ſind 
Garanten dafür, daß alle guten Einzelgemeinſchaften durch⸗ 
pulſt werden von dem Leben des Volkes, geſtärkt werden durch 
die einheitliche nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung. So wer⸗ 
den die Einzelgemeinſchaften durch feſte Klammern im ge⸗ 
ſamten Volke zuſammengeſchweißt. 
Aufgabe der Rechtswahrer iſt es, an diefer Gemein⸗ 
ſchaftsbildung in den Einzelgemeinſchaften wie im geſamten 
Volk mitzuarbeiten. Sie dürfen alle eigenen Dinge der Einzel⸗ 
gemeinſchaft überlaſſen. So kann ein Kameradendiebſtahl im 
Arbeitsdienſt oft in wirkſamer Weiſe durch die eigene Dienſt⸗ 
ſtrafgewalt hinreichend geahndet werden. Wenn dagegen ein 
Verbrecher eine Tat verübt, die über den Bereich der Einzel⸗ 
gemeinſchaft hinausgreift, müſſen die Gerichte des Geſamt⸗ 
volkes eingreifen. 

Der Dienſt an der Einzelgemeinſchaft wie am Geſamt⸗ 
volk iſt Sozialismus der Tat. Das iſt bis in die kleinen Dinge 
des täglichen Lebens hinein zu beachten. Zwei „Vertrags⸗ 
gegner“ dürfen ſich nicht als „Feinde“, ſondern müſſen ſich als 
Volksgenoſſen gegenüberſtehen. Treu und Glauben iſt darum 
oberſter Geſchäftsgrundſatz — nicht etwa die private Ren⸗ 
tabilität (lies Eigennutz). 


—ůů—— — 


) Vgl. RES. 69, 175; 69, 401 — JW. 1936, 733. 


Im Rahmen einer guten Gemeinſchaft wird ſchon heute 
kein Unterſchied zwiſchen Recht und Sittlichkeit ge⸗ 
macht. Das unanſtändige Verhalten iſt ſittlich wie rechtlich 
verboten. Das muß im nationalſozialiſtiſchen Recht allgemein 
gelten. Alles Recht entſpringt dem Rechtsgewiſ⸗ 
ſen, den ſittlichen Grundanſchauungen des 
Volkes. Ein Teil der ſittlichen Gebote richtet eine Mahnung 
an das Gewiſſen des einzelnen, ein anderer Teil legt ihm 
zugleich ein äußeres erzwingbares Gebot auf. So bleibt 
das Recht im Rahmen der Sittlichkeit. Eine Entſch e i⸗ 
dung iſt gerecht, wenn ſie ſich der völkiſchen 
Geſamtordnung angemeſſen eingliedert. Ein 
Rechtswahrer darf ſich darum nie bei einem ſcheinbaren 
Widerſpruch zwiſchen Recht und Gerechtigkeit beruhigen: 
unter allen Umſtänden muß ſeine Entſcheidung 
gerecht ſeins). 

Vom völkiſchen Gemeinſchaftsdenken aus löſt ſich auch 
eine weitere Spannung des früheren Zuſtandes: die Spannung 
zwiſchen Recht und Lebens). Da das Recht den ſittlichen 
Grundanſchauungen des Volkes entſpringt, führt die richtige 
Rechtsanwendung zum Leben des Volkes hin, während das 
abſtrakte Geſetzesdenken beide entfremdete. Das Recht iſt kein 
durch reine Denktätigkeit erfaßbares Geſetzbuch, ſondern eine 
mit Gefühl, Verſtand und Willen geſtaltete 
Lebensordnung. 

Der Rechtswahrer darf darum nie lebensfremd wer⸗ 
den 10). Es iſt unmöglich, nach allgemein abſtrakten Regeln 
jeden Fall des Lebens einordnen zu wollen. So mußte der 
Verſuch innerlich ſcheitern, die ſog. „Kriegsverbrecher“ oder 
die „Fememörder“ nach den Grundſätzen der gemeinen Tö⸗ 
tungsverbrechen abzuurteilen u). Ebenſo unmöglich iſt es, 
gegen harmloſe Flegeleien mit dem ſchweren Geſchütz der Ver⸗ 
brechensverfolgung vorzugehen. Andererſeits war es unhalt⸗ 
bar, 1933 wegen Fortnahme ſchwarz⸗rot⸗gelber Parteifahnen 
Schadenserſatzklagen anzuſtrengen. Wenn ein Arzt einem 
Patienten „mit Hilfe eines Meſſers“ den Blinddarm heraus⸗ 
holt, ſo liegt keine „Verletzung der körperlichen Unverſehrt⸗ 
heit“ i. S. von 8223a Stc HB. vor, kommt alſo eine Körper⸗ 
verletzung gar nicht in Frage. In allen dieſen Fällen paſſen 
die geſetzlichen Beſtimmungen nicht auf den Fall des Lebens. 
— Im Strafrecht, das auf manchen Gebieten der Rechts⸗ 
entwicklung einen Vorſprung hat, haben wir heute mit dem 
8 2 eine grundlegende Neuerung, welche dieſe Konflikte ver⸗ 
meidet. Das Zurückgreifen auf den Grundgedanken der Straf⸗ 
geſetze und auf das geſunde Volksempfinden wird volksfremde 
Entſcheidungen ſtets verhindern 12). Das iſt eine großzügige 
Regelung, wenn ſie nur richtig verſtanden und nicht mit dem 
Seziermeſſer zerlegt wird. 

Die in § 2 StGB. — m. E. in Beſtätigung eines jeit 
der Machtübernahme beſtehenden Zuſtandes — niedergelegten 
Gedanken können als Ausfluß des nationalſozialiſtiſchen 


8) Darum verdient die Rechtſprechung des RG. Anerkennung, 
die gegen erſchlichene rechtskräftige Urteile einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus 8826 BGB. gewährt; vgl. zu dieſer Frage neueſtens 
OLG. Hamburg: JW. 1936, 280934, Hervorzuheben iſt weiter eine 
Entſcheidung des EGH. der RRAK. v. 16. Juni 1936 (JW. 1936, 
2807); dieſe bejtätigt den Ausſchluß eines Rechtsanwalts aus der 
Anwaltſchaft, weil dieſer bewußt für das Unrecht ſeiner Partei und 
gegen das klare Recht der Gegenpartei eingetreten iſt. 

9) Au ſolchen Spannungen zwiſchen Recht und geſunder Volks⸗ 
anſchauung habe ich u. a. in JW. 1935, 889 ff. Stellung genommen. 
Seitdem hat die Zahl der Entſcheidungen, welche eine Spannung 
zwiſchen Recht und Leben aufzeigen, weiter abgenommen. 

10) Deshalb beſtehen lebhafte Bedenken gegen die zwar überaus 
ſcharfſinnige, aber überipigte Begründung in der Rz Entſch. v. 20. Ang. 
1936 (NOS. 70, 293 — JW. 1936, 3199), die ſich mit Teilnahme 
am Morde beſchäftigt. Vgl. hierzu meine Beſpr. ZW. a. a. O. 

11) Val. hierzu die grundlegende Abhandlung von Dahm, Ver⸗ 
brechen und Tatbeſtand, in Kieler „Grundfragen der neuen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft“, 1935, insbeſ. S. 71 ff. 

12) Viel zu eng iſt die Auslegung, mit der Zimmer! (Feſtſchr. 
f. Graf Gleispach, 1936, S. 173 ff.) die hervorragende Bedentung 
von 82 StGB. einzuſchränken verſucht. 
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Rechtsdenkens auch in den übrigen Rechtsgebieten Geltung 
beanſpruchen. Der Rechtswahrer braucht alſo nicht erſt eine 
derartige geſetzliche Regelung in andern Rechtsgebieten ab⸗ 
zuwarten, ſondern kann ſie unmittelbar anwenden. Ahnliche 
Gedanken wie in § 2 StGB. finden wir auch bereits u. a. 
in den Vorſprüchen zum RErbhof®. v. 29. Sept. 1933, zur 
Zivilprozeßnovelle v. 27. Okt. 1933, ſowie im ArbOG. In 
dieſen wie in zahlreichen andern Geſetzen des nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staates tritt das geſunde Rechtsempfinden der 
führenden Männer des deutſchen Volkes deutlich hervor. So 
iſt die Verbindung von Recht und Leben gewahrt. 

Auf ein Hemmnis, welches die heutige Geſetzgebung der 
Verbindung von Recht und Leben noch entgegenſetzt, ſei hier 
kurz hingewieſen. Es iſt die Stellung des Rev. ts). Dies 
trifft ſeine Entſcheidungen ſtets aus den Akten und kann nur 
über einzelne Rechtsſätze verſtandesmäßige Entſcheidungen 


18) Vgl. hierzu Siegert, Berufung und Reviſion im Straf⸗ 
verfahren (Feſtſchr. f. Graf Gleispach, 1936, S. 138 ff.). — In ſeiner 
kritiſchen Auseinanderſetzung mit meinen Ausführungen verkennt 
Schäfer (Feſtſchr. f. Schlegelberger, 1936, S. 139 ff.) die Notwendig⸗ 
keit eines völligen Umbruchs auf dieſem Gebiete. 


treffen. Der Umbruch des Rechtsdenkens muß zur Beſeiti⸗ 
gung der aus der franzöſiſchen Revolution ſtammenden Re⸗ 
viſion im Zivil⸗ und Strafprozeß führen!! In ein Recht, das 
ſich aus lebendigen Einzelgemeinſchaften zuſammenſetzt, paßt 
nicht die Überbewertung von abſtrakten Grundſätzen. Ein 
Grundſatz, der für ein Lebensgebiet zutrifft, wird oft nicht 
den Bedürfniſſen eines andern Gebietes genügen ). 

Weiter muß verſucht werden, die geſetzlichen Fiktionen, 
die zwangsläufig zur Lebensfremdheit führen, abzuſchaffen. 
Dies gilt in ganz beſonderem Maße für die Beſeitigung der 
Fiktionen im Familienrecht, die dem Raſſegedanken wider⸗ 
ſprechen 1). Nur fo kann die Verbindung von Recht 
und Leben, Geſetz und geſunder Volksauf⸗ 
faſſung wiederhergeſtellt werden. 


14) Darum iſt es unnötig und gar ſchädlich, wenn man über 
die drei oberſten Strafgerichte (Volksgerichtshof, Reichsgericht, Reichs⸗ 
kriegsgericht) noch eine beſondere Kontrollinſtanz zur Wahrung der 
Rechtseinheit ſetzen wollte, wie u. a. Gerland: Ztſchr. f. Wehrrecht 
1936, 264 ff. das vorſchlägt. Denn die Eigenart der verſchiedenen Ge— 
biete kann auch eine Verſchiedenheit allgemeiner Grundſätze erfordern. 

15) Vgl. hierzu OLG. Naumburg: JW. 1936, 2819f. 


Ehrengerichtsverfahren und Steueramneſtien 
Von Dr. Werner Friedrich, München 


1. Die meiſten Straffreiheitsgeſetze der letzten Jahre haben 
ſich ausſchließlich auf kriminelle Strafen erſtreckt. Ich nenne als 
wichtigſtes Beiſpiel das Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 (RGBl. 
1934, 1, 769). Die Gerichte haben es ſtets abgelehnt, die Straffrei⸗ 
heit auf Grund dieſes Geſetzes über die kriminellen Strafen 
hinaus auszudehnen, ſo für Ordnungsſtrafen das frühere Bay⸗ 
Obe G.: JW. 1935, 2201, für Diſziplinarſtrafen der RDiſz H.: 
JW. 1935, 1647 2 und für anwaltliche Ehrenſtrafen der EG. 
der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer: JW. 1936, 5122 = E68. 
XXIX, 167. - 

Einige Amneſtiegeſetze haben jedoch die Straffreiheit aus⸗ 
drücklich auch auf die Diſziplinarſtrafen erſtreckt. So hat 
bereits die 1. Stamm VO. v. 23. Aug. 1931 (RGBl. 1931, I, 449) 
in § 17 folgende Beſtimmung gebracht: 


„Die Steueramneſtie umfaßt folgende Vergünſtigungen: 
II. Befreiung von der Strafe (auch Diſziplinar⸗ 
ſtraf e) für Steuerzuwiderhandlungen, auf die ſich die Am⸗ 
neſtie erſtreckt, auch ſoweit noch Nachzahlungen zu leiſten 
ſind.“ 
Desgleichen beſtimmt §7 der 2. StAmnVO. v. 19. Sept. 
1931 (RGBl. 1931, I, 503): 


„Die Steueramneſtie, die durch den Erwerb ſteuerfreier 
Reichsbahnanleihe in der in den 88 3 bis 6 vorgeſchriebenen 
Höhe erlangt wird, umfaßt folgende Vergünſtigungen: 

3. Befreiung von der Strafe (auch Diſziplinar⸗ 
ftrafe) für Steuerzuwiderhandlungen, die ſich auf das nicht 
angegebene Vermögen nach dem Stand v. 1. Jan. 1931 und 
auf die in Nr. 2 bezeichneten, nicht angegebenen ſteuerpflich⸗ 
tigen Werte beziehen.“ 

Auch das Arbeisſpendengeſetz, Abſchn. 3 des Geſetzes zur 
Förderung der nationalen Arbeit v. 1. Juni 1933 (RGBl. 1933, 
1, 324) erklärt in feinem 86 Abſ. 2: 

„Wird ein Spendenſchein in der im Abſ. 1 Ziff. 3 be⸗ 
zeichneten Art verwendet, ſo treten die folgenden weiteren 
Wirkungen ein: 

2. Iſt hinſichtlich einer ablöſungsfähigen Steuerſchuld 
(ST) eine Steuerzuwiderhandlung begangen worden, ſo tritt 
dafür Straffreiheit (auch Befreiung von Diſzipli⸗ 


narſtrafe) ein, wenn der Betrag, in deſſen Höhe Steuer 
einnahmen verkürzt worden ſind, mindeſtens zur Hälfte ab 
gelöſt wird (Abſ. 1 Ziff. 2). Die Straffreiheit (a uch Befrei 
ung von Diſziplinarſtrafe) kommt allen Perſonen 
zugute, die an der Steuerzuwiderhandlung beteiligt waren 
(3. B. als Mittäter oder Gehilfen).“ 


Ahnlich beſtimmt §7 VolksverrG. v. 12. Juni 1933 (RG⸗ 

Bl. 1933, I, 360) in der urſprünglichen Faſſung wie in der Faſ 

jung gem. § 23 Ziff. 4 StAnp®. v. 16. Okt. 1934 (RGBl. 1934, 

937) 

„Werden anzeigepflichtige Werte bis zum Ablauf des 

31. Aug. 1933 (bzw. 31. Dez. 1934) einer Anzeigeſtelle (8 5) an 

gezeigt, fo tritt ... Straffreiheit (auch Befreiung von 

Diſziplinarſtrafe) ein für Steuerzuwiderhandlungen 

und Deviſenzuwiderhandlungen, die vor dem Inkrafttreten 

dieſes Geſetzes (bzw. des Abſchn. III StAnp®.) begangen wor 
den find...” 


2. Es iſt nun die Frage aufgetaucht, ob der Ausdruck „Dif- 
ziplinarſtrafe“ in dieſen Beſtimmungen ſich nur auf die 
im Difziplinarverfahren gegen Beamte ausgeſprochenen bzw. 
auszuſprechenden Strafen bezieht oder ob er auch die im Ver- 
fahren vor den anwaltlichen und anderen Ehrengerichten ver 
hängten Strafen umfaßt. 

Auf eine diesbezügliche Anfrage an das RF M. ift folgende 
Antwort ergangen: 

„Im Auftrage des Herrn Rm, teile ich Ihnen mit, daß 
ſich die Worte ‚auch Befreiung von Diiziplinarftrafen‘ in 8 7 
Volksverrc. auch auf Ehrengerichts verfahren 
gegen Rechtsanwälte, Patentanwälte und Arzte beziehen.“ 

Dieſe Auslegung durch den Fachminiſter iſt natürlich nicht 
nur auf das VolksverrG. beſchränkt, ſondern erſtreckt ſich auf die 
ganzen oben angeführten gleichartigen Vorſchriften über Steuer 
amneſtien. Daher können Rechtsanwälte, Patentanwälte und 
Arzte wegen einer unter dieſe Amneſtien fallenden Steuer⸗ oder 
Deviſenzuwiderhandlung auch nicht vor den Ehrengerichten zur 
Verantwortung gezogen werden. Man wird ſogar ſagen können, 
daß in allen Fällen, wo die Straffreiheit auch auf Diſzipli⸗ 
narſtrafen erſtreckt wird, damit ſtets auch die durch die Ehren⸗ 
gerichte zu verhängenden Strafen eingeſchloſſen ſind. 
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für das Jahr 1937 


Das Präſidium des RG. hat nach dem Beſchluß vom 
16. Dez. 1936 auf Grund der 88 63, 64, 131 GVG. (RG Bl. 
1924, I, 299) i. d. Faſſ. des Geſetzes v. 4. Juli 1933 (RG⸗ 
Bl. 1, 451) für das Geſchäftsjahr 1937 folgendes beſchloſſen: 
J. Von den Strafſachen werden zugeteilt: 


1. dem erſten Strafſenate: 

a) für das ganze Reich die Beſtimmung des zuſtändigen 
Gerichts in den Fällen der Abſchnitte 1 und II des erſten 
Buchs der StPO. und in den Fällen des 5 124 Abſ. 3 
Seemanns O. v. 2. Juni 1902 (RGBl. 175) und des 855 
KonſulargerichtsbarkeitsG. v. 7. April 1900 (RG Bl. 213), 
ſowie die Entſcheidung nach § 159 Abi. 1 GVG. in Straf⸗ 
jachen, nach § 27 Abſ. 4 StPO. und nach 8 18 Konſular⸗ 
gerichtsbarkeits. v. 7. April 1900 (RGBl. 213), 

b) die Strafſachen aus den Bezirken der OLG. Bam⸗ 
berg, Darmſtadt, Frankfurt a. M., Hamm (die LG. Arns⸗ 
berg und Dortmund), Karlsruhe, Kaſſel, München, Nürn⸗ 
berg, Stuttgart, Zweibrücken und aus den Konſulargerichts⸗ 
bezirken (814 Nr. 2 Konſulargerichtsbarkeitsch. v. 7. April 
1900 [RG Bl. 213] und Art. I 8 14 Nr. 2 VO. über die 
Konſulargerichtsbarkeit in Agypten v. 31. Juli 1925 [R- 
Bl. II, 735]); 

2. dem zweiten Strafſenate: 

die Strafſachen aus dem Bezirke des KG. und aus den 

Bezirken der OLG. Braunſchweig und Naumburg (nur die 


LG. Deſſau, Magdeburg, Naumburg, Nordhauſen, Stendal 
und Torgau); 


3. dem dritten Strafſenate: 

a) die Strafſachen aus den Bezirken der OLG. Celle, 
Hamburg, Hamm (nur die LG. Bielefeld, Hagen, Münſter, 
Paderborn, Siegen), Kiel, Köln, Naumburg (nur das CG. 
au Oldenburg, 

p) die Entſcheidungen, die dem RG. durch das Ausliefch. 
d. 23. Dez. 1929 — RGBl. I, 239 — (88 9 Abſ. 3, 27, 29 


Abſ. 3, 31 Abſ. 3, 33 Abſ. 2 Nr. 1, 38 Abſ. 2, Al Abſ. 2) 
zugewieſen ſind; 
4. dem vierten Strafſenate: 

a) die Strafſachen aus den Bezirken der OLG. Breslau, 
Dresden, Hamm (nur die LG. Bochum und Eſſen), Naum⸗ 
burg (nur die LG. Halle und Halberſtadt), 

b) die nach § 16 Abſ. 4 Einf. zur MilStGGO. vom 
29. Sept. 1936 (RG Bl. I, 751) dem RG. zugewieſenen Ent⸗ 
ſcheidungen über weitere Beſchwerden; 


5. dem fünften Strafſenate: 

a) die Strafſachen aus den Bezirken der OL. Düſſel⸗ 
dorf, Jena, Königsberg, Marienwerder, Roſtock, Stettin, 

b) die Entſcheidungen, die dem RG. zugewieſen ſind 
durch die VO. des RPräſ. vom a) 19. Dez. 1932 zur Er⸗ 
haltung des inneren Friedens — RGBl. I, 548 — (8 8 
Abſ. 2, 3, 4, § 6 Abſ. 1), b) 4. Febr. 1933 zum Schutze des 
deutſchen Volkes — RGBl. I, 35 — (5s 10 Abſ. 1, 2, 3, 
11 Abſ. 2). 

Die ſogenannten Rückläufer bleiben für die zurückliegende 
Zeit und für die Zukunft bei dem Strafſenate, der das 
frühere Reviſionsurteil erlaſſen hat. 


II. Die Veſetzung der Strafjenate wird durch einen be⸗ 
ſonderen Präſidialbeſchluß geregelt. 
Es werden vertreten die Mitglieder 
des von den Mitgliedern des 
5 Strafſenats a Strafſenats 
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Leipzig, den 21. Dez. 1936. 
Der Präſident des Reichsgerichts. 


„ 


Forderung beſonderer 


„Die nationale Wirtſchaft“, das Organ der Wirtſchafts⸗ 

rechtler im NS. Rechtswahrer⸗Bund, bringt in ihrem Januar⸗ 
heft einen Beitrag von ORegR. Vogel, Roſenheim, über die 
Sonderſtellung des Steuerſtrafrechts, in dem ORegR. Vogel 
auf dieſem Gebiete eine völlige Neuregelung fordert. Grund⸗ 
ſätzlich ſei der Weg für dieſe Neuordnung bereits dadurch 
angebahnt, daß das Dritte Reich mit der verderblichen An⸗ 
ſchauung, daß Steuerhinterziehungen als Kavaliersdelikte zu 
gelten hätten, die Ehre und Anſehen des Steuerhinterziehers 
keinen Abbruch täten, gebrochen hat. 
Ganz allgemein werde Steuerhinterziehung heute als die 
ſchlimmſte Art des Eigennutzes, eines Eigennutzes, der auf 
Koſten der Volksgemeinſchaft ſich bereichert, angeſehen. Steuer⸗ 
Anferziehung müſſe daher auch heute als Vergehen gegen die 
Volksgemeinſchaft gewertet werden. Dieſem Wechſel der An⸗ 
ſchauungen über die Beurteilung des Steuerbetruges ſei jedoch 
die Strafgeſetzgebung noch nicht gefolgt. Nach wie vor ſei die 
beteuerhinterziehung aus der Reihe der allgemeinen Straftaten 
voraus genommen und bietet nach wie vor gewiſſermaßen eine 
fonnehmere Sonderklaſſe der Vergehen und Verbrechen. Das 
11 55 vor allem darin zum Ausdruck, daß Steuervergehen 
N ht öffentlich vor Gericht, ſondern von der Steuerbehörde 
inter vier Augen abgeurteilt werden. 


Steuer⸗ Staatsanwälte 


Viel ſchärfer werde dagegen durch das StGB. der gewöhn⸗ 
liche, an einem vertrauensſeligen Mitbürger verübte Betrug 
bedroht, für den das Strafgericht zuſtändig iſt und in dem 
die Gefängnisſtrafe die Regel bildet. Der Unterſchied in der 
Behandlung des Straffälligen und im Strafausmaß für dieſe 
beiden einander verwandten Vergehen iſt groß. Die Art und 
Weiſe, wie z. Z. noch der Steuerhinterzieher behandelt werde, 
iſt nach der Auffaſſung von Vogel nicht geeignet, in ihm 
das Gefühl aufkommen zu laſſen, daß er ſich ſchwer an der 
Volksgemeinſchaft vergangen habe. Ihrer Schwere, Schändlich⸗ 
keit und Schädlichkeit nach gehört die Steuerhinterziehung in 
aller Effentlichkeit vor Gericht behandelt. Allein die Offentlich⸗ 
keit ſei imſtande, den ſkrupelloſen Steuerhinterziehern einen 
heilſamen Schrecken in die Glieder zu jagen und ſie in Zu⸗ 
kunft von geplantem Steuerbetrug abzuhalten. 


Vogel empfiehlt daher, in Zukunft die Steuerhinter⸗ 
ziehung in aller Offentlichkeit vor Gericht zu behandeln und 
empfiehlt in dieſem Zuſammenhang die Beſtellung beſonderer 
Steuerſtaatsanwälte aus geeigneten Beamten der Finanz⸗ 
verwaltung, die die Aufgabe des öffentlichen Anklägers vor 
Gericht in Steuerſtrafverfahren zu übernehmen hätten. 
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Der Urlaubsanſpruch bei Beendigung des Arbeitsverhältnifles 


Von Dr. Curt Wähner, Borſigwerk O /S. 


In einer neueren Eutſcheidung :) hat das RArbG. einer 
Arbeiterin, die ihren bisherigen Betrieb mit der Begründung 
verließ, daß ſie eine beſſere Stellung angenommen habe, und 
dieſe Stellung auch ſofort antrat, eine von ihr noch beanſpruchte 
Urlaubsabgeltung zugeſprochen. Der Fall bietet Anlaß, die 
Frage des Urlaubsanſpruchs im allgemeinen und bei Beendi- 
gung des Arbeitsverhältniſſes im beſonderen im Lichte der 
heutigen grundſätzlichen Auffaſſungen erneut zu betrachten. 

Das Urlaubsrecht kennt auch heute noch keine allgemeine 
zwingende Regelung, abgeſehen von vereinzelten geſetzlichen Be 
ſtimmungen wie z. B. § 616 BGB. Wie es von jeher ſeine 
Grundlage in vertraglichen, insbeſ. tarifvertraglichen Verein 
barungen gefunden hat, fo iſt es auch in der durch das ArbOG. 
eingeleiteten neueren Entwicklung mit der Maßgabe geblieben, 
daß die Fortbildung nunmehr hauptſächlich durch Betriebsord— 
nungen ſowie Tarifordnungen der Treuhänder der Arbeit er- 
erfolgt. 

Es iſt verſtändlich, daß auf einem ſolchen Gebiete der 
Rechtſprechung ſtets eine beſondere Bedeutung zukommt. 
Tatſächlich iſt es auch vorwiegend die Rechtſprechung der LArb. 
und des NArb®. geweſen, aus der ſich die Begriffe über die 
rechtliche Natur des Urlaubs gebildet haben. Hierbei iſt insbeſ. 
klargeſtellt worden, daß das Recht auf Urlaub zwei Anſprüche 
in ſich vereinigt, nämlich den Anſpruch auf Gewährung von 
Freizeit und den Anſpruch auf Zahlung des Entgeltes. Dieſe 
Unterſcheidung iſt gerade für die bei Beendigung des Arbeits- 
verhältniſſes auftretenden Fragen von großer Wichtigkeit ge⸗ 
worden. Wird nämlich durch die Beendigung des Arbeitsper- 
hältniſſes vor Erteilung des Urlaubs die Erfüllung des erſteren 
Anſpruchs unmöglich, ſo bleibt doch der zweite Anſpruch be— 
ſtehen. Da das RArbG. ſich weiterhin in immer klarerer Be- 
tonung die Auffaſſung zu eigen machte, daß der Urlaub eine 
vertragliche Gegenleiſtung des Unternehmers für in der Ver⸗ 
gangenheit bereits geleiſtete Dienſte darſtelle, ſo mußte es folge 
richtig zu dem Ergebnis kommen, daß es für den Anſpruch auf 
Urlaub gleichgültig ſei, aus welchem Grunde ein Arbeitsverhält⸗ 
nis endet. Ob die Beendigung eintritt infolge vertragsgemäßer 
Kündigung durch den Unternehmer oder Arbeitnehmer oder 
ohne eine ſolche oder ſchließlich auch bei friſtloſer Entlaſſung, die 
durch eigenes Verſchulden des Arbeitnehmers bedingt war, im⸗ 
mer mußte dem Arbeitnehmer der noch nicht entnommene Ur⸗ 
laubsanſpruch als ein Teil der Vergütung für in der Ver⸗ 
gangenheit geleiſtete Dienſte zuſtehen und daher zum wenigſten 
noch in feinem auf Zahlung des Lohnes gerichteten Teil ver- 
wirklicht werden. Tatſächlich hat das RArbch. dieſe letzte Folge 
für den Fall der friſtloſen Entlaſſung auch in dem Urteil vom 
13. März 1929 2) gezogen und damit feine Rechtſprechung in die⸗ 
ſer Frage zu einem gewiſſen Abſchluß gebracht. Für die Praxis 
war hierdurch eine klare Regelung geſchaffen; ſie galt natürlich 
nur dann, wenn nicht durch Tarifverträge etwas Abweichendes 
vereinbart war. Gut durchgearbeitete Tarifverträge ſahen aller⸗ 
dings von jeher Sonderbeſtimmungen über die Urlaubsgewäh⸗ 
rung bei Beendigung des Arbeitsverhältniſſes vor, in denen 
insbeſ. bei verſchuldeter friſtloſer Entlaſſung dem Arbeitnehmer 
der Urlaub abgeſprochen wurde. 

Wenn dieſe durch die Rechtſprechung des RArbG. in die 
Praxis eingeführte Ordnung auch den Vorzug der Einfachheit 
und Klarheit haben mochte, jo konnte fie doch nie als eine be- 
ſonders glückliche Löſung gelten. Sie traf weder das natürliche 
Rechtsempfinden, dem es nicht entſpricht, wenn ein durch eigene 
Schuld ausgeſchiedenes Gefolgſchaftsmitglied noch Vergünſti— 
gungen erhält, noch trug ſie dem beſonderen Charakter des Ur⸗ 
laubsanſpruchs Rechnung, bei dem die geldliche Seite eben doch 
erſt an zweiter Stelle zu ſtehen hat. Immerhin war es ſchließ⸗ 


1) RArb Gg. v. 11. März 1936, 9/36 (Arb Samml. 26, 321 
IW. 1936, 242640), 
2) NAD. 476/28: JW. 1932, 1276 — NArbG. 3, 306. 


lich nur folgerichtig, ſolange als alleinige Grundlage der Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer immer der 
ſchuldrechtliche gegenſeitige Arbeitsvertrag ange— 
ſehen werden mußte, wenn auch dieſe Frage in den Rahmen 
dieſes Vertragsbegriffs gepreßt und allein aus dieſem Geſichts⸗ 
winkel gelöſt wurde. 

Mit dem Vordringen der nationalſozialiſtiſchen Einſtel⸗ 
lung und insbeſ. jeit dem Erlaß des ArbO®. tft die Entwick- 
lung über dieſe Auffaſſung des Arbeitsvertrages aber hinweg⸗ 
geſchritten. Das ArbOG. ſtellt die Betriebsgemeinſchaft mit 
ihrem Führer in den Mittelpunkt und macht dieſe Betriebs⸗ 
gemeinſchaft zum Ausgangspunkt einer neuen Auffaſſung auch 
des einzelnen Arbeitsverhältniſſes, das ſich alſo ſelbſt auch als 
ein Gemeinſchaftsverhältnis darſtellt. Es iſt verſtändlich, daß 
dieſe Entwicklung noch im Fluſſe iſt und daß gerade die Pro⸗ 
bleme, die der Alltag in der Praxis aufwirft, weſentlich dazu 
beitragen werden, bei dem Umgießen der neuen Idee in kon⸗ 
krete Beſtimmungen, wie wir ſie ſchließlich in dem geplanten 
Geſetz über das Arbeitsverhältnis zu erwarten haben werden, 
eine entſcheidende Rolle zu ſpielen. Es ſcheint daher nicht richtig, 
an ſolchen Problemen heute noch vorbeizugehen, und gerade 
das NALbG., das in vorderſter Linie zur Mitwirkung in dem 
Ringen um die Ausgeſtaltung des neuen Arbeitsrechts berufen 
iſt, ſollte auch dann nicht zögern, ſolche Fragen einer Nachprü⸗ 
fung unter dem Geſichtswinkel der neuen Grundidee zu unter⸗ 
ziehen, die bisher durch eine ſtändige Rechtſprechung als geklärt 
angeſehen wurden. Zu dieſen Fragen wird diejenige des Ur- 
laubsanſpruchs ganz zweifellos gehören müſſen. Handelt es ſich 
doch hier um einen Anſpruch, deſſen zwiefachem Weſen die 
bisherige Auffaſſung gerade bei Zweifelsfragen, für deren Lb 
ſung auf den eigentlichen Charakter des Anſpruches zurückzu⸗ 
gehen war, nicht gerecht werden konnte, während ſich für die 
neue Betrachtungsweiſe von ſelbſt neue Möglichkeiten aufzeigen. 
Es iſt daher bedauerlich, daß das RArbG. den ihm zur Ent⸗ 
ſcheidung vorliegenden eingangs erwähnten Fall, obwohl er 
hierzu beſonders geeignet erſcheinen mußte, nicht zu einer grund⸗ 
ſätzlichen neuen Auseinanderſetzung benutzt hat. Eine ſolche wird 
jedenfalls, nachdem das RArbch. wenige Tage ſpäter in der 
Entſcheidung vom 18. März 1936 3) grundlegend und abweichend 
von feiner früheren zurückhaltenden Behandlung die Entwick⸗ 
lung des Arbeitsvertragsverhältniſſes aus einem rein ſchuld 
rechtlichen zu einem Arbeitsverhältnis ſtark perſonenrechtlichen 
Charakters betont herausgeſtellt hat, kaum noch länger vermie— 
den werden können. 

Das ArbOG. hat feinen Grundgedanken über das Arbeits 
verhältnis in die beiden knappen Sätze des § 2 Abſ. 2 gekleidet: 

„Der Führer des Betriebes hat für das Wohl der Ge- 
folgſchaft zu ſorgen. Dieſe hat ihm die in der Betriebsgemein⸗ 
ſchaft begründete Treue zu halten.“ 

Das Umwälzende dieſer Geſetzesbeſtimmung beſtand darin, 
daß ein ſolcher Gedanke, der zwar als ethiſche Idee ſchon immer 
eine Rolle geſpielt haben mochte, ohne ſich aber letzten Endes 
rechtlich auswirken zu können, nunmehr in einem Geſetz als 
Grund und Eckſtein verankert wurde. Das Arbeitsverhältnis 
ſollte fortan nach dem Willen des Geſetzgebers ein Gemein 
ſchafts verhältnis darſtellen, und alle die vielfältigen Rechts⸗ 
beziehungen, die ſich bei einem Arbeitsverhältnis ergeben, foll- 
ten nicht mehr losgelöſt von der Ordnung und dem Weſen 
der Gemeinſchaft betrachtet werden, innerhalb deren es begrün- 
det worden iſt. Das oberſte Geſetz dieſer auf gegenſeitigem Ver⸗ 
trauen beruhenden Betriebsgemeinſchaft, zu welcher der Führer 
des Betriebes und die Gefolgſchaft miteinander verbunden ſind, 
ſollgegenſeitige Treue heißen. 

Trotzdem die oben angeführten Beſtimmungen durch die 
Aufnahme in das Arb OG. konkretes geltendes Recht geworden 


3) RalrbGg. v. 18. März 1936, 226/35 (Arbe Samml. 26, 181 
W. 1936, 2015 105). 
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waren, iſt die Praxis nur ſehr langſam dazu übergegangen, in 
ihnen mehr als eine Richtlinie oder einen Auslegungsmaßſtab 
zu ſehen und ihnen einen unmittelbaren Einfluß auf das ein- 
zelne Arbeitsverhältnis einzuräumen. Dies war auch verſtänd⸗ 
lich, da gerade im Arbeitsleben Unklarheiten und Unſicher⸗ 
heiten beſonders unerträglich find; ihnen wäre aber Tür und 
Tor geöffnet worden, wenn ſich die Auffaſſung durchgeſetzt hätte, 
daß aus der Treueverpflichtung des $ 2 ArbOG. ohne weiteres 
alle möglichen ziffernmäßig beſtimmten Anſprüche hergeleitet 
werden können. So hat denn auch das RArbG. noch in der 
Entſcheidung vom 23. März 1935, 264/340) klar ausgeſprochen, 
daß die in §S 2 ArbO®. ausgeſprochene Fürſorgepflicht des Un⸗ 
ternehmers keine geeignete Grundlage für materielle Anſprüche 
aus dem Arbeitsverhältnis bilde, ſondern nur ein Maßſtab für 
die Auslegung der geſetzlichen und vertraglichen Bedingungen 
des Arbeitsverhältniſſes ſei. 

Im Gegenſatz hierzu bricht ſich in der oben erwähnten 
Entſcheidung vom 18. März 1936 eine weſentlich fortgeſchrittene, 
durch das arbeitsrechtliche Schrifttum allerdings bereits weit- 
gehend vorbereitete Auffaſſung Bahn. Sie gipfelt in der Feſt⸗ 
ſtellung, daß die Beſtimmung des § 2 ArbO®. nicht nur die 
Beziehungen des Führers des Betriebes zu der Gefolgſchaft 
als ſolcher in ihrer Geſamtheit betreffe, ſondern daß ſie mit 
den ſich aus ihr ergebenden Gemeinſchaftspflichten jedes ein⸗ 
zelne Arbeitsverhältnis erfülle, ſo daß die aus jedem Arbeits⸗ 
verhältnis ſich ergebenden Rechte und Pflichten davon maßgeb— 
lich beeinflußt werden. Bei dem großen Einfluß, der dem 
RArbG. entſprechend feiner Stellung in der Praxis für die 
fortſchreitende Rechtsgeſtaltung zukommt, wird dieſe Entſchei⸗ 
dung zur weiteren Klärung der Begriffe, die ja noch weitgehend 
im Fluſſe ſind und wohl erſt in dem geplanten Geſetz über das 
Arbeitsverhältnis wenigſtens in den Grundzügen zu einem ge⸗ 
wiſſen Abſchluß kommen werden, maßgeblich beitragen. Wenn 
das RArbG. auch erneut ausdrücklich an dem Vertrage als 
Grundlage der Rechtsbeziehungen zwiſchen Unternehmer und 
Gefolgſchaftsmitglied feſthält, ſo erkennt es doch jetzt nicht min⸗ 
der deutlich die ſtark veränderte Natur des Arbeitsverhältniſſes 
als eines „ſtark perſonenrechtlichen“ Rechtsverhältniſſes ſowie 
die große Bedeutung der Gemeinſchaft und der ſich aus ihr er⸗ 
gebenden Pflichten für den Inhalt dieſes Arbeitsverhält- 
niſſes an. 


Mit dieſer neuen Grundlegung des Arbeitsverhältniſſes, 
zu der das RArbG. vorgeſchritten iſt, muß aber folgerichtig 
auch eine neue Betrachtung des Urlaubsanſpruches 
überhaupt als einer aus der Treuegrundpflicht herauswachſen⸗ 
den Einzelpflicht aufkommen. Mit den Erwägungen, die das 
R ArbG. im Urteil vom 11. März 1936 auf der Linie feiner 
früheren Rechtſprechung anſtellt, daß der Erholungszweck des 

rlaubs in neuerer Zeit noch mehr in den Vordergrund ge— 
treten ſei, daß daher nach Möglichkeit die Verwirklichung des 
Urlaubs durch Freizeit anzuſtreben ſei, daß trotzdeſſen aber der 
erworbene Urlaubsanſpruch in allen von der Regel abweichen⸗ 
den Fällen notfalls in der Hilfsform, alſo durch Zahlung der 
Vergütung allein, zu verwirklichen ſei, kann es nicht mehr getan 
fein. Der Ausgangspunkt wird vielmehr jetzt der ſein müſſen, 
daß das Gefolgſchaftsmitglied in die Werksgemeinſchaft aufge⸗ 
nommen und damit der Ordnung dieſer Gemeinſchaft unter⸗ 
worfen wird. Die alles umfaſſende Grundpflicht dieſer Gemein⸗ 
ſchaft iſt die gegenſeitige Treuepflicht, die ſich für den Unter⸗ 
nehmer insbeſ. als Fürſorgepflicht darſtellt. Aus dieſer Grund⸗ 
pflicht des Unternehmers erwächſt für ihn die Verpflichtung, 
den Arbeiter zu beſchaftigen, ihm Lohn zu zahlen und ihm Er⸗ 
holungsurlaub zu gewähren, andererſeits erwachſen hieraus 
auch die Pflichten des Gefolgſchaftsmitgliedes. Auch wenn dieſe 
Pflichten durch Einzel⸗ oder Kollektivabreden beſonders geregelt 
find, fo werden fie doch hierdurch nicht erſt begründet, jondern 
nur in beſonderer Weiſe geſtaltet. 
6 So betrachtet, wird die auf der Rechtſprechung des RArbG. 
eruhende Annahme, daß der Urlaubsanſpruch einen Teil der 
8 ergütung für in der Vergangenheit geleiftete Dienſte daritelle, 
hne weiteres hinfällig werden müſſen. Sie trug ſtets etwas 
— — 


) ArbRSamml. 23, 170 JW. 1935, 1805 40a. 


Geküunſteltes in ſich und wurde allein ſchon bei der fortſchrei⸗ 
tenden Verkürzung der Wartezeiten für die erſtmalige Urlaubs⸗ 
gewährung immer unhaltbarer. Der Urlaubsanſpruch reſultiert 
vielmehr bei der neuen Betrachtungsweiſe unmittelbar aus der 
Fürſorgepflicht des Unternehmers, aus der heraus auch die Ge⸗ 
ſtaltung im einzelnen und die Löſung von Zweifelsfragen vor⸗ 
zunehmen ſein wird. Auf dieſer Grundlage und unabhängig 
von der Notwendigkeit, ihn in den alten ſchuldrechtlichen Ver⸗ 
tragsbegriff einzuzwängen, kann der von einem Entgeltsan⸗ 
ſpruch weit verſchiedene Charakter des Urlaubsanſpruches viel⸗ 
mehr erſt ungezwungen ſeine Beſonderheiten aufzeigen und ſein 
beſonderes Schickſal erfahren. So entſpricht es nur mehr der 
Fürſorgepflicht des Unternehmers, daß er darauf bedacht ſein 
muß, den Urlaub in erſter Linie in natura zu ermöglichen und 
die mindere Form, die bloße Zahlung der Vergütung ohne Ge⸗ 
währung von Freizeit, nur als Behelfslöſung zu wählen. 
Zunächſt wird dies allerdings zu der Frage führen, ob der 
Rahmen der Fürſorgepflicht des Unternehmers allgemein heute 
ſchon als ſo weit gezogen gelten muß, daß er in jedem Falle, 
alſo auch wenn keine dahingehende beſondere Regelung vorhan⸗ 
den iſt, die Pflicht zur Urlaubsgewährung in ſich ſchließt. Wie 
bereits erwähnt, hat das RArbG. dieſe Frage noch in dem 
Urteil vom 23. März 1935 verneint. Angeſichts der Fortentwick⸗ 
lung, die aber gerade dieſer Punkt inzwiſchen durch die Treu— 
händer der Arbeit nicht nur in zahlreichen neuen Tarifordnun⸗ 
gen, ſondern auch in Ergänzungen und Verbeſſerungen alter 
Tarifordnungen ſowie in beſonderen Urlaubsregelungen für be- 
ſtimmte Gewerbe gefunden hat, wird man nicht umhin können, 
dieſe Frage jetzt zu bejahen; ſie dürfte zweifellos in dem geplanten 
Geſetz über das Arbeitsverhältnis einen entſprechenden Nie⸗ 
derſchlag finden. Damit entſteht bis dahin aber die weitere 
Frage, in welcher Höhe in einem ſolchen Falle ein Urlaubs- 
anſpruch zuzubilligen iſt. Denn wenn die Treuepflicht gegenüber 
dem Gefolgsmann auch den Unternehmer verpflichtet, ihm über- 
haupt Urlaub zu gewähren, ſo bleibt doch die Frage, wie hoch 
er zu bemeſſen ift, völlig offen. Beſtrebungen, allgemein nach 
einer gewiſſen Wartezeit einen Mindeſturlaub von ſechs Tagen 
einzuführen, find zwar im Gange und zweifellos im Fortſchrei— 
ten, ſie werden vielleicht auch einmal die Grundlage für eine 
geſetzliche Regelung abgeben, ſie können heute aber keinesfalls 
ſchon als ſo maßgeblich gelten, daß ſie allgemein dort, wo eine 
Lücke beſteht, als Richtlinie angeſehen werden können. Es wird 
daher zunächſt nichts anderes übrig bleiben, als im einzelnen 
Falle nach geeigneten Vergleichsmaßſtäben, der Ortsüblichkeit 
uſw. zu entſcheiden. Jedenfalls wird aber das RArbG., wenn 
es einerſeits der Treuepflicht des Unternehmers den Vorzug 
ſelbſt einer formell entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmung 
gegenüber zuerkennt ), nicht umhin können, im anderen Falle 
einer an ſich unbeſtrittenen und nur der Größe nach unbe- 
ſtimmten Treuverpflichtung einen beſtimmten Inhalt zu geben. 


Als nächſte Frage ergibt ſich die nach der Bemeſſung des 
Urlaubsanſpruches im Falle einer rechtmäßigen Beendigung 
des Arbeitsverhältniſſes im Laufe des Jahres, ſei es daß der 
Unternehmer oder der Beſchäftigte unter Einhaltung der geſetz⸗ 
lichen oder tariflichen Friſt kündigt. Bei der bisherigen Beur⸗ 
teilungsweiſe war hier ein Zweifel kaum vorhanden; der Ur⸗ 
laub war in der Vergangenheit verdient und konnte innerhalb 
der Kündigungsfriſt noch entnommen werden. Allenfalls konnte 
es bei kurzer Beſchäftigungsdauer fraglich ſein, wenn die Warte⸗ 
zeit nicht tariflich feſtgelegt war, nach welcher Zeit der Urlaubs⸗ 
anſpruch erſtmalig entſtand. Im übrigen war es gleich, ob der 
Beſchäftigte im erſten oder letzten Monat des Jahres ausſchied. 
Zu befriedigenden Ergebniſſen führte dies nicht immer, da z. B. 
ein im erſten Quartal Ausſcheidender, der im neuen Beſchäfti⸗ 
gungsverhältnis nur eine halbjährige Wartezeit zu erfüllen hat, 
für dieſes Jahr zu einem doppelten Urlaubsanſpruch kom⸗ 
men konnte. Bei dieſer Ordnung wird man jetzt nicht länger 
ſtehen bleiben können. Auch hier gab es ſchon früher Tarife, 
welche ſinngemäße Regelungen etwa derart vorſahen, daß bei 


5) AAO. v. 18. März 1936, vgl. oben Anm. 2. Nichtigkeit 
einer friſtloſen Entlaſſung nach § 82 Abſ. 1 Nr. 8 Allg Berg. 
(längere Arbeitsunfähigkeit) aus $ 138 BGB. 
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Kündigungen bis zum 30. Juni die Hälfte, bei Kündigungen ab 
1. Juli der volle Urlaub zugebilligt wurde. Auch in neuen 
Tarifordnungen iſt immer häufiger zu finden, daß Treuhänder 
der Arbeit mehr oder weniger eingehende Beſtimmungen auf 
einer ähnlichen Grundlage treffen. Es bereitet ſich alſo offen⸗ 
bar eine Entwicklung zu gewiſſen Richtlinien vor, die einmal 
mehr oder weniger allgemein Gültigkeit zu erlangen beſtimmt 
ſind. 

Zu völlig anderen Ergebniſſen als nach der bisherigen 
Handhabung wird man aber unter dem neuen Geſichtswinkel, 
den wir jetzt für Arbeitsverhältnis und Urlaubsanſpruch als 
maßgeblich anzuſehen haben, in den Fällen kommen, in denen 
das Arbeitsverhältnis unter außergewöhnlichen Umſtänden 
endet. Es wird ſich zeigen, daß dieſe neuen Ergebniſſe erheblich 
mehr als die bisherigen das natürliche Rechtsempfinden zu 
befriedigen geeignet ſind. 

Wir wollen von einigen praktiſchen Vorkommniſſen aus 
dem täglichen Leben ausgehen. 

1. Ein Gefolgsmann muß wegen irgendeines ſchweren 
Verſtoßes friſtlos entlaſſen werden. 

2. Ein Gefolgsmann erklärt ohne Kündigung ſeinen Aus⸗ 
tritt mit der Begründung, daß er eine beſſere Stellung ange⸗ 
nommen habe (der der Entſcheidung des RArbG. vom 11. März 
1936 zugrunde liegende Fall). 

3. Ein Führer entbindet ein Gefolgſchaftsmitglied von der 
Einhaltung der Kündigungsfriſt, um ihm die ſofortige Er⸗ 
langung einer beſſeren Stellung zu ermöglichen, die ihm ſonſt 
nicht offen gehalten werden könnte. 

Wie wird in dieſen Fällen jetzt zu entſcheiden ſein, wenn 
nachträglich der Anſpruch auf Zahlung von Urlaubsvergütung 
erhoben wird und die etwa in Frage kommende Tarifordnung 
hierüber nichts beſagt? 

Gibt ein Gefolgſchaftsmitglied berechtigten Anlaß zu ſeiner 
friſtloſen Entlaſſung, ſo bedeutet ſein Verhalten, von der Be⸗ 
triebsgemeinſchaft aus betrachtet, einen ſo ſchweren Verſtoß 
gegen die von ihm geſchuldete Treuepflicht, daß er der Be⸗ 
triebsgemeinſchaft nicht länger angehören kann. Das Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglied bricht die Treue; die Entlaſſung iſt die Folge 
des Treuebruches. 

Im zweiten Falle, wenn ein Gefolgſchaftsmitglied den 
Betrieb ohne Einhaltung der in Frage kommenden Kündigungs⸗ 
friſt verläßt, war uns auch bisher ſchon geläufig, daß es ſich 
um einen Treuebruch handelte, nämlich einen Bruch der Ver 
tragstreue. Wenn auch der Treuebegriff des §2 ArbO®. etwas 
anderes meint, nämlich die Treue als ethiſche Forderung, ſo 
überſchneiden ſich dieſe Begriffe doch auch wiederum, denn es 
iſt ja ſchließlich die erſte grundlegende Pflicht eines Gefolgs⸗ 
mannes, der Gemeinſchaft und ihrem Führer ſolange die Treue 
zu halten, als er durch Geſetz, Tarif- oder Betriebsordnung ver⸗ 
traglich gebunden iſt. Ein Mann, der ſeine Stelle ungeachtet 
beſtehender Kündigungsfriſten verläßt, begeht alſo einen dop⸗ 
pelten Treuebruch; er bricht einen Vertrag und er bricht die 
Betriebsgemeinſchaft. 

Der letzte unſerer Fälle ſchließlich ſcheint zunächſt inſofern 
beſonders zu liegen, als eine Betriebsgemeinſchaft des Ausge⸗ 
ſchiedenen zu dem früheren Unternehmen und ſeinem Führer 
nicht mehr beſteht. Auf der anderen Seite wird gerade das 
Verhalten dieſes Mannes als beſonders gegen Treu und Glau⸗ 
ben verſtoßend zu beurteilen ſein. Der Betriebsführer iſt, 
wenn er auf die Einhaltung der Kündigungsfriſt verzichtet, 
über die ihm obliegende Treue- und Fürſorgepflicht freiwillig 
hinausgegangen, um dem Ausſcheidenden bei ſeinem weiteren 
Fortkommen behilflich zu ſein. Er hat zu dieſem Zwecke viel⸗ 
leicht eigene Intereſſen zurückgeſtellt, die Frage, wie er ſchnell 
einen geeigneten Erſatz bekommt oder ob er getroffene Dispoſi⸗ 
tionen ändern muß, unbeachtet gelaſſen, es auf der anderen 
Seite aber ſtillſchweigend als ſelbſtverſtändlich angeſehen, daß 
der Ausgeſchiedene nicht noch mit nachträglichen Anſprüchen 
kommt. Das RArbG. würde nach feiner bisherigen Einſtellung 
auch in dieſem letzten Falle ebenſo wie in den anderen den An⸗ 
ſpruch auf Urlaubsvergütung anerkennen müſſen, da es ſich ja 
nach dieſer Anſicht auch hier nur um die Auszahlung eines 
bereits verdienten Entgeltes handele. Vielleicht würde es, wenn 


der Fall beſonders kraß liegt und mit dem natürlichen Rechts⸗ 
empfinden beſonders ſchlecht zu vereinigen iſt, ſich mit der Kon⸗ 
ſtruktion helfen wollen, daß die zwiſchen Führer und Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglied über das vorzeitige Ausſcheiden getroffene Ver⸗ 
einbarung einen Verzicht auf den Urlaubsanſpruch enthält. 
Aber was würde letzten Endes dagegen eingewendet werden 
können, wenn das Gefolgſchaftsmitglied vorträgt, es hätte die 
Auszahlung der Urlaubsvergütung gerade im Hinblick auf die 
Rechtſprechung des RArbG. als ihm ſelbſtverſtändlich noch zu⸗ 
ſtehend angeſehen und nur aus dieſem Grunde nicht davon ge⸗ 
ſprochen! 

Je mehr ſich der Gedanke der gegenſeitigen Treueverpflich- 
tung im Arbeitsverhältnis durchſetzt und vertieft, deſto weniger 
wird der bisherige Standpunkt des RArbG. in der Urlaubs⸗ 
frage in allen dieſen Fällen mit dem geſunden und natürlichen 
Rechtsempfinden vereinbar erſcheinen. Hierbei wird auch im⸗ 
mer klarer die Erkenntnis von der Gegenſeitigkeit des 
Treueverhältniſſes in Erſcheinung treten, die allein es ſchon 
unmöglich macht, das Verhalten des Treuebrechers, nur einer 
beſtimmten rechtlichen Konſtruktion des Urlaubsanſpruches zu⸗ 
liebe, noch durch weitere Leiſtungen des Betriebsführers, der 
alſo ſeinerſeits an das gebrochene Treueverhältnis noch ge⸗ 
bunden ſein ſoll, gewiſſermaßen zu ſanktionieren. 


Hier werden neue Grenzen aufgerichtet werden müſſen. 
Für dieſe Notwendigkeit ſpricht vor allem auch die Tatſache, daß 
zahlreiche Tarifordnungen, nicht nur alte von früher übernom⸗ 
mene, ſondern gerade auch viele von den Treuhändern der Ar- 
beit neu erlaſſene, die Frage des Urlaubsanſpruches in beſtimm⸗ 
ten Fällen der Beendigung des Arbeitsverhältniſſes in einer 
Weiſe geregelt haben, die zu den Ergebniſſen, zu denen das 
RArbG. beim Fehlen einer tariflichen Ordnung gelangt, im 
vollkommenen Gegenſatz ſtehen. Insbeſ. iſt bei friſtloſer Ent- 
laſſung das Hinfälligwerden des Urlaubsanſpruchs in vielen 
Tarifordnungen vorgeſehen. Wenn aber zahlreiche Tariford- 
nungen und gerade für die verbreitetſten Berufe ſolche Rege— 
lungen treffen, iſt dies an ſich ſchon der beſte Beweis dafür, 
daß das Rechtsempfinden nach anderer Richtung gegangen iſt 
und weiter geht, als die Rechtſprechung des RArbG. weiſen 
wollte. Andererſeits iſt es auf die Dauer unerträglich, wenn 
gleichgeartete Fälle völlig entgegengeſetzt zu entſcheiden ſind, je 
11 eine diesbezügliche tarifliche Regelung beſteht oder 
nicht. 

Das RArbG. ſollte daher feinen bisherigen Standpunkt 
einer grundlegenden Reviſion unterziehen und ſich auch in dieſer 
Frage entſchloſſen auf den Boden ſtellen, den es in der oben an⸗ 
geführten Entſcheidung mit ſeiner neuen grundlegenden Auf⸗ 
faſſung des Arbeitsverhältniſſes ſelbſt anerkannt hat. Iſt es 
einmal klar, daß der Urlaubsanſpruch unmittelbar aus der 
Fürſorge⸗ und Treuepflicht zu folgern iſt und nicht wie bisher 
nur einen beſonders gearteten Teil des Entgeltanſpruches be⸗ 
deutet, jo werden alle weiteren Fragen, unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Gegenſeitigkeit der Treuepflicht beurteilt, ſich 
unſchwer einordnen und löſen laſſen. Entſpricht der Treue- und 
Fürſorgepflicht des Führers die Pflicht zur Gewährung des 
Urlaubs, jo entſpricht dem Bruche der Treue durch das Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglied der Fortfall, die Verſagung des Urlaubs. Das 
ſind klare, dem perſonenrechtlichen Charakter des Arbeitsver⸗ 
hältniſſes entſprechende Begriffe, und fie ergeben eine gute Oxd- 
nung, ohne daß man wie bei früheren Verſuchen einer befrie- 
digenden Löſung auf Rechtsbegriffe wie Verwirkung u. dgl. zu- 
rückzugreifen braucht. Der friſtlos Entlaffene, der unter Außer 
achtlaſſung der Kündigungsfriſt Ausſcheidende, ſie haben die 
von ihnen geſchuldete Treueverpflichtung gebrochen, und es endet 
damit auch ohne weiteres die Treuepflicht des Betriebsführers. 
Sie haben noch den Anſpruch auf das bis zu ihrem Ausſchei— 
den verdiente Arbeitsentgelt, ſie gehen aber verluſtig der Ver 
günſtigungen, die ſich darüber hinaus aus der Fürſorgepflicht 
des Unternehmers ergaben. Gleichzeitig kann hierin für den 
Unternehmer ein kleiner Ausgleich für die Unzuträglichkeiten 
oder Schäden liegen, die das unfriſtgemäße Ausſcheiden des 
Gefolgſchaftsmitgliedes auf jeden Fall mit ſich bringt, da ja 
der an ſich hierfür beſtehende Schadenserſatzanſpruch nach Lage 
der Verhältniſſe kaum jemals zu verwirklichen ſein wird. Auch 
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der oben genannte dritte Fall wird nun ganz anders zu be⸗ 
trachten fein. Einmal wird jetzt bei einem allgemein ver⸗ 
änderten Standpunkte in der Regel ohne weiteres angenommen 
werden können, daß das Gefolgſchaftsmitglied für das Ent⸗ 
gegenkommen des Betriebsführers hinſichtlich der Kündigungs⸗ 
friſt ſeinerſeits auf den Urlaub verzichtet habe, andererſeits 
wird man aber auch davon ausgehen konnen, daß das frühere 
Treueverhältnis in gewiſſer Beziehung noch nachwirkt. So vor⸗ 
ſichtig man im allgemeinen hinſichtlich der Annahme ſolcher 
Nachwirkungen ſein muß, ſo würde man bei der Beurteilung 
eines nachträglich erhobenen Urlaubsanſpruches doch auch hier 
ſagen können, daß das frühere Gefolgſchaftsmitglied ein Treue⸗ 
verhältnis bricht, wenn es die vom Betriebsführer über ſeine 
Verpflichtungen hinaus bewieſene Fürſorge mit der Stellung 
eines derartigen Anſpruches beantwortet. 

Auch wenn man die auf dieſe Weiſe erzielten Ergebniſſe 
im Hinblick auf den beim Urlaub im Vordergrunde ſtehenden 
Erholungszweck überprüft, werden ſie ſtandhalten können. Der 
friſtlos Entlaſſene wird in der nächſten Folgezeit für kürzere 
oder längere Dauer mehr freie Zeit zur Verfügung haben, als 
ihm lieb iſt. Der ſofort in ein anderes Unternehmen Über⸗ 
tretende erhält zwar keine freie Zeit, aber einmal kommt ihm 
der Auftrieb, den die Veränderung bzw. Verbeſſerung ſeiner 
Stellung an ſich ſeinem Leben bringt, zugute, und dann wird 
in der Regel ja auch in dem neuen Unternehmen nach einer 
nicht zu langen Wartezeit, vielleicht alſo noch im gleichen Jahre, 
der neue Urlaubsanſpruch einſetzen. 

Es könnte bei äußerlicher Betrachtung geſagt werden, das 
für das Baugewerbe eingeführte Urlaubsmarkenſyſtem ſtelle 
einen Rückgriff auf die Anſchauung dar, daß der Urlaubsan⸗ 
ſpruch ein gewöhnlicher Teil der Entlohnung ſei, da der Be⸗ 
triebsführer hiernach bei der Lohnzahlung zum Lohn für jede 
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Lohnwoche Urlaubsmarken in Höhe eines beſtimmten Hundert⸗ 
ſatzes in der Urlaubskarte zu verwenden hat; die bisherige 
Rechtſprechung des RArbG. habe alſo eine neue Beſtätigung 
erfahren. Dies iſt aber keinesfalls zutreffend. Dieſe Sonder⸗ 
regelung, die auch nach amtlicher Auffaſſung zunächſt nur einen 
Verſuch bedeutet, wird ſtets den Charakter einer ausge⸗ 
ſprochenen Ausnahme tragen, die durch den berufsüblich häufi⸗ 
gen Wechſel der Arbeitsſtätte und auch des Betriebes im Bau⸗ 
gewerbe einſchließlich zahlreicher Baunebengewerbe bedingt iſt. 
Die Zurücklegung einer gewiſſen Beſchäftigungszeit im gleichen 
Betriebe, die ſonſt die Treue des Gefolgſchaftsmitgliedes zum 
Betriebe zum Ausdruck bringt, als Vorausſetzung für den Er⸗ 
werb des Urlaubsanſpruches zu verlangen, führt in dieſen Ge⸗ 
werben zu unzweifelhaften Härten. Wenn das Markenſyſtem 
ſie zu beſeitigen unternimmt und nicht nur einerſeits überhaupt 
erſt die lückenloſe Verwirklichung des Rechtes auf Urlaub in 
dieſen Gewerben ermöglicht, ſondern auch andererſeits eine ge⸗ 
rechte Laſtenverteilung für die Unternehmer anſtrebt, ſo ſoll es 
doch an dem eigentlichen Weſen des Urlaubsanſpruchs nichts 
ändern. Das Weſentliche ſoll auch hier die Gewährung von 
Freizeit ſein, während die Fortzahlung des Lohnes nur die not⸗ 
wendige und ſelbſtverſtändliche Begleiterſcheinung der Freizeit⸗ 
gewährung darſtellt. Dies zu gewährleiſten, alſo insbeſ. keine 
Auszahlung des Urlaubsgeldes ohne gleichzeitig beginnende 
Freizeitgewährung zu geſtatten, damit ſich das Markenſyſtem 
nicht als eine reine Lohnerhöhung auswirkt, iſt als wichtige 
Aufgabe den Treuhändern der Arbeit geſtellt. So ſteht nichts 
entgegen, auch in dieſen Fällen den Urlaubsanſpruch als einen 
Ausfluß der Treue⸗ und Fürſorgeverpflichtung anzuſehen, für 
den nur in geldlicher Beziehung ein durch die beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe bedingter Laſtenausgleich unter den beteiligten Unter⸗ 
nehmern geſchaffen worden iſt. 


verfahrensfragen im Kindfchaftsrecht 


Von Richter Dr. Meyer⸗Lüerſſen, Hamburg 


Soweit die Intereſſen Minderjähriger in Betracht kom⸗ 
men, ſind die Befugniſſe der Gerichte zur Entſcheidung oder zum 
Eingreifen durch das BGB. grundſätzlich den VormGer. über⸗ 
tragen worden. Dies hat zur Folge, daß das gerichtliche Ver⸗ 
fahren ſich nach dem FGG. richtet. Dieſe Regelung iſt nicht nur 
erfreulich, ſondern ſogar unbedingt erforderlich. Nur auf dieſe 
Weiſe kann es erreicht werden, daß wirklich die ſo wichtigen In⸗ 
tereſſen der Kinder voll gewahrt werden. Die Freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit ſchafft die Möglichkeit und die Pflicht für die Vorm⸗ 
Ger., von Amts wegen alle Ermittelungen und Aufklärungen 
vorzunehmen, ſei es ſelbſt oder durch die Jugendämter, Polizei⸗ 
behörden uſw., damit auch wirklich die ſo ſehr einſchneidenden 
Entſcheidungen in dieſen familienrechtlichen Verhältniſſen der 
Sachlage gerecht werden können. Das Verfahren vor den ſtrei⸗ 
tigen Gerichten mit dem Parteiprinzip der ZPO. (die Ausnah⸗ 
men des VI. Buches können hier außer Betracht bleiben) würde 
auch bei der heutigen freieren Auslegung häufig zu ſehr großen 
Schwierigkeiten führen, ja die Gerichte nicht ſelten vor geradezu 
unlösbare Aufgaben ſtellen. 

Leider iſt aber die Übertragung der Aufgaben in dieſen die 
Geſtaltung der rechtlichen Schickfale der Kinder zum Gegenſtande 
habenden Geſetzesbeſtimmungen an die VormGer. nicht lücken⸗ 
los durch den Geſetzgeber geſchehen. Irgendwelche beachtlichen 
Gründe für die Durchbrechung des richtigen und unbedingt not⸗ 
wendigen Grundſatzes aber ſind nicht zu erkennen. Eine Neu⸗ 
regelung des geſamten Fragengebietes des Familienrechts wird 
la zur Zeit energiſch bearbeitet. Kaum zu umgehen wird es 
ſein, daß dieſe ſo ſchwierige Neugeſtaltung noch geraume Zeit 
beanſpruchen wird. Durch eine großzügige, nicht formelle Aus⸗ 
1 der zur Zeit noch gegebenen geſetzlichen Beſtimmungen 
läßt ſich ohne jede Schwierigkeit eine Reihe der heutigem Rechts⸗ 
denken nicht gerecht werdenden Geſetzesbeſtimmungen ſo anwen⸗ 
en, daß unerfreuliche und durchaus vermeidbare Auswirkun⸗ 
gen für die Praxis verhindert werden. 


1. Nach 81632 BGB. umfaßt die Sorge für die Perſon 
eines Kindes das Recht, die Herausgabe des Kindes von jedem 
zu verlangen, dem das Sorgerecht nicht zuſteht. 

Dieſes Recht auf Herausgabe eines Kindes iſt in Fällen 
des § 1635 BGB. gegen den anderen Elternteil zu erzwingen 
durch Prozeß vor den ſtreitigen Gerichten (vgl, Schlegel⸗ 
berger, FGG®., 4. Aufl., Vorbem. zu § 33 Anm. 2). Iſt ein 
Urteil ergangen, jo erfolgt die Zwangsvollſtreckung analog 8 883 
3PO., d. h. analog den Beſtimmungen über die Erwirkung der 
Herausgabe oder Leiſtung von Sachen. Wird einem ſorge— 
berechtigten Elternteil die Herausgabe eines Kindes von dem 
anderen Elternteil verweigert, ſo ſind demnach Verfahren und 
Zwangsvollſtreckung die genau gleichen wie bei einer Sache! 
Läßt ſich das heute, wo die Jugend als das wertvollſte Gut der 
Volksgemeinſchaft erkannt iſt, noch ertragen? 

Dieſe Frage iſt nicht etwa von nur theoretiſcher Bedeutung. 
Das Herausgabeverfahren iſt vielmehr rein formeller Natur. 
Einzig und allein entſcheidend für den Ausgang des Prozeſſes 
iſt, wem das Perſonenſorgerecht zuſteht. Ein Recht zur Vorent⸗ 
haltung des Kindes gibt es grundſatzlich nicht. Weder die Be⸗ 
hauptung angeblicher widerſtreitender Intereſſen des Kindes 
noch eines angeblichen Mißbrauches des Rechtes des Erziehungs⸗ 
berechtigten dürfen rechtlich die Entſcheidung beeinfluſſen. Mit 
Erfolg begegnet werden kann der Herausgabeklage nur durch 
die Erwirkung einer einſtweiligen Anordnung des VormcGer. 
(die Verfügung des Prozeßgerichts gem. §S 627 ZPO. mag im 
Hinblick auf die ſpäteren Ausführungen hier außer Betracht 
bleiben). Warum dann aber, wenn nur eine Anordnung des 
VormGer. als Einwendung beachtlich iſt, dieſe Trennung des 
naturnotwendig zuſammenhängenden Verfahrens? 

Die ſelbſtverſtändliche Folge dieſer ſo unnötigen Trennung 
der Verfahren iſt die, daß ſich in der Praxis die Gerichte wohl 
ausnahmslos — wenn ſie ſich nicht in beſtimmt rechtlich unzulaſ⸗ 
ſiger Weiſe bemühen, im Herausgabeverfahren ihrerſeits mate 
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rielle Ermittelungen anzuſtrengen, was ich auch ſchon geſehen 
habe — weitgehend der Befugnis des 8148 ZPO. bedienen, d. h. 
das Herausgabeverfahren bis zu einer Entſcheidung des Vorm⸗ 
Ger. ausſetzen. Wie weit das rein rechtlich geſehen zuläſſig iſt, 
möge dahingeſtellt bleiben. Die Praxis hat richtig erkannt, daß 
nur auf dieſem Wege den wirklichen Erforderniſſen Rechnung 
getragen werden kann. Den familienrechtlich Beteiligten bereitet 
dieſe durch nichts erforderliche Zweiteilung des Verfahrens völ⸗ 
lig unnötige Koſten. Hinzu kommt, daß das vor dem LG. aus⸗ 
zutragende Verfahren dem Anwaltszwang unterſteht, trotzdem 
es ſich, wie ausgeführt, um ein rein formelles Verfahren handelt. 
Das tatſächlich ſehr wichtige und ſchwierige Verfahren vor dem 
VormGer., in dem die materielle Entſcheidung fallt, bedarf aber 
der Zuziehung von Rechtsanwälten nicht. 

In Hamburg ſind ſeit Jahren ſämtliche Herausgabeklagen 
von Kindern geſchäftsordnungsmäßig der Zivilkammer des 
LG. zugewieſen, die zugleich auch Beſchwerdeinſtanz für Vor⸗ 
mundſchaftsſachen iſt. Dadurch haben in Hamburg die größten 
Nachteile des zweigeteilten Verfahrens beſeitigt werden können. 
Es wird eben weitgehend unter Anwendung des § 148 3 O. 
verfahren. 

Auch im fiskaliſchen Intereſſe hat dies erhebliche Bedeu⸗ 
tung erlangt. In ſehr vielen Fällen geht der Herausgabeklage 
ein Armenrechtsantrag voraus. Dieſer wird in Hamburg aus⸗ 
nahmslos in der Weiſe behandelt, daß er in Abſchrift dem 
VormGer. zugeleitet wird, das dann ſeinerſeits in die Aufklä⸗ 
rung der Verhältniſſe eintritt. Dem Antragſteller im Armen⸗ 
rechtsverfahren wird mitgeteilt, daß eine Entſcheidung über ſein 
Geſuch erſt nach Abſchluß der Ermittelungen des Vormcger. er⸗ 
folgen werde. Faſt ausnahmslos beruhigen ſich die Antragſteller 
in richtiger Erkenntnis der Sachlage mit dieſem Beſcheide. An- 
dernfalls bleibt immer noch die Möglichkeit, das Armenrechts⸗ 
geſuch zur Zeit abzulehnen oder bei ganz außergewöhnlicher 
Sachlage nach Bewilligung des Armenrechts das Verfahren gem. 
3148 ZPO. auszuſetzen. Durch dieſe Handhabung in Hamburg 
wird jedenfalls — abgeſehen von den fiskaliſchen Vorteilen — 
erreicht, daß ein die Intereſſen der Kinder auf das Erheblichſte 
gefährdendes Hin und Her ihres Verbleibs vermieden wird. 
Nirgends ſo ſehr wie im Kindſchaftsrecht muß aber die formelle 
Juriſterei zurücktreten gegenüber den Erforderniſſen des tatſäch— 
lichen Lebens. 

Die Einheit von Herausgabeklageinſtanz und Beſchwerde— 
inſtanz in Vormundſchaftsſachen läßt die Geſtaltung des Ver⸗ 
fahrens, wenn gegen die Entſcheidung des VormGker. Beſchwerde 
eingelegt wird, ohne jede praktiſchen Schwierigkeiten ermög⸗ 
lichen. Ebenſo in Fällen der weiteren Beſchwerde kann die Her- 
ausgabeklageinſtanz den Erforderniſſen des Einzelfalles ſo weit 
wie irgend möglich gerecht werden. 

Das Ergebnis der praktiſchen Handhabung in Hamburg 
iſt, daß im Jahre 1935 nur in 3 Fällen bei 58 Armenrechts⸗ 
anträgen für Herausgabeklagen von Kindern hat das Armen- 
recht bewilligt zu werden brauchen. Auch Urteile in dieſen Kla⸗ 
gen, die alſo nur bei wirklich unbelehrbaren, halsſtarrigen 
Elternteilen, zu deren Ungunſten bereits endgültig von den 
VormGer. aller Inſtanzen entſchieden war, erforderlich wur 
den, haben faſt nie zu ergehen brauchen. Daß im Intereſſe 
der Kinder dieſes Ergebnis außerordentlich begrüßenswert iſt, 
iſt wohl ſelbſtverſtändlich. 

Nicht völlig zu vermeiden auch bei der Hamburger Praxis 
iſt, daß in gewiſſen Einzelfällen einſtweilige Verfügungen auf 
Herausgabe von Kindern haben erlaſſen werden müſſen. Grund 
ſätzlich gibt die zuſtändige Zivilkammer auch derartige Anträge 
an das VormGer. ab, damit dieſes zunächſt prüfe, ob von ihm 
einſtweilige Anordnungen gem. § 24 8G. zu erlaſſen find. Da 
aber dem VormGer. auf Grund der jetzigen geſetzlichen Grund⸗ 
lage die rechtliche Befugnis fehlt, auch zwangsweiſe auf dem 
Gebiete des Perſonenſorgerechts — abgeſehen z. B. von der 
Übertragung des Aufenthaltsbeſtimmungsrechts auf das Ju⸗ 
gendamt, die in den meiſten Fällen ausreicht — einſtweilige An⸗ 


ordnungen durchzuſetzen, iſt die Tätigkeit der Herausgabeinſtanz 
auf dem Gebiete der einſtweiligen Verfügungen nicht völlig zu 
vermeiden. Es ſei nur an Fälle erinnert, in denen der nicht⸗ 
ſorgeberechtigte Elternteil entgegen der Entſcheidung des Vorm⸗ 
Ger. ein Kind gewaltſam dem ſorgeberechtigten Elternteil fort⸗ 
nimmt. Sehr viel wünſchenswerter wäre es, wenn der Geſetz⸗ 
geber die jetzt der ſtreitigen Gerichtsbarkeit auferlegten Befug⸗ 
niſſe auch auf dieſem Gebiete den VormGer. übertragen würde. 

2. Weit gefährlicher noch für die Intereſſen der Kinder iſt 
wohl die Beſtimmung des § 627 ZPO., ſoweit durch fie dem 
Eheſcheidungsgericht die Befugnis eingeräumt iſt, durch einſtwei⸗ 
lige Verfügungen während der Dauer des Eheſcheidungsprozeſ⸗ 
ſes wegen der Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen min⸗ 
derjährigen Kinder, ſoweit es ſich nicht um die geſetzliche Ver⸗ 
tretung handelt, Anordnungen zu treffen. Nach einhelliger Recht⸗ 
ſprechung umfaßt dieſes Recht auch die Befugnis der Regelung 
des Verkehrs zwiſchen Eltern und Kindern während der Dauer 
des Scheidungsprozeſſes. Hinzu kommen unter Umſtänden noch 
die Befugniſſe der ſtreitigen Gerichte gem. §S 940 ZPO. 

Nach einhelliger Rechtſprechung wird durch dieſe rechtlichen 
Befugniſſe der ſtreitigen Gerichte das Recht der VormöGer. nicht 
beeinträchtigt, gem. §§ 1666, 1636 BGB., alfo ſowohl in Fra⸗ 
gen des Perſonenſorgerechts wie auch des Verkehrsrechts, tätig 
zu werden. Es iſt alſo eine doppelte Zuſtändigkeit gegeben. Dieſe 
kann ſehr leicht dazu führen, ein im Intereſſe der Kinder im 
allerhöchſten Maße unzuträgliches Hin und Her in den Ent- 
ſcheidungen zu bewirken. Auch hier iſt es wieder ſo, daß für die 
VormGer. von Amts wegen das Recht und die Pflicht zur Auf⸗ 
klärung der tatſächlichen Verhältniſſe (unter Heranziehung von 
Jugendamt uſw.) gegeben ſind, während die ordentlichen Ge⸗ 
richte auf das im Eheſcheidungsprozeß Vorgetragene und das 
Glaubhaftgemachte angewieſen find. Daß die VormGer. bei Be⸗ 
darf ebenſo ſchnell tätig werden können wie die ſtreitigen Ge⸗ 
richte, iſt ſicher. In nichts begründet iſt deshalb die in häufigen 
Fällen ſich ergebende Zwieſpältigkeit der Entſcheidungen, die 
auf der doppelten Zuſtändigkeit beruht. 

Die klare Erkenntnis dieſer tatſächlichen Gegebenheiten hat 
ſeit vielen Jahren die Hamburger Gerichte veranlaßt, einheit⸗ 
lich grundſätzlich in Angelegenheiten des Perſonenſorgerechts und 
des Verkehrsrechts den Erlaß einſtweiliger Verfügung im ſtrei⸗ 
tigen Verfahren abzulehnen und die Entſcheidung den Vorm⸗ 
Ger. zu überlaſſen. Praktiſch geſchieht das meiſt mit der Be⸗ 
gründung, daß die Vorausſetzungen zum Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung verneint würden, da die Entſcheidung der VormGer. 
angerufen werden könne. Sehr oft werden auch die Anträge in 
Urſchrift oder Abſchrift an die VormGer. direkt weitergeleitet, 
damit dieſe alsbald in die Prüfung der Verhältniſſe eintreten 
können. 

Auch dieſe praktiſche Handhabung hat nicht in erſter Linie 
koſtenmäßige Vorzüge, ſondern erfolgt auch gerade im Intereſſe 
der Kinder, Die in Hamburg mit dieſer Art der Erledigung 
gemachten praktiſchen Erfahrungen haben ſich ausnahmslos be: 
währt. In faſt achtjähriger Praxis habe ich nicht einen einzigen 
Fall kennengelernt, in dem die Intereſſen auch nur eines Kin⸗ 
des beeinträchtigt ſind. Vor Einführung dieſer Handhabung aber 
zeigte ſich immer wieder ein äußerſt unerfreuliches Neben- oder 
ſogar Gegeneinanderarbeiten der zuſtändigen Gerichte. 

Dieſe beiden rein das Verfahren in Kindſchaftsſachen be- 
treffenden Beiſpiele zeigen nach meiner Überzeugung zwingend, 
wie ſehr auch ſchon vor einer Neuregelung des geſamten Fami⸗ 
lienrechts und ſeines Verfahrens ſo manche ſich als den Er⸗ 
forderniſſen der Praxis nicht gerecht werdend erwieſen habenden 
Beſtimmungen ſo angewandt werden können, daß das Ergebnis 
befriedigend wird. Gewiß mögen hier und da, rein juriſtiſch ge⸗ 
ſehen, gewiſſe Bedenken auftreten können. Nicht darauf aber 
kommt es an, ſondern nur auf eine Auslegung der nun einmal 
noch gegebenen geſetzlichen Beſtimmungen in einer Weiſe, die 
unſerer heutigen Auffaſſung entſpricht, daß nur die wahren In⸗ 
tereſſen der Kinder weitmöglichſt gefördert werden müſſen. 
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Muß der Kraftfahrer, der nach dem Parken wieder anfahren will, 


dies anderen Verkehrsteilnehmern anzeigen: 
Von Rechtsanwalt Dr. H. Ebenroth, Leipzig 


Den Ausführungen des RA. Dr. Schönig: JW. 1936, 
3371 tft beizuſtimmen. Die Verpflichtung, beim Anfahren nach 
dem Parken Zeichen zu geben, iſt ein erwünſchtes und geeig⸗ 
netes Mittel zur Klarſtellung einer Verkehrslage und damit zur 
Vermeidung von Verkehrsunfällen. 

Unfälle, die darauf zurückzuführen ſind, daß ein Fahrzeug 
unvermittelt aus einer Reihe parkender Wagen ausbiegt und 
dadurch mit einem gerade vorbeifahrenden Wagen in Konflikt 
kommt, ſind gar nicht ſo ſelten, wie man vielleicht annehmen 
möchte, ſondern im Gegenteil, wie die Prapis zeigt, ſogar recht 
häufig, namentlich in der verkehrsreichen Innenſtadt der Groß 
ſtädte. Gerade in dieſen Stadtteilen ſind die Straßen meiſt 
ziemlich eng, jedenfalls nicht ſo breit, daß ein Fahrzeug, das 
an einer Reihe parkender Wagen vorüberfährt, hierbei einen 
größeren Abſtand einhalten könnte. Die Forderung, das An⸗ 
fahren in geeigneter Form kenntlich zu machen, iſt ſomit direkt 
zur Notwendigkeit geworden. Dementſprechend hat ſich auch ein 
ſolcher Brauch entwickelt, der zwar vielleicht nicht als Gewohn 
heitsrecht, aber doch mindeſtens als Verkehrsübung zu gel: 
ten hat. 

Gegen die Zeichengabe beim Wiederanfahren nach dem 
Parken könnte höchſtens eingewendet werden, daß fie zu Miß— 
verſtändniſſen dort führen kann, wo das Parken in der Nähe 
einer Straßenkreuzung oder Straßeneinmündung erfolgt iſt. 
Fährt nämlich ein ſolches Fahrzeug mit herausgeſtelltem 
Richtungsanzeiger an, jo möchte vielleicht angenommen wer— 
den, es wolle in die Seitenſtraße einbiegen, während es in 
Wirklichkeit geradeaus zu fahren beabſichtigt. Doch kann das 
fein ausſchlaggebendes Argument fein. Die Prapis hilft ſich in 
ſolchen Fällen damit, daß der Fahrtrichtungsanzeiger nur kurz 
herausgeſtellt und ſofort nach dem Anfahren wieder eingezogen 


Bezeichnung der religiöfen Bekenntniſſe 


Der nachſtehende Runderlaß des RMdJ., der zugleich 
im Namen des Stellvertreters des Führers und des Reichs- 
miniſters für die kirchlichen Angelegenheiten ergangen iſt, wird 
zur Kenntnis und Beachtung mitgeteilt. 

i) Die Bezeichnung Diſſident beſagte urſprünglich, daß 
ihr Träger keiner der anerkannten Religionsgemeinſchaften an⸗ 
gehörte. Im Sprachgebrauch hat ſich dieſer Begriff im Laufe 
der Zeit jedoch verengt. In weiten Kreiſen verſteht man heute 
unter einem Diſſidenten einen Menſchen, der glaubenslos iſt. 

(2) Die Bezeichnung Diſſident kann daher nicht angewandt 
werden auf alle die Volksgenoſſen, die ſich zwar von den an⸗ 
erkannten Religionsgemeinſchaften abgewandt haben, die jedoch 
nicht glaubenslos find. 

(3) Eine Klarſtellung der Bezeichnungen der religiöſen 
Bekenntniſſe iſt deshalb erforderlich. Im Einvernehmen mit 
dem Stellv. d. Führers und dem RMfdkirchl A. hat der AMOS. 
beſtimmt, daß zukünftig in öffentlichen Liſten, Vordrucken und 

rkunden auf Grund ihrer Erklärung zu unterſcheiden ſind: 

a) Angehörige einer Religionsgemeinſchaft oder einer 

Weltanſchauungsgemeinſchaft, 

b) Gottgläubige, 

c) Glaubensloſe. 

r (4) Bei der Perſonenſtandsaufnahme 1937 wird in der 
Haushaltungsliſte die Frageſtellung, die ſich bisher auf die 
Keſſtellung der rechtlichen Zugehörigkeit zu einer anerkannten 
eligionsgemeinſchaft beſchränkte, entſprechend geändert. 


wird. Danach weiß der von hinten herankommende Fahrer, daß 
kein Einbiegen in die Seitenſtraße, ſondern nur ein Ausbiegen 
aus der Parkreihe erfolgen ſoll. Eine gewiſſe Strecke wird ja 
der ausbiegende Wagen ſowieſo erſt zurückzulegen haben, ehe er 
an die Kreuzung kommt, da ein Parken unmittelbar an einer 
Straßeneinmündung oder Straßenkreuzung nicht zugelaſſen iſt 
(Ausf Anw. zum 8 25 Abf. II Ziff. 5). Das Wiederverſchwinden 
des Fahrtrichtungsanzeigers auf dieſem Wegeſtück aber ſtellt ge⸗ 
mügend klar, daß ein Einbiegen nicht beabſichtigt iſt. 


Das Rot. v. 17. Okt. 1935 ſpricht nicht von einer Ver⸗ 
pflichtung zur Zeichengabe, ſondern nur davon, daß der Führer 
eines haltenden Kraftfahrzeugs ſich vor dem Anfahren verge— 
wiſſern müſſe, ob die Fahrbahn frei iſt. Es wird alſo verlangt, 
daß der Führer nach etwaigen herankommenden Fahrzeugen 
Ausſchau halte. Das iſt an ſich etwas anderes als Zeichengabe. 
Jedoch iſt der Grundgedanke in beiden Fällen derſelbe, nämlich 
daß denjenigen, der ſich wieder in den Verkehr einreihen will, 
ein erhöhtes Maß von Sorgfalt trifft. Das Urteil des LG. Frei⸗ 
burg iſt ebenfalls nur entſprechend anwendbar, da es den Fall 
behandelt, daß ein Fahrzeug beim Überholen ausbiegt. Auch iſt 
hier die Einſchränkung gemacht, daß ein Zeichen nicht gegeben 
zu werden braucht, wenn die Gefährdung eines anderen Wege⸗ 
benutzers nicht zu erwarten iſt, eine Einſchränkung, die, auf 
unſeren Fall angewendet, nur wieder Unklarheit und Verwir— 
rung bringen würde. 


Es wäre hiernach zu begrüßen, wenn eine ausdrückliche 
geſetzliche Regelung erfolgen würde, wonach die Zeichengabe 
beim Anfahren nach dem Parken angeordnet wird. Dies würde 
zweckmäßigerweiſe in Form eines Zuſatzes zur Ausf Anw. zum 
8 25 Abſ. II Ziff. 5 zum Ausdruck zu bringen fein. 


(5) Der RdErl. v. 14. Sept. 1936 — 1 B1 3/295 I — 
über die Erfragung der Religionszugehörigkeit zu ſtatiſtiſchen 
Zwecken (RMBliV. S. 1239) iſt aufgehoben. 

(6) Dieſer Erlaß gilt für alle Verwaltungen. 


(RdErl. d. RMdg zgl. i. N. d. St. d. F. u. d. RMfdkirchlA. 
v. 26. Nov. 1936 [RM Bli V. 1936, 1575). 


Abkürzungen im Erbhofrecht 


Im RGBl. I, 1069 iſt in der Überſchrift der Erbhof⸗ 
rechtsverordnung v. 21. Dez. 1936 die amtliche Abkürzung 
„EH R“ und für die Erbhofverfahrensordnung „EH Vf O“ 
vorgeſchrieben. Dieſe Abkürzungen werden von jetzt ab auch 
in der JW. angewandt werden. 


Entſprechend der überwiegenden Übung im Schrifttum 
ſollen hier ferner in Zukunft folgende Abkürzungen angewandt 
werden: für Reichserbhofgeſetz „REG“, für Erſte Durch⸗ 
führungsverordnung N I‘, für Reichserbhofgericht 
„REHG“, für Erbhofgericht „EH G“, für Landeserbhof⸗ 
gericht „LEH G“, für Anerbengericht „AEG“, für Landes⸗ 
bauernführer „L BF“, für Kreisbauernführer „Kr B“. Bei 
dieſen Abkürzungen wird kein Punkt beigefügt (weder zwiſchen 
den einzelnen Buchſtaben noch am Schluß der einzelnen Ab⸗ 
fürzung). Um Verwechſlungen zu vermeiden, wird den Leſern 
der IW. empfohlen, in ihrem Schriftverkehr ſich der gleichen 
Abkürzungsweiſe zu bedienen. D. S. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Keichs⸗Kechtsanwaltskammer 


Neufaſſung der Richtlinien 
für die Gebührenberechnung in Beitreibungsſachen 


In Beitreibungsſachen iſt es den Rechtsanwälten ge⸗ 
ſtattet, mit ihren ſtändigen Auftraggebern Gebührenverein⸗ 
barungen nach Maßgabe der nachfolgenden Richtlinien zu 
treffen. 

Dieſe Richtlinien treten an die Stelle der bisher gültigen 
Richtlinien v. 28. Dez. 1934 (Umdruck Nr. 114/34 JW. 
1935, 109). Sie enthalten — auf Grund der praktiſchen Er⸗ 
fahrungen der letzten Jahre — die Neuerung, daß die vom 
Auftraggeber nach Ziff. 3 Abſ. 2 zu tragende Pauſchver⸗ 
gütung nicht mehr in Höhe eines Hundertſatzes der Forde⸗ 
rung feſtgeſetzt zu werden braucht, und daß der Auftraggeber 
von allen Koſten frei iſt, falls die geſetzlichen Gebühren und 
die Auslagen von dem Schuldner voll beigetrieben werden. 


1 


Beitreibungsſachen ſind gerichtliche Mahn⸗, Prozeß⸗ oder 
Zwangsvollſtreckungsverfahren, die ohne ſtreitige Verhand⸗ 
lung durchgeführt werden und Forderungen ſtändiger Auf⸗ 
traggeber eines Anwalts aus Geſchäften des täglichen Lebens 
auf Grund von Kauf-, Miet⸗, Pacht⸗, Dienſt⸗, Werk⸗ oder 
Verſicherungsverträgen betreffen. 

Vorausſetzung iſt, daß der Auftraggeber ſeine ſämtlichen 
in einem Gerichtsbezirk geltend zu machenden Beitreibungs⸗ 
ſachen ſeinem ſtändigen Anwalt oder mehreren Anwälten 
überträgt. 

Die Geltendmachung von dinglichen Anſprüchen und die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen gehören 
nicht zu den Beitreibungsſachen. 

2. 

In Beitreibungsſachen werden von den Rechtsanwälten 
die geſetzlichen Anwaltsgebühren dem Auftraggeber gegenüber 
nicht geltend gemacht, wenn die Forderung nebſt Koſten nicht 
eingegangen iſt. 

Geht die Forderung nur zum Teil ein, fo wird der bei- 
getriebene Betrag in erſter Linie zur Abdeckung der ent⸗ 
ſtandenen geſetzlichen Gebühren verwendet. 


3. 


Die baren Auslagen des Rechtsanwalts für Porto, Fern⸗ 


geſpräche, Gerichts- und Gerichtsvollziehergebühren ſowie 
Schreibgebühren für gewünſchte Abſchriften u. a. hat der Auf⸗ 
traggeber auch dann zu erſtatten, wenn ſie vom Schuldner 
bei der Koſteneinziehung nicht beigetrieben werden können. 

Der Anwalt berechnet dem Auftraggeber gegenüber zur 
Abdeckung ſeiner ſonſtigen allgemeinen Unkoſten eine Ver⸗ 
gütung, deren Höhe ſich nach der Art der einzuziehenden For⸗ 
derungen und nach dem Umfange der von dem Anwalt zu 
entfaltenden Tätigkeit richtet. Dieſe Vergütung iſt frei zu ver⸗ 
einbaren. Als Mindeſtvergütung muß der Anwalt einen 
Pauſchſatz von 2 RM für jede ihm übertragene Sache be⸗ 
rechnen. Dieſer See kommt nicht in Anſatz, wenn 
die Koſten vom Schuldner voll beigetrieben werden. 


4. 

Der Rechtsanwalt erhebt in Beitreibungsſachen keine 
Vorſchüſſe auf ſeine Gebühren. 
5 


Wird der Auftrag vom Auftraggeber vor Beendigung 
durch Zwangsvollſtreckung zurückgezogen oder von vornherein 
keine Vollſtreckung durch den Anwalt gewünſcht, jo find die 
geſetzlichen Gebühren zu zahlen. 


6. 

Der Rechtsanwalt hat eine Liſte der Auftraggeber zu 
führen, für die er Beitreibungsſachen nach vorſtehenden Richt⸗ 
linien übernimmt. Der Beginn dieſes Auftragsverhältniſſes 
iſt darin zu vermerken. Die Liſte iſt dem Präſidenten der 
Rechtsanwaltskammer auf Verlangen zur Einſicht vorzulegen. 


(Berlin, 19. Dez. 1936, Umdruck Nr. 114/36.) 


Abkommen über die Gebührenteilung zwiſchen 
Rechtsanwälten und Patentanwälten 


Mit Rundſchreiben v. 19. Okt. 1936 (M. d. RR AK. 1936, 
190 JW. 1936, 3036) hatte der Präſident der RR AK. das 
folgende zwiſchen der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer und der 
Patentanwaltskammer getroffene Gebührenabkommen bekannt⸗ 
gegeben: 


Wirkt in einer Patentſtreitſache, einer Gebrauchsmuſter⸗ 
ſtreitſache oder einer Warenzeichenſtreitſache gemäß 89 Abſ. 3 
Pat Anw. neben dem Prozeßbevollmächtigten ein Patent⸗ 
anwalt mit, fo dürfen der Rechtsanwalt und der Patent- 
anwalt der vertretenen Partei gegenüber die geſetzlichen Ge⸗ 
bühren dergeſtalt ermäßigen, daß der Rechtsanwalt und der 
Patentanwalt nur je die Hälfte der insgeſamt erſtattungs⸗ 
fähigen Gebühren in Rechnung ſtellen. 


Zur Erläuterung dieſes Abkommens wird folgendes mit- 
geteilt: 


Das ſtandesrechtliche Verbot, unter den geſetzlichen Ge— 
bühren zu arbeiten und damit die Berufsgenoſſen zu unter⸗ 
bieten, bleibt als oberſter Grundſatz auch für die Streitſachen 
des gewerblichen Rechtsſchutzes beſtehen. Das Abkommen hat 
als Ausnahme beſtimmung nur den Sinn einer Art frei⸗ 
willigen Armenrechts. Denn es eröffnet in Form einer Kann⸗ 
beſtimmung nur die Möglichkeit, wirtſchaftlich ſchwachen Par⸗ 
teien bei der Gebührenberechnung entgegenzukommen — unter 
der Vorausſetzung, daß dieſen Parteien die Tragung eines 
Koſtenriſikos über die erſtattungsfähigen Gebühren hinaus 
(vgl. 8 51 Abſ. 5 PatG., § 19 Abſ. 5 GebrMuſtch. und 8 32 
Abſ. 5 WZG.) nicht möglich iſt. In dieſen Fällen find der 
Rechtsanwalt und der Patentanwalt nach pflichtgemäßer 
Prüfung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe der 
Partei ermächtigt, gemeinſchaftlich die Ermäßigung ihrer 
Gebühren zu gewähren. 

Die praktiſche Wirkung des Abkommens iſt beiſpielsweiſe, 
daß in einem Prozeß mit Verhandlungs⸗ und Beweisverfahren 
der Rechtsanwalt und der Patentanwalt nicht je 3 Gebühren, 
ſondern zuſammen 4 Gebühren — jeder von ihnen alſo 2 Ge⸗ 
bühren — erhält. 

Um Mißbräuche des Abkommens und ein Unterbieten der 
Berufsgenoſſen zu verhüten, beſtimme ich: 


a) In jedem Einzelfalle, in dem die Ermäßigung der Ge— 
bühren nachgeſucht wird, hat der Rechtsanwalt ſich zu 
erkundigen, ob nicht die Ermäßigung bereits von einem 
anderen Berufsgenoſſen abgelehnt worden iſt. 


b) Die Gewährung und die Ablehnung einer erbetenen Er⸗ 
mäßigung ſind dem Präſidenten der Rechtsanwaltskammer 
kurz unter Bezeichnung des Rechtsſtreits anzuzeigen. 


(Bek. v. 31. Dez. 1936 — Umdruck 117/36.) 
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Schrifttum 


Aus der Deutſchen Kechtsfront 


Erſte Reichstagung 
der Reichsfachſchaft für das dolmetſcherweſen 


Am 24. Jan. 1937, vormittags 10,30 Uhr, findet im 
Hauſe der Deutſchen Rechtsfront zu Berlin die erſte Reichs⸗ 
tagung der Reichsfachſchaft für das Dolmetſcherweſen in der 
Deutſchen Rechtsfront ſtatt. Im Mittelpunkt dieſer Tagung 
werden Vorträge des Reichsfachſchaftsleiters Monien und 
des Direktors am Dolmetſcher⸗Inſtitut der Univerſität Heidel⸗ 
berg, Dr. Adler, ſowie eine Wiedergabe dieſer Vorträge in 
ſechs Sprachen ſtehen. Anſchließend wird der erſte Schulungs⸗ 
kurſus für Dolmetſcher eröffnet werden. 


Jahresbeitrag 1957 
Der Jahresbeitrag der Mitglieder des NSRB., auf den 
bereits JW. 1936, 3372 hingewieſen worden iſt, war am 
1. Jan. 1937 fällig. 
Nichterfüllung der Beitragspflicht zieht Rechtsnachteile 
nach ſich (vgl. Mitteilungsblatt 1936, 225). 


zugehörigkeit zur Reichsgruppe Junge Rechtswahrer 

In Vertretung des Neichsrechtsführers haben der Reichs⸗ 
walter und der Reichsgeſchäftsführer am 18. Dez. 1936 eine 
im Mitteilungsblatt 1937, Ausgabe Januar, veröffentlichte 
Anordnung erlaſſen, aus der auf folgendes hingewieſen wird: 


Die Reichsgruppe Junge Rechtswahrer umfaßt vier 
Untergruppen: 


I. Untergruppe Gerichtsreferendare, 
II. Untergruppe Junge Rechtswahrer der Verwaltung, 
III. Untergruppe Junge Rechtspfleger, 
IV. Untergruppe Junge Wirtſchaftsrechtler. 
Zur Untergruppe Gerichtsreferendare zählen: 
a) die Gerichtsreferendare, 
b) die Anwaltsprobeaſſeſſoren, 
c) die Gerichtsprobeaſſeſſoren, 
d) diejenigen Aſſeſſoren, die nach beſtandener großer Staats⸗ 
prüfung noch nicht in einem feſten Erwerb ſtehen. 


Ns.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Kreude“ 


Auch im Jahre 1937 iſt den Mitgliedern des NSR. die 
Möglichkeit gegeben, nach Zahlung eines geringfügigen Be⸗ 
trages an den Vergünſtigungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft 
durch Freude“ teilzunehmen. 

Unter Bezugnahme auf das Rundſchreiben des Reichs⸗ 
geſchäftsführers v. 7. Dez. 1935 (Mitteilungsblatt 1935, 
208 und JW. 1936, 167) wird darauf hingewieſen, daß die⸗ 
jenigen Mitglieder des NSRB., die an den Vergünſtigungen 
teilnehmen wollen, bis zum 31. März 1937 mit dem laufen⸗ 
den Organiſationsbeitrag den KdF.⸗Jahresbeitrag von 2,40 AM 
auf das Poſtſcheckkonto der Reichsgeſchäftsſtelle des NSR B. 
Berlin Nr. 172126 unter Angabe der Bundesnummer und 
des Vermerks „Kd.“ Beitrag zu leiſten haben. Teilzahlun⸗ 
gen ſind nicht zuläſſig. 

Nach Eingang des Betrages wird den Mitgliedern der 
Berechtigungsausweis 1937 für die Teilnahme an Einrich- 
tungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ zugeleitet. 

(Aus Mitteilungsblatt 1937, Ausgabe Januar.) 


Schrifttum 


Nationalſozialiſtiſche Leitſätze für ein neues 
deutſches Strafrecht. Beſonderer (2.) Teil. Heraus⸗ 
gegeben vom Reichsleiter des Reichsrechtsamtes der NSDAP. 
Dr. Hans Frank. Berlin 1936. Deutſcher Rechts⸗Verlag. 
147 S. Preis br. 3,60 AM. 


Vgl. den Aufſatz Adami in dieſem Heft S. 15 


Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt 
den wichtigſten ſonſtigen Vorſchriften aus dem Gebiet des 
Strafverfahrens und der Gerichtsverfaſſung. Textausgabe 
mit Verweiſungen und Sachverzeichnis. 2. Aufl. 260 S. 
Preis geb. 1,80 AM. 

Strafgeſetzbuch mit den wichtigſten Nebengeſetzen. Text⸗ 
ausgabe mit Verweiſungen und Sachverzeichnis. 4. neu⸗ 
bearbeitete Aufl. 304 S. Preis geb. 1,80 AM. 

München und Berlin 1936. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. 


Eine Textausgabe iſt nur dann für den Gebraucher von 
Nutzen, wenn ſie nicht veraltet iſt. Gerade in den Textaus⸗ 
gaben ſucht ſich der Juriſt über den neueſten Stand der 
Geſetzgebung zu unterrichten, damit er nicht umſonſt zu den 
oft ſchnell veralteten Erläuterungswerken greift. 

Dieſen Anforderungen an eine Textausgabe werden die 
Beckſchen Ausgaben: StchB. und StPO. nach dem Stand vom 
15. Nov. 1936 in vollem Umfange gerecht. In dem bekannten 
dandlichen Format ſind auf dem Gebiet des Strafrechts und 
Strafprozeßrechts alle wichtigen Beſtimmungen ſorgfältig aus⸗ 
eh zuſammengeſtellt. Wo der vollſtändige Abdruck des 
b eſetzes für den Praktiker unnötigen Ballaſt bedeuten würde, 
tritt an ſeine Stelle ein ausreichender Auszug. Beſonders zu 
begrüßen iſt, daß die das StGB. und die StPO. ändernden 


Novellen ſeit dem Jahre 1933 einerſeits im Text dieſer Ge⸗ 
ſetzbücher erſcheinen, andererſeits auch noch im Anhang voll⸗ 
ſtändig abgedruckt ſind unter Verweiſung auf den Text der 
Geſetzbücher, ſoweit Teile der Novellen darin enthalten find. 
Es wird dadurch unter Vermeidung von Wiederholungen eine 
erfreuliche Vollſtändigkeit und Überſichtlichkeit erreicht. 

Die Textausgabe des StGB. iſt gegenüber der erſt Sep⸗ 
tember 1935 erſchienenen 3. Aufl. vermehrt um das Ehe⸗ 
gefundh®. v. 18. Aug. 1935, die Naturſchutz VO. v. 18. März 
1936, das WZG. v. 5. Mai 1936 und das Geſetz zur Ande⸗ 
rung des StGB. v. 2. Juli 1936, das die Neufaſſung bzw. 
Einſchaltung der 88 139, 143 a, 353 b, 353 c StG) B. enthält. 

Die Textausgabe der SPD. enthält außer dem auf den 
neueſten Stand gebrachten Wortlaut der StPO. und des 
GVG., ſoweit es ſich auf das Gebiet des Strafprozeßrechts 
bezieht, u. a. die neuen Beſtimmungen über den Volks⸗ 
gerichtshof v. 18. April 1936 und das Geſetz zur Anderung 
von Vorſchriften des Strafverfahrens und des GVG. vom 
28. Juni 1935. 1 

Geſchickte Verweiſungen und ausführliche Sachverzeich⸗ 
niſſe erleichtern die Benutzung der Bücher. 

RA. Dr. jur. O. Rilk, Berlin. 


Gegenwartsfragen der Strafrechtswiſſen⸗ 
ſchaft. Feſtſchrift zum 60. Geburtstag von Graf W. Gleis⸗ 
pach. Von Georg Dahm, Wilhelm Gallas, 
Friedrich Schaffſtein, Erich Schinnerer, 
Karl Siegert, Leopold Zimmerl. Berlin und 
Leipzig 1936. Verlag Walter de Gruyter u. Co. 187 S. Preis 
geb. 7,50 AM. 

Sechs Strafrechtslehrer, die ih Graf Gleis pach wiſ⸗ 
ſenſchaftlich und politiſch verbunden und verpflichtet fühlen, 
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bringen ihm dieſe Gabe kurz vor dem geſetzlichen Abſchluß der 
Strafrechtserneuerung dar. Sie gilt dem Manne, der ſelbſt durch 
Anregung und Mitarbeit wichtigen Anteil an dem Erneuerungs⸗ 
werk genommen hat. Kennzeichnend für Inhalt und Bedeutung 
der Feſtſchrift iſt, was Schaffſtein in der Einleitung ſei⸗ 
nes Beitrags hervorhebt: Nach einer Zeit, in der der Kampf 
um die Erneuerung der ſtrafrechtswiſſenſchaftlichen Dogmatik 
vorwiegend in der Erörterung methodiſcher, ſyſtematiſcher oder 
ſonſt allgemeiner und grundſätzlicher Probleme geführt worden 
iſt, drängen die Ergebniſſe dazu, nun auch in dogmatiſchen 
Einzelunterſuchungen fruchtbar gemacht zu werden, nicht nur 
um die wiſſenſchaftliche Durchdringung des künftigen Geſetzes 
vorzubereiten, ſondern vor allem auch, um ſchon heute zwiſchen 
der Rechtsanwendung und dem Erneuerungsſtreben in der 
Rechtsdogmatik eine Brücke zu ſchlagen. 

Dieſem Ziel dienen alle Beiträge des Buches, und jeder 
ſtrebt ihm auf eigene Art zu. Sie greifen aus den ſich noch 
ſtürmiſch durchdringenden Gedankenreihen Fragen heraus, deren 
Beantwortung von unmittelbar praktiſcher Bedeutung auch für 
die Rechtſprechung iſt. 

So dient Dahm der Klärung des auch im Rechtsleben in 
den Vordergrund getretenen Gedankens der Gemeinſchaft, in⸗ 
dem er als Einzelfrage den ſtrafrechtlichen „Ehrenſchutz der 
Gemeinſchaft“ unterſucht. Er zeigt, wie in der Rechtsent⸗ 
wickelung der Vergangenheit die wechſelnden Auffaſſungen vom 
Weſen der Ehre (von ihrer Auffaſſung als ſittlichen Wert der 
Perſönlichkeit bis hin zu der Auffaſſung als formalen Anſpruch 
auf äußere Achtung) dafür beſtimmend waren, einen Ehrenſchutz 
nur der Einzelperſon zuzubilligen oder doch ſeine Ausdehnung auf 
Perſonenvereinigungen von bürgerlich⸗ oder vermögensrecht⸗ 
lichen Vorausſetzungen abhängig zu machen. Er kommt zu dem 
Ergebnis, daß die Gemeinſchaft ihrem Weſen nach eine Ehre 
beſitzt, die ſtrafrechtlicher Schutz gegen Beleidigung genießen 
muß; nicht die Geſellſchaft, ſondern nur die echte Gemeinſchaft, 
die von eignem inneren Leben erfüllt iſt. Volk, Stand, Familie, 
auch der Betrieb — auf der Grundlage des vom neuen Arbeits⸗ 
recht vorausgeſetzten inneren Zuſammenhangs — ſeien ſolche 
echten Gemeinſchaften. Das bedeute kein Nebeneinanderbeſtehen 
verſchiedener „Ehren“, bringe nur die ſelbſtändige Gliedſtellung 
der einzelnen Gemeinſchaften im Volke zum Ausdruck. Der Be⸗ 
trachtung der Familie als Trägerin einer Gemeinſchaftsehre 
liegt die Auseinanderſetzung mit mehreren neuen Entſcheidun⸗ 
gen des RG. zugrunde, die der Verf. des Beitrags in ſeinem 
Aufſatz: JW. 1936, 2497 ausführlich behandelt hat. Die Glied⸗ 
ſtellung innerhalb der Volksgeminſchaft erhebt Dahm zur Vor⸗ 
ausſetzung für den Ehrenſchutz. „Eine Vereinigung, die die 
Volksführung nicht duldet, iſt keine Gemeinſchaft“; den Schutz 
genießen nur Gemeinſchaften, „die eine ſinnvolle Funktion in 
der Volksgemeinſchaft erfüllen“. 


Auch Gallas nimmt in ſeinem Aufſatz „Zur Kritik 
der Lehre vom Verbrechen als Rechtsguts⸗ 
verletzung“ die Gemeinſchaft zum Blickpunkt und gewinnt 
aus ihr die Antwort auf die alte Frage nach dem Weſen des Ver⸗ 
brechens. Er geht davon aus, wie ſich die Betrachtung des Ver⸗ 
brechens als Verletzung eines Rechtsgutes von der rein empi⸗ 
riſchen Auffaſſung des Begriffs „Rechtsgut“ als eines Gegen⸗ 
ſtandes der Außenwelt zu der vergeiſtigten Deutung des Be⸗ 
griffs als Sinn und Zweck des Rechtsſatzes (Honig, Mez- 
ger, Schwinge) gewandelt hat und wie auf der andern 
Seite das Verbrechen allein in der Pflichtverletzung gefunden 
wird (Schaffſtein). Ihm vermag weder die teleologiſche noch 
die ethiſche Betrachtung für ſich allein das Weſen des Verbre— 
chens zu erſchöpfen. Die Rechtswirklichkeit zeige beide Wertungs⸗ 
arten in unauflöslichem Zuſammenhang. Das Verbrechen ver- 
letze ſowohl den Gemeinſchaftszweck wie auch das Gemeinſchafts⸗ 
ethos. Für die Zuſammenſchau beider prägt Dahm den Begriff 
der „Gemeinſchaftswerte“. Die Gemeinſchaftswert⸗ 
widrigkeit iſt das Weſen des Verbrechens. Der Begriff ſei aller⸗ 
dings zu umfaſſend, um für ſich allein einem dogmatiſchen 
Neubau als Gerüft zu dienen, finde aber feine Ergänzung im 
Perſönlichen, in der Scheidung nach Tätertypen. Auch die Merk⸗ 
male der Typen werden dabei nach dem ethiſch⸗teleologiſchen 
Wertmaßſtab des Verf. nicht nur ethiſch, geſinnungsmäßig, ſon⸗ 


dern auch kriminologiſch, nach der Art der Verwirklichung des 
Willens, beſtimmt. 

Schaffſtein, der Vertreter der ethiſchen Wertung, zeigt 
die Anwendung ſeines Maßſtabes in einer Einzelunterſuchung 
über „Die unechten Unterlaſſungsdelikte im 
Syſtem des neuen Strafrechts“. In dem Beſtehen 
einer Rechtspflicht hatte die Rechtſprechung das Merkmal gefun⸗ 
den, das eine Unterlaſſung zur ſtrafrechtlich zu verantwortenden 
Tat macht. Durch die Berückſichtigung auch ungeſchriebener Rechts⸗ 
pflichten, von Treu und Glauben, von Beiſtandspflichten inner 
halb der Familie und anderer Gemeinſchaften, hatte das RG. ſich 
bemüht, den Kreis der Rechtspflichten weit zu ziehen. Schaff⸗ 
ſtein gelangt von ſeinem Standpunkt folgerichtig darüber hin⸗ 
aus zu der Forderung, die ſittliche Pflicht der Rechtspflicht 
gleichzuſtellen. Damit erweitert ſich, wie Schaffſtein nicht 
verkennt, der Kreis der grundſätzlich ſtrafgerichtlich zu ahndenden 
Unterlaſſungen in ſchwer zu überſehendem Umfang. Denn den 
Maßſtab für die Pflichtenabgrenzung gibt ihm die völkiſche 
Sittenordnung, vor allem alſo der Geminſchaftsgedanke. Aus 
ihm ergeben ſich Pflichten zu aktivem Handeln in ſolchem Maße, 
daß die Pflicht zum Tun, die bisher die Ausnahme darſtellte, 
zur Regel wird. Schaffſtein ſieht die hiernach nötige Ab⸗ 
grenzung gegen eine übermäßige Ausweitung des Gebietes ftraf- 
barer Unterlaſſungen in zwei Maßſtäben, die neben dem der 
Pflichtwidrigkeit an die Unterlaſſung⸗anzulegen ſeien: objektiv 
in der Prüfung, ob die Unterlaſſung den Unrechtsgehalt 
aufweiſt, den das Strafgeſetz für die Strafwürdigkeit des akti⸗ 
ven Tuns vorausſetzt; ſubjektiv in der Prüfung, ob der Unter⸗ 
laſſende den Tätertyp darſtellt, den das Geſetz mit Strafe 
treffen will. Daran anknüpfend ſchließt der Aufſatz mit dem 
Hinweis, daß erſt durch eine Betrachtung vom Beſonderen Teil 
her, d. h. von den einzelnen Tatbeſtänden aus, die letzte Ant⸗ 
wort zu finden iſt. Dieſe Vorſicht iſt berechtigt, da das Volks⸗ 
empfinden das aktive Tun und das bloße Unterlaſſen nicht in 
dem Umfang für die Frage der Strafwürdigkeit gleich⸗ 
ſtellt, wie es ſich bei uneingeſchränkter Auswirkung des an die 
Spitze geſtellten Satzes ergeben würde. 

Schinnerers Beitrag behandelt „Die Erfolgs— 
haftung“. In der Kette der übrigen Beiträge, die die ethiſche 
Betrachtung des Verbrechens überall hervortreten laſſen, be⸗ 
gegnet die ſchwierige Frage, wie hier die Erfolgshaftung ein⸗ 
zuordnen iſt, beſonderer Aufmerkſamkeit. Der Verf. erörtert in 
ſeiner vom germaniſchen Strafrecht ausgehenden Unterſuchung 
die verſchiedenen Bemühungen, die urſprüngliche rein kauſale 
Betrachtungsweiſe der Erfolgshaftung durch die Forderung be- 
ſtimmter Beziehungen des Erfolges zur Schuld zu erſetzen 
und dadurch mit dem Willensſtrafrecht in Einklang zu bringen. 

Siegert hat feinen Beitrag aus einem beſonderen Ar- 
beitsgebiet des Grafen Gleispach, dem Verfahrensrecht, ge⸗ 
wählt. Er behandelt die künftige Geſtaltung der Rechtsmittel 
„Berufung und Reviſion im Strafperfah—⸗ 
ren“. Die Löſung ſieht er in folgender Richtung: Für den 
Hauptbereich der geſamten Strafrechtſprechung — ausgenom⸗ 
men nur die als höchſtrichterliche Entſcheidungen endgültigen 
Urteile des Volksgerichtshofes und andererſeits die Rechtſpre⸗ 
chung in der kleinen Kriminalität — iſt ein Rechtsmittel zu 
geben, aber in jedem Verfahren nur ein einziges Rechts⸗ 
mittel und für das geſamte Verfahrensrecht nur ein Rechts⸗ 
mittel einer Art. Die Trennung von Berufung und Re- 
viſion iſt aufzugeben. Das Rechtsmittel ſoll Berufung hei⸗ 
ßen, aber dadurch einen anderen Inhalt als die bisherige Be⸗ 
rufung erhalten, daß es auch die der Reviſion weſentlichen Auf⸗ 
gaben in ſich aufnimmt. Auch das Reichsgericht wird ſo 
ein Berufungsgericht. Auch bei ihm wirken Laien mit. Ihm 
wird die Nachprüfung der tatſächlichen Feſtſtellungen des Vor⸗ 
derrichters freigegeben, jedoch nicht, wie bei dem BG. alter 
Art, vorgeſchrieben. Sein Urteil ſoll grundſätzlich die Sache end⸗ 
gültig zum Abſchluß bringen; die Möglichkeit einer Zurückver⸗ 
weiſung in die Vorinſtanz ſoll ganz wegfallen oder höchſtens für 
Ausnahmefälle gegeben ſein. 

Die in Siegerts Aufſatz behandelten Fragen ſtehen 
bereits im Brennpunkt der Erneuerungsarbeiten zum Verfah⸗ 
rensrecht. Gewichtige Stimmen — Freisler, Thierack 
— haben ſchon zu ihnen geſprochen. Umfang und Tragweite der 
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von Siegert erhobenen Forderungen liegen auf der Hand. 
In dieſer Beſprechung kann nur auf ſie hingewieſen und zur 
Mitprüfung angeregt werden. Zwei Fragen werden hierbei 
vornehmlich zu prüfen ſein: Iſt es in Wahrheit ein heutiger 
Auffaſſung widerſtreitendes Trennungsdenken und nicht nur 
ſachliche Teilung von Aufgaben, wenn das zur Wahrung der 
Rechtseinheit und zur ſtändigen Beobachtung und lebendigen 
Fortbildung des Rechts berufene höchſte Gericht ſich auf die Prü⸗ 
fung beſchränkt, ob das Inſtanzgericht das Geſetz richtig auf⸗ 
gefaßt und angewendet hat? Iſt es wirklich ſchädlich, wenn das 
oberſte Gericht die Beſtimmungen des Geſetzes „durch abſtrakte 
Grundſätze“ auslegt? Oder beſteht zwiſchen den völligen Ab- 
ſtraktionen des kurzen Geſetzeswortes und dem an Geſtaltungs⸗ 
formen unerſchöpflichen Leben ein Bedürfnis nach wegweiſen⸗ 
den Richtlinien grundſätzlicher Art? Die Frage nach dem Un- 
rechtsgehalt einer im Geſetz umſchriebenen Tat, die Frage nach 
dem Grundgedanken eines Strafgeſetzes, die Frage nach den 
Merkmalen eines Tätertyps find, wie gerade dieſe Feſtſchrift 
vielerorts zeigt, Fragen, die nicht nur im Einzelfall, ſondern 
auch grundſätzlich zu klären ſind. > 

Und zweitens: Wird ſich die Schwierigkeit löſen laſſen, die 
darin liegt, daß das Inſtanzgericht den Tatbeſtand auf Grund 
mündlicher und unmittelbarer Beweisaufnahme aufklärt und 
daß gleichwohl das höchſte Gericht zunächſt einmal auf Grund 
bloßer Aktenkenntnis entſcheiden ſoll, ob das Ergebnis der Sach— 
aufklärung in tatſächlicher Hinſicht der Nachprüfung bedarf oder 
nicht? Dadurch daß dem höchſten Gericht dieſe Vorentſcheidung 
nicht zwingend vorgeſchrieben, ſondern nur freigeſtellt 
wird, verringert ſich nicht das Maß der Verantwortung 
— einer Verantwortung über Tod und Leben, über Ehre und 
Freiheit —, die ſchon mit der bloßen Vorentſcheidung über das 
Gebrauchmachen oder Nichtgebrauchmachen von jener Befugnis 
übernommen wird. Wird ſich ſchließlich bei der Zuſammenfaſ⸗ 
fung beider Aufgaben, der Rechts- und der Tatprüfung, und 
zwar ohne die Möglichkeit der Zurückverweiſung, ihr Umfang 
durch Entlaſtungsbeſtimmungen ſo beſchränken laſſen, das er 
von dem einen zentralen Gerichtshof zu bewältigen iſt? 

Zimmerl ſchließt die Feſtſchrift mit Betrachtungen 
„Zur Auslegung des §8 2 StGB.“. Auch er gibt zu 
einer vielerörterten Frage, der Berechtigung des Satzes „nullum 
erimen sine lege“ einen neuen anregenden Beitrag. Ihm ſcheint 
manches, was zur weltanſchaulichen Bedeutung des Satzes und 
zur Auslegung der vom Geſetzgeber in dem neuen §2 Satz 2 
StGB. gefundenen Löſung gejagt worden iſt, über das Ziel 
hinausgegangen zu ſein. Er begrenzt die analoge Anwendung 
von „Grundgedanken des Geſetzes“ auf die Deliktstypen des 
Beſonderen Teils, verneint ſie für die Beſtimmungen 
des Allgemeinen Teils. Er fordert für die Anwendung der 
Analogie, daß die zu vergleichende Tat und der geſetzlich um⸗ 
ſchriebene Tatbeſtand an Unrechtsgehalt, an Schuldgehalt und 
im Deliktstyp übereinſtimmen. Die umſtrittene Frage, ob eine 
Handlung, auf die bereits ein Geſetz unmittelbar Anwendung 
findet, kraft Analogie nach einem anderen — ſchwereren — Ge- 
ſetz beſtraft werden darf, bejaht Zimmerl von ſeinem Stand⸗ 
punkt aus für den Fall, daß die Anwendung lediglich der unmit⸗ 
telbar geltenden Beſtimmung dem Unrechts⸗ und Schuldgehalt 
der Tat nicht entſprechen und deshalb die materielle Gerechtig- 
keit nicht verwirklichen würde. 

Die Feſtſchrift bringt hiernach aus wichtigen Forſchungs⸗ 
gebieten der jungen Strafrechtswiſſenſchaft lebendig behandelte 
Ausſchnitte, und es gelingt ihr, auch für die Rechtsanwendung 
eine Fülle von Anregungen zu geben. 

Reichsanwalt Hans Richter, Leipzig. 


AGR. Raue: Der Strafrichter und ſeine Ab⸗ 
teilung. (Deutſches Gerichtsweſen.) Berlin 1936. Deut⸗ 
ſcher Rechtsverlag GmbH. 88 S. Preis broſch. 1,80 RM. 

Die Ziele, die der Deutſche Rechtsverlag durch die Samm⸗ 
lung „Deutſches Gerichtsweſen“ erreichen will, ſind bereits in 

SU. 1936, 1945 bei der Beſprechung des Doppelbandes „Der 

Vormundſchaftsrichter und ſeine Abteilung“ mitgeteilt und 

anerkennend gewürdigt worden. 

In dem von AGR. Georg Raue bearbeiteten Bande 

„Der Strafrichter und feine Abteilung“ wird in allerdings 


knappen, aber vorbildlich klaren und einprägſamen Einzel⸗ 
abſchnitten unter Beigabe von zahlreichen auf langjähriger 
Erfahrung beruhenden praktiſchen Winken, Verfügungsmuſtern 
und kurzen Beiſpielen die weſentlichſte Tatigkeit des Amts⸗ 
richters im vorbereitenden Verfahren, im Hauptverfahren (ein- 
ſchließlich Privatklage und Nebenklage), im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren und im Gnadenverfahren erörtert. Ferner werden 
zum Teil in der gleichen Weiſe u. a. die Beſtimmungen der 
StPO. über „Rechtsmittel“ und „Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens“ in den Grundzügen behandelt. Hervorzuheben iſt der 
erſte Abſchnitt „Ermittlungsverfahren“. Er enthält, nament⸗ 
lich für die Vernehmung des Beſchuldigten und der Zeugen, 
beſonders beachtenswerte Ratſchläge und nimmt auch den 
weitaus größten Raum in dem Buch in Anſpruch. Der Auf⸗ 
gabenkreis des Amtsrichters in Strafſachen iſt zwar nicht er⸗ 
ſchöpfend dargeſtellt. Die Durcharbeitung des Büchleins kann 
und ſoll auch dem jungen Rechtswahrer und dem Praktiker 
die tiefergehende Beſchäſtigung mit dem einſchlägigen Geſetzes⸗ 
material und Schrifttum und mit der einſchlägigen Recht⸗ 
ſprechung nicht erſetzen. Das Buch gewährt aber dem in der 
Ausbildung begriffenen Rechtswahrer einen vorzüglichen, klaren 
und lehrreichen Überblick. Es ſtellt für ihn einen anregenden 
Leitfaden und für den Praktiker, und zwar außer für den 
Strafrichter, vor allem auch für den Verteidiger und den 
Amts⸗ und Staatsanwalt in manchen Zweifelsfragen einen 
zuverläſſigen Ratgeber dar. Damit iſt das von dem Deutſchen 
Rechtsverlag erſtrebte Ziel ſchon vollauf erreicht und eine 
bisher ſtark empfundene Lücke im Schrifttum geſchloſſen. Das 
Buch kann jedenfalls, nicht zuletzt auch wegen ſeines niedrigen 
Kaufpreifes, jedem Rechtswahrer zur Anſchaffung empfohlen 
werden und ſollte in keiner Gerichtsbücherei fehlen. 
St AR. Domann, Berlin. 


Grau⸗Dörken⸗Lehmann⸗Stock: Wehrſtrafrecht 
und allgemeines Strafrecht. (Beiträge zur Rechts⸗ 
erneuerung. Herausgegeben von Staatsſekr. Dr. Roland 
Freisler. Heft 2.) Berlin 1936. R. v. Deckers Verlag, 
G. Schenck. 140 S. Preis kart. 4,30 AM. 

Dieſes verdienſtvolle Buch, Kameradſchaftsarbeit im beſten 
Sinne des Wortes, behandelt eines der Hauptprobleme des 
Militärſtrafrechts — nämlich die Frage, in welches Verhält⸗ 
nis Wehrſtrafrecht und allgemeines Strafrecht zueinander ge⸗ 
bracht werden ſollen. Werden beide als weſensverſchiedene 
Materien getrennt voneinander aufzubauen ſein, oder 
wird das eine in Anlehnung an das andere ausgeſtaltet 
werden müſſen? Das iſt die Frage, die in dieſem Buch 
von berufenen Vertretern des Reichsjuſtiz⸗ und Reichskriegs⸗ 
miniſteriums eingehend geprüft und in Übereinſtimmung mit 
Generalleutnant Keitel und Staatsſekr. Roland Freis⸗ 
ler, die beide dem Werk Geleitworte vorangeſtellt haben, 
bejaht wird. 

Den Anfang macht ein Beitrag von Ming. Grau aus 
dem RIM. über „Das allgemeine Strafrecht als Grundlage 
des Wehrſtrafrechts“, eine der gründlichſten und anregendſten 
Arbeiten über die Frage der Neugeſtaltung des Wehrſtrafrechts 
überhaupt. So gewiß auf ein eigenes und eigenſtändiges mili⸗ 
täriſches Sonderſtrafrecht nicht verzichtet werden kann, ſo ſehr 
liegt es nach Grau in der ganzen Entwicklung unſeres Wehr⸗ 
ſtrafrechts, wenn es jetzt in ſtärkeren Zuſammenhang mit dem 
allgemeinen Strafrecht gebracht wird. Grundlagen und all 
gemeine Lehren beider Rechtsgebiete müſſen nicht nur wie 
bisher die gleichen bleiben, die betont kämpferiſche und ſol⸗ 
datiſche Haltung des kommenden Strafrechts gibt nach 
Grau auch Veranlaſſung dazu, ſie noch ſtärker als in der 
Vergangenheit in Übereinſtimmung zu bringen. Die praktiſche 
Durchführbarkeit und den Umfang dieſer Angleichung vom 
Boden des neuen Strafrechts aus beurteilt Grau überaus 
optimiſtiſch — m. E. zu optimiſtiſch. Ich glaube nicht, daß 
die Bedürfniſſe der Wehrmacht eine ſo uneingeſchränkte Über⸗ 
tragung der Grundſätze des allgemeinen Teils geſtatten, wie 
Grau ſie für möglich und geboten hält. So z. B. erſcheint 
es mir wohlbegründet, wenn man in militäriſchen Kreiſen Be⸗ 
denken dagegen hat, im kommenden Militärſtrafrecht ebenſo 
häufig auf das „geſunde Volksempfinden“ abzuſtellen, wie es 
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im bürgerlichen Strafrecht geplant iſt. Was für große Be⸗ 
denken gegen allzu ausgedehnte Verwendung dieſes Maßſtabs 
ſchon dort beſtehen, hat ſoeben L. Zimmerl in der Feſt⸗ 
ſchrift für Erich Jung (S. 241 ff.) dargelegt. Im Wehrſtraf⸗ 
recht haben dieſe Bedenken erhöhte Bedeutung, denn dieſes 
braucht wie kein anderes Rechtsgebiet Klarheit, Sicherheit und 
Feſtigkeit, die ihm dieſer Maßſtab in vielen Fällen nicht bieten 
kann. Aus dieſem Grunde kann ich dem Verf. auch nicht folgen, 
wenn er verſtärkte Verwendung allgemein gehaltener General⸗ 
tatbeſtände auch für das Wehrſtrafrecht befürwortet; auch ſie 
entſprechen dem Weſen des militäriſchen Dienſtes nicht immer, 
denn dieſer erfordert feſte Maßſtäbe, die über den Standpunkt 
des Geſetzes keinen Zweifel laſſen. Meiner Anſicht nach hält 
hier das geltende Militärſtrafrecht die richtige Mitte. Zweifel 
habe ich ſchließlich auch, ob man — wie Grau befürwortet — 
ebenſo wie im allgemeinen Strafrecht auch hier auf die durch 
den Erfolg qualifizierten Delikte Verzicht leiſten kann. Auch 
hier ſcheint mir die Beſonderheit der militäriſchen Sachlage 
eine Sonderregelung wünſchenswert zu machen. Davon ab⸗ 
geſehen kann ich aber den Vorſchlägen des Verf. in weiteſtem 
Umfange zuſtimmen. Leider verbietet es der Raum, im ein- 
zelnen darauf einzugehen. 

Dem Beitrag von Grau folgt eine Abhandlung von 
MinR. Dörken, dem langjährigen hochverdienten Sach⸗ 
bearbeiter des Militärſtrafrechts im Reichskriegsminiſterium. 
Er behandelt „Die Beziehungen des Beſonderen Teils eines 
Wehrmachtſtrafgeſetzbuchs zum allgemeinen Strafrecht“. Auch 
die Neugeſtaltung des Beſonderen Teiles des Mil StB. wird 
unter dem Gedanken weitgehender Angleichung an das 
allgemeine Strafrecht ſtehen müſſen. Die wichtigſten Punkte 
ſind folgende: Die Strafordnung des geltenden Mil StGB. iſt 
derart verwickelt und unelaſtiſch, daß eine Umgeſtaltung und 
Verbeſſerung nach dem Beiſpiel des bürgerlichen Strafrechts 
dringendes Erfordernis iſt. Ebenſo wichtig, ja beinahe noch 
dringender iſt die Beſeitigung der vielen militärſtrafrechtlichen 
Sondertatbeſtände, die das bürgerliche Strafrecht in ſeinem 
Katalog der Tatbeſtände bereits enthält oder enthalten wird 
(3. B. Gefährdung der Kriegsmacht im Felde, Beeinfluſſung 
der Rechtspflege, Beſtechung uſw.). Welche Tatbeſtände bei- 
behalten werden müſſen, wird vom Verf. in eingehender Über⸗ 
ſicht im Anſchluß daran gezeigt. — 

Der zweite Teil des Buches iſt den Problemen der Neu⸗ 
geſtaltung des Militärſtrafverfahrens gewidmet. Er wird ein⸗ 
geleitet durch einen Aufſatz von MinR. Lehmann aus dem 
RIM, über „Die Militärſtrafgerichtsordnung und die kom⸗ 
mende Erneuerung des allgemeinen Strafverfahrensrechts“, der 
ebenfalls in die Forderung ausmündet, im kommenden Recht 
die vermeidbaren Beſonderheiten der beiderſeitigen Geſetze aus⸗ 
zumerzen und ſie in ihren Grundgedanken einander anzugleichen. 
Daneben hält es der Verf. ebenſo wie an ſpäterer Stelle 
Stock für unerläßlich, Vorkehrungen zu treffen, die ein 
Auseinanderfallen der Rechtſprechung von RͤrGer., NG. 
und VGH. verhüten. Wie ſich Lehmann jene Angleichung 
im einzelnen denkt, kann hier nicht wiedergegeben werden. Es 
ſind genau ausgeführte und ſorgſam begründete Vorſchläge, 
die über den vielen Berührungspunkten zwiſchen den beiden 
Verfahren auch die unüberwindbaren Unterſchiede nicht ver⸗ 
geſſen, wie fie etwa in der Einrichtung des Gerichtsherrn 
liegen, der im allgemeinen Strafverfahren bekanntlich kein 
Gegenſtück hat. Da man aus den Darlegungen Lehmanns 
mancherlei intereſſante Einzelheiten über den bisher noch un⸗ 
veröffentlichten amtlichen Entwurf zur StPO. erfährt, dürfen 
ſie auf allgemeineres Intereſſe rechnen. 

Den Schluß des Werkes bildet eine Abhandlung von 
RrGerR. Dozent Dr. Dr. Stock über das Thema: „Die 
militäriſche Gerichtsverfaſſung und ihr Verhältnis zur all⸗ 
gemeinen Gerichtsbarkeit“. Sie beginnt mit einer kurzen Dar⸗ 
ſtellung des bisherigen Gerichtsverfaſſungsrechts und der ein⸗ 
ſchneidenden Anderungen, die es im nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchland erfahren hat, und wendet ſich ſodann einer kri⸗ 
tiſchen Würdigung der Militärgerichtsverfaſſung zu, wie fie 
heute ausſieht. Beſonders beachtenswert ſind Stocks An⸗ 
regungen für die Umgeſtaltung der Gerichtsverfaſſung 
der Militärjuſtiz, vor allem das, was er über die perſönlichen 


Vorbedingungen für die Militärjuſtizlaufbahn ſagt, bemerkens⸗ 
wert auch ſein Eintreten für Beibehaltung des Beſchlußprinzips 
innerhalb der Militärgerichtsbarkeit. Scharf wendet er ſich 
gegen alle Vorſchläge, die im Sinne einer Beſchränkung 
der Militärjuſtiz auf militäriſche Delikte Wehrmachtangehöri- 
ger laut geworden ſind — ein Standpunkt, worin ihm nur 
zugeſtimmt werden kann! 
Prof. Dr. Schwinge, Marburg. 


Prof. Dr. Eberhard Schmidt, Leipzig: Die militä⸗ 
riſche Straftat und ihr Täter. (Wehrrechtliche Ab⸗ 
handlungen, Heft 3.) Berlin 1936. Verlag Franz Vahlen. 
36 S. Preis kart. 1,75 RM. 

Der kürzlich im gleichen Verlag erſchienene Bericht des 
Wehrrechtsausſchuſſes der Akademie für Deutſches Recht, „Zur 
Neugeſtaltung des Mil StGB.“, gab dem Verf. die Anregung 
zur vorliegenden Abhandlung über ein Thema, das nicht nur 
im geltenden militäriſchen Strafrecht erhebliche praktiſche Be⸗ 
deutung hat, ſondern ſie auch im kommenden behalten wird. 

Vom Inhalt des Begriffs der militäriſchen Straftat und 
ihres Täters hängen bedeutſame ſtrafrechtliche Folgen ab. Der 
Begriff iſt im geltenden Militärſtrafrecht nicht ſcharf formuliert 
und daher ſtark umſtritten. Der Bericht des Wehrrechtsaus⸗ 
ſchuſſes hält daher eine klare Begriffsbeſtimmung der mili⸗ 
täriſchen Straftat für das kommende Militärſtrafrecht als er⸗ 
wünſcht und bringt folgende Formulierung in Vorſchlag: „Unter 
militäriſchen Straftaten ſind die im Mil StcgB. mit Strafe be⸗ 
drohten Handlungen zu verſtehen, die entweder einen militäri⸗ 
ſchen Sondertatbeſtand oder einen durch militäriſche Sonder- 
merkmale ergänzten Tatbeſtand der allgemeinen Strafgeſetze 
enthalten. Ferner iſt eine militäriſche Straftat dann gegeben, 
wenn bei Begehung einer nach dem allgemeinen Strafrecht 
ſtrafbaren Handlung eine militäriſche Pflicht verletzt worden iſt.“ 

Der Verf. glaubt, daß der letzte Satz dieſer Begriffsfor⸗ 
mulierung, wenn er in das künftige Mil StGB. aufgenommen 
werden ſollte, geeignet ſei, das Problem der militäriſchen Straf⸗ 
tat und ihres Täters in ein neues Licht zu rücken und argu⸗ 
mentiert folgendermaßen: 

Durch ſtrafbare Handlungen, die im MilStchB. mit Strafe 
bedroht ſind, werde ſtets eine militäriſche Pflicht verletzt. Die 
im Satz 1 des Berichtsvorſchlags erwähnten Tatbeſtände ſeien 
alſo ſtets militäriſche Straftaten. Der Begriff der militätriſchen 
Straftat ſei alſo künftig nur noch inſoweit ein Problem, als 
darüber zu entſcheiden ſei, ob bei Begehung einer bürgerlichen 
Straftat zugleich eine militäriſche Pflicht verletzt ſei. Das Mo⸗ 
ment der militäriſchen Pflicht ſei aber nicht dem Strafrecht, 
ſondern dem Wehrrecht im weiteren Sinne zu entnehmen, jo 
daß nicht nur ein Angehöriger der Wehrmacht, ſondern jeder, 
der zur Organiſation der Wehrmacht in eine geordnete 
Verbindung trete, ſich zugleich einer militäriſchen Pflichtver⸗ 
letzung ſchuldig machen könne, alſo nicht nur Soldaten, ſondern 
auch Wehrmachtsbeamte, Zivilperſonen nach $ 35 Wehr®. und 
Kriegsgefangene, ja ſelbſt die zum Gefolge (§ 155 Mil StGB.) 
gehörenden Perſonen. Sie alle könnten bei Handlungen gegen 
die allgemeinen Strafgeſetze zugleich militäriſche Pflichten ver⸗ 
letzen, d. h. dann auch militäriſche Straftaten begehen und deren 
ſtrafrechtlichen Folgen unterliegen. 

Das neue Licht, in das der Verf. das Problem der mili- 
täriſchen Straftat rückt, wirft alſo recht weite Schatten. Zu 
einer ſo weiten Ausdehnung des Begriffs der militäriſchen 
Straftat konnte er aber nur dadurch kommen, daß die Berichts- 
formulierung ſchlechthin von „militäriſcher Pflicht“ und nicht 
— wie offenbar gemeint iſt (vgl. den Wortlaut des § 29 Mil⸗ 
StGB. — von „militäriſcher Die nſtpflicht“ ſpricht. 

Eine militäriſche Dienſt pflicht kann nur verletzen, wer 
in einem engeren militäriſchen Dienſtverhältnis ſteht. Das 
Moment der militäriſchen Dienſtpflicht kann alſo nur dem 
engeren, nicht aber dem weiteren Wehrrecht entnommen werden. 

Wenn man daher dem Verf. in ſeiner weiten Ausdehnung 
des Begriffs der militäriſchen Straftat auch nicht folgen können 
wird, ſo iſt es doch ſehr verdienſtvoll, daß er mit der ihm eige⸗ 
nen Gründlichkeit und Klarheit das Problem wiſſenſchaftlich 
beleuchtet und zur Erörterung geſtellt hat. 


66. Jahrg. 1937 Heft 4, 

Der Verf. hat das Problem allerdings nur vom militäri⸗ 
ſchen Nützlichkeitsſtandpunkte aus betrachtet. Seine Erforſchung 
als kriminalpolitiſches Problem muß im heutigen Staat dazu 
führen, den Täterkreis der militäriſchen Straftat, ſoweit ihr 
bürgerliche Straftaten zugrunde liegen, auf die Soldaten) 
zu beſchränken. 

Ming. Dr. Senftleben, Berlin. 


Dr. jur. Walter Muſſel: Großhandwerk und Kauf⸗ 
mannsxrecht. Eine rechtstatſächliche und rechtspolitiſche 
Unterſuchung. (Beiträge zur Wirtſchaftslehre des Handwerks, 
Heft 16.) Stuttgart 1936. C. E. Poeſchel Verlag. 43 S. 
Preis kart. 2,40 RM, geb. 4,20 AM. 

Verf. erörtert in ſeiner kleinen Schrift die Verhältniſſe 
des Handwerks, die ſ. Z. der Geſetzgeber vorfand und die ſich 
ſeitdem unter dem Einfluß neuzeitlicher Wirtſchaftsentwicklung 
verändert haben. Er weiſt hierbei auf die Schwierigkeiten der 
Abgrenzung von Induſtrie und Handwerk hin und bringt eine 
Überſicht insbeſondere über die Rechtſprechung. Das Ergebnis 
veranlaßt ihn zum Vorſchlage, durch Geſetzesänderung dem 
Großhandwerk fakultativ das Handelsregiſter zu öffnen. 

M. E. iſt dieſer Vorſchlag nicht ausreichend begründet. 
Denn es iſt nicht klar, weshalb es der Eintragung eines 
Handwerks, mag dieſes auch ein Großhandwerk ſein, aus⸗ 
gerechnet in ein Handels regiſter bedarf. Das Firmen⸗ 
recht (84 HGB.) kann ber Grund nicht fein. Denn der beim 
induſtriellen Großgewerbe (88 1—3 HGB.) ausſchlaggebende 
Grund, die Kontinuität des Unternehmens (88 22—24 
HGB.) über den jeweiligen Inhaberwechſel hinaus auch nach 
außen hin in Erſcheinung treten zu laſſen, fällt beim Groß⸗ 
handwerk fort, weil es ſich hier — wie bei jedem Handwerk — 
um die höchſtperſönliche Form gebungsarbeit des 
Gründers handelt und nicht verbürgt iſt, daß dieſe Individual⸗ 
leiſtung in der Perſon ſeines Nachfolgers wiederkehrt. An⸗ 
geſichts der auf Eindämmung des kaufmänniſchen Firmen⸗ 
rechts abzielenden Gegenwartsſtrömungen würde die Ver⸗ 
leihung des Firmenrechts an den Großhandwerker einen libe⸗ 
raliſtiſchen Rückfall bedeuten, den der leiſtungsbewußte Hand⸗ 
werker ſich verbitten ſollte. Die Anſicht des Verf. (S. 30), der 
Ausſchluß des Handwerks vom Handelsregiſter bedeute ſeine 
„Diffamierung“, wird feinem Weſen als individuell formgebende 
Arbeit, die von den Zünften des Mittelalters als „Kunſt“ 
angeſehen wurde, nicht gerecht. Die dem Verf. aber mit Recht 
entſcheidend dünkende Erwägung (S. 33), daß der Betrieb 
u. U. „nach Art (!) und Umfang einen in kaufmänni⸗ 
ſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert“, iſt nicht 
zu Ende gedacht: folgerichtig muß dieſer Gedanke dahin führen, 
im Einzelfall die von der nur formgebenden Tätigkeit los⸗ 
zulöſenden Handels beſtandteile des Geſamtbetriebes nach 
§ 1 Ziff. 1, §4 HGB. rechtlich beſonders zu werten und durch 
dieſe Unterſuchungs methode, wie fie der Unterzeich⸗ 
nete in IW. 1934, 3030 ff. u. 1936, 3127 Anm. unter⸗ 
nommen hat, dem Miſchcharakter neuzeitlichen Handwerks ge⸗ 
recht zu werden. Dies lehnt Verf. aber ab. S. 8 u. 9 ver⸗ 


kennt Verf., daß der Unterzeichnete a. a. O. beim Begriff des 


„Handwerks“ (884, 1 Ziff. 2 u. 9 HGB.) vom allgemeinen 
Sprachgebrauch ausgegangen iſt, mithin keinen „handels⸗ 
rechtlichen“ Begriff aufgeſtellt hat; auch wird nicht „perſön⸗ 
liche Mitarbeit“, wie S. 15 unterſtellt, nach JW. 1934, 3032 
zu 3 verlangt. 

AGR. Groſchuff, Berlin. 


Monatshefte für NS. Sozialpolitik. Mit Bei⸗ 
lage „Der Vertrauensrat“. Hrsggb. von Franz Mende, 
Leiter des Sozialamts der Deutſchen Arbeitsfront. Jahr⸗ 
gang 3, Heft 7—15. Stuttgart und Berlin 1936. Verlag 
W. Kohlhammer. Jahresbezugspreis 14 f. 

Der 3. Band der jungen Monatsſchrift, auf deren vielſei⸗ 

ca Inhalt hier wiederholt hingewieſen werden konnte Gu⸗ 

etzt JW. 1936, 1203), umfaßt die Zeit von Okt. 1935 bis 
%. 1936 und liegt jetzt abgeſchloſſen vor. 
Wir müſſen uns darauf beſchränken, aus den letzten neun 


Heften einige bemerkenswerte Aufſätze hervorzuheben. Über 
— ͥ ͤ— 


) Vgl. Wagner, Der Rechtsbegriff Soldat: DJ. 1936, 81. 
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Heimarbeitsfragen verbreiten ſich Gusko, Gaertner und 
Walter Richter (S. 209, 221, 227). Die Vorſchläge der 
Strafrechtskommiſſion zur künftigen Geſtaltung des ſtrafrecht⸗ 
lichen Schutzes der Arbeitskraft behandelt ein Bericht von 
Wangner (S. 273). Von feinem Verſtändnis zeugen die tem⸗ 
peramentvollen grundſätzlichen Darlegungen von Gus ko über 
Sinn und Ziel der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit (S. 262); ſie 
ſind geeignet, der Praxis der ſozialen Ehrengerichte entſchei⸗ 
dende Anregungen zu geben. In einem Aufſatz über die Treu⸗ 
pflicht als Grundlage des Arbeitsverhältniſſes baut Siebert 
(S. 331) ſeine bekannten Gedankengänge weiter aus, wonach die 
Treupflicht auf Grund von 82 Abſ. 2 ArbOG. als unmittelbar 
geſtaltende Inhaltsbeſtimmung das einzelne Arbeitsverhältnis 
ergreift und nicht lediglich einen Auslegungsmaßſtab abgibt. 
Drei Beiträge von E. Leſſing (S. 335, 468 und 557) behan⸗ 
deln das Thema Wehrmacht und Sozialpolitik. 

Anſpruch auf ganz beſondere Beachtung haben zwei Bei⸗ 
träge von Derſch. Er verbreitet ſich über Fragen des Tarif⸗ 
lohnverzichts und der Verwirkung im Arbeitsrecht der neuen 
Sozialordnung (S. 432), wobei er den Standpunkt des RArbG. 
(vgl. bei. IW. 1935, 3177 e m. Anm. und 1936, 24244 m. 
Anm.) einer ſorgſamen kritiſchen Würdigung unterzieht. Eben⸗ 
falls unter kritiſcher Beleuchtung der Rechtſprechung des RArbG. 
(bei. JW. 1936, 2423 4) behandelt er die Frage der Auskunfts⸗ 
erteilung im Arbeitsrecht (S. 606). Er hebt hervor, daß die 
Rechtſprechung ſich hier noch ganz in den Gedankenkreiſen des 
vermögensrechtlichen Schuldvertrags bewege, anſtatt das Ar— 
beitsverhältnis als perſonenrechtliches Treudienſtverhältnis zu 
behandeln. Die perſonenrechtliche Gemeinſchaftsnatur des Ar⸗ 
beitsverhältniſſes müſſe dazu führen, daß auch ohne beſondere 
Vereinbarung aus dem Treue- und Fürſorgegedanken wie auch 
aus der bisherigen Zugehörigkeit zum Betriebe ſich echte Ver⸗ 
tragspflichten ergeben können, die über den Ablauf des ſonſti⸗ 
gen Vertragsinhalts hinaus nachwirken; hiernach habe der Un⸗ 
ternehmer auch über den Ablauf des Arbeitsverhältniſſes hin⸗ 
aus diejenigen Auskünfte an Dritte zu erteilen, die bei richtig 
verſtandener Treu» und Fürſorgepflicht dem ausgeſchiedenen 
e eine angemeſſenes Fortkommen ermög⸗ 
ichen 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Dr. Hans Storck, Mingt. im R.⸗ u. PrMd J.: Woh⸗ 
nungsbau⸗ und Siedlungsfinanzierung 
durch Gemeinden. (Handbücherei des Wohnungs⸗ und 
Siedlungsweſens, Heft 14 a.) 52 S. Preis geh. 1,65 AM. 

Dr. Hermann Bellinger, OReggR. im R.⸗ u. PrArbM.: 
Die Neugeſtaltung der Kleinſiedlung. Ein 
Ausblick und Rückblick. (Handbücherei des Wohnungs⸗ und 
Siedlungsweſens, Heft 14 b.) 152 S. Preis kart. 3,80 . 

Dr. W. Kleffner: Die Baunebenkoſten im Woh⸗ 
nungsbau unter beſonderer Berückſichtigung der Anlieger⸗ 
koſten. 52 S. Preis geh. 1,30 AM. 

Grundſätzliche Entſcheidungen des Reichs⸗ 
bürgſchaftsausſchuſſes für den Kleinwoh⸗ 
nungsbau. Ergänzungsheft zu: Blechſchmidt, 
Reichsbürgſchaften. 15 S. Preis 0,60 A. 
Eberswalde, Berlin, Leipzig 1936. Verlagsgeſ. R. Müller mbH. 

Die Handbücherei des Wohnungs⸗ und Siedlungsweſens, 
die im Verlage R. Müller mbH., Eberswalde, erſcheint, iſt 

durch zwei Hefte bereichert worden, die als Ergänzung zu Heft 14 

„Die Kleinſiedlung 1936“ herausgegeben find. Heft 14a bringt 

aus der Feder von Dr. Storck unter dem Titel „Die Woh⸗ 

numgsban- und Siedlungsfinanzierung durch Gemeinden“ „eine 

Zuſammenſtellung der wichtigſten Beſtimmungen, die bei der 

Errichtung und Finanzierung von Siedlungen und Wohnungs⸗ 

bauten zu beachten ſind, wenn Gemeinden Träger ſolcher Vor⸗ 

haben ſind oder ſie unmittelbar unterſtützen und fördern“ (S. 5). 

Nach einer einführenden Einleitung folgt in vier Abſchnitte ge⸗ 

gliedert der Abdruck der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 

gen, Erlaſſe, Verordnungen über die Veräußerung von Grund⸗ 
beſitz der Gemeinden, über Darlehnsaufnahmen, Bürgſchafts⸗ 
übernahmen, Gewährleiſtungsverträge uſw. durch Gemeinden 
für Zwecke der Kleinſiedlung und des Wohnungsbaus, über 
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Gewährung von Krediten zur Förderung der Kleinſiedlung und 
des Wohnungsbaus durch Sparkaſſen und andere öffentlich⸗ 
rechtliche Kreditanſtalten und ſchließlich über Förderung des 
Baues von Volkswohnungen. 

Heft 14 b aus der Feder von Dr. Hermaun Bellin⸗ 
ger behandelt die Neugeſtaltung der Kleinſiedlung. Es bezweckt 
„einen knapp gehaltenen Abriß des bisherigen Ablaufs der 
Kleinſiedlungsmaßnahmen und eine kurze Einführung in die 
neuen Beſtimmungen über die Förderung der Kleinſiedlung zu 
geben“ (S. 5). Im erſten Teil wird die Neugeſtaltung der 
Kleinſiedlung behandelt. Nach einer eine grundſätzliche Dar⸗ 
ſtellung enthaltenden Einleitung gibt der Verf. zunächſt einen 
geſchichtlichen Überblick, indem er die Bedeutung der Klein⸗ 
ſiedlung und ihre bisherige Entwicklung im Wandel der rück— 
liegenden Siedlungsabſchnitte darſtellt, und fügt daran als wich⸗ 
tigſten Abſchnitt die Neuordnung der Beſtimmungen und des 
Verfahrens der Kleinſiedlung. Als zweiter Teil ſind die zu den 
neuen Beſtimmungen ergangenen Ergänzungsvorſchriften ab- 
gedruckt. 

In einer im gleichen Verlage erſchienenen Broſchüre be— 
handelt Dr. Kleffner die Baunebenkoſten im Wohnungsbau 
unter beſonderer Berückſichtigung der Anliegerkoſten. Die Ar⸗ 
beit bezweckt, aus einer Darſtellung der gegenwärtigen Rechts⸗ 
lage bezüglich der Baunebenkoſten Vorſchläge für eine Neurege⸗ 
lung zu gewinnen. In ihrer bisherigen Höhe und Berechnungs⸗ 
weiſe ſtehen die Baunebenkoſten der Durchführung der Aufgabe, 
Wohnungen für die mittleren und minderbemittelten Volks⸗ 
genoſſen zu ſchaffen, ganz beſonders erſchwerend im Wege. Es 
muß deshalb, wie der Verf. fordert, eine Geſtaltung gefunden 
werden, durch die „das Einzelhaus und der Zeilenflachbau ent- 
gegen den heutigen Verhältniſſen entlaftet wird und eine ge⸗ 
rechte Verteilung der Koſten für die notwendigen Gemein- 
ſchaftsmaßnahmen entſprechend der Nutznießung des Einzelnen 
vorgenommen wird“ (S. 11). 

Als Ergänzungsheft zu Blechſchmidt, Reihsbürgichaf- 
ten, bringt ſchließlich der Verlag grundſätzliche Entſcheidungen 
des Reichsbürgſchaftsausſchuſſes für den Kleinwohnungsbau 
heraus, die für den Praktiker eine brauchbare Handhabe bedeu- 
ten werden. Die Entſcheidungen ſind überſichtlich geordnet und 
an Hand eines alphabetiſchen Sachverzeichniſſes leicht aufzu— 
finden. 

RA. und Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


Das Zivilrecht der nordiſchen Länder Däne— 
mark, Finnland, IJsland, Norwegen, Shwe- 
den. Teil I Das Zivilrecht Finnlands und 
Schwedens. Lieferung 2a. Herausgegeben von dem In⸗ 
ſtitut für ausländiſches und internationales Privatrecht in 
Berlin und StSekr. Prof. Dr. Franz Schlegelber- 
ger, Berlin, Dr. jur. P. von Seth, Mitgl. des Oberſten 
Gerichtshofs von Schweden, Stockholm, RA. Frhr. Dr. 
Wrede, ehem. Univerſitätskanzler, Prof. em., ehem. Borf. 
des höchſten Gerichtshofs Finnlands, RA. Dr. jur. Hell⸗ 
muth Dix, Berlin. Berlin 1936. Weidmannſche Buchholg. 
122 S. Preis 12 Nl. 

Es iſt dankbar zu begrüßen, daß das große Unternehmen 
der Zivilgeſetze der Gegenwart von dent neuen Verlag in der 
alten Art fortgeführt wird. Beſonders erfreut es, daß offenbar 
die nächſten erſcheinenden Lieferungen den nordiſchen Rechten 
gewidmet ſind, denen die meiſten deutſchen Juriſten ſchon wegen 
der Verwandtſchaft der beteiligten Völker beſonderes Intereſſe 
entgegenbringen, zu deren Studium in der Urſprache aber nur 
die wenigſten in der Lage ſind. Das gilt beſonders für Finn⸗ 
land, deſſen Obligationenrecht die hier anzuzeigende Liefe⸗ 
rung 2a der Abteilung Finnland und Schweden gewidmet iſt. 
Die Darſtellung des Rechts der Schuldverhältniſſe eines Kul⸗ 
turſtaates auf rund 100 Seiten zwingt den Verf. naturgemäß 
zu Kürzungen, ſo daß manche Fragen unbeantwortet bleiben. 
Auf dem gegebenen Raum hat der in Deutſchland aus anderen 
Veröffentlichungen über das Recht ſeiner Heimat wohlbekannte 
Verf. Dr. Hakulinen, der Staatsſekretär im finniſchen Ju⸗ 
ſtizminiſterium iſt, etwa in der Art eines guten deutſchen Vor⸗ 
leſungsgrundriſſes ſehr viel Stoff verarbeitet. Da das finniſche 
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Obligationenrecht wie das übrige finniſche Privatrecht auf dem 
ſchwediſchen Reichsgeſetz vom Jahre 1734 beruht und da die 
Lücken jenes alten Geſetzes unter ſtarkem Einfluß der all⸗ 
gemeinen europaiſchen, beſonders der deutſchen Rechtswiſſenſchaft 
geſchloſſen worden ſind, ſchadet die Kürze der Darſtellung der 
praktiſchen Brauchbarkeit keineswegs. Finniſche und ſchwediſche 
Autoren werden häufig als Belegſtellen angeführt, Rechtſpre⸗ 
chung leider faſt gar nicht. Meiſtens gibt der Verf. die herrſchende 
Lehre wieder, nur einmal bei der Konſtruktion des Kaufs (bei 
dem nach finniſchem Recht Kaufabſchluß und Übertragung des 
Eigentums eine Einheit bilden können) vertritt Hakulinen 
entgegen der herrſchenden Meinung die Anſicht, daß ſtets durch 
das Kaufgeſchäft eine Verpflichtung zur Übertragung des Eigen⸗ 
tums begründet werde; nur dadurch laſſe ſich eine ausreichende 
Erklärung für einige Rechtswirkungen des Kaufs, insbeſ. für 
die Rechtsmängelhaftung des Verkäufers, finden. — Der Aufbau 
des Werkes folgt den bis zu dem Umbruch in Deutſchland übli⸗ 
chen traditionellen Formen. — Drei wichtige neuere Geſetze: 
das Arbeitsvertragsgeſetz v. 1. Juni 1922, das Geſetz über die 
Hinterlegung von Geld, Wertpapieren oder Urkunden in Erfül 
lung einer Verbindlichkeit v. 9. Okt. 1931 und das Geſetz über 
den Abzahlungskauf v. 10. Nov. 1933 ſind in dem Anhang in 
Urſprache und deutſcher Überſetzung wiedergegeben. 

Von beſonderem Gegenwartsintereſſe dürfte die Stellung 
des finnländiſchen Rechts zur Goldklauſel ſein. Hier be⸗ 
richtet der Verf., daß die Gültigkeit einer Goldwertklauſel zwar 
nicht ganz zweifelsfrei ſei, daß ſie aber von der Praxis und 
mehreren Schriftſtellern anerkannt werde (S. 65). 

A- u. LR. Dr. Karl Arndt, Berlin. 


Min. R. Dr. Casimir Szwarcenberg Czerny: Im- 
munites diplomatiques et consulaires. Re- 
cueil des normes juridiques dans le domaine du droit 
international en vigueur sur le territoire de la Pologne et 
de la Ville Libre de Danzig, Varsovie, Drukarnia Pan- 
stwowa 1935, 715 S. 

Der Verf., Miniſterialrat im polniſchen Miniſterium für 
Auswärtige Augelegenheiten, bringt erſtmalig eine vollſtändige 
Zuſammenſtellung aller in Polen und Danzig geltenden Beſtim⸗ 
mungen über die Exterritorialitätsrechte der dort akkreditierten 
ausländiſchen diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretungen. 
Eine derartige Sammlung iſt um fo verdienſtvoller, als die 
einſchlägigen Vorſchriften an vielen Stellen verſtreut und im 
allgemeinen beſonders dem Ausländer nicht leicht zugänglich 
ſind. Neben dieſem mehr praktiſchen Zweck ſoll das Werk auch 
als Quellenpublikation der völkerrechtlichen Forſchung dienen. 

Das veröffentlichte Material ſtammt, ſoweit es ſich um 
polniſche Geſetze und internationale Verträge handelt, größten⸗ 
teils aus den Geſetz⸗ und Miniſterialblättern. Ferner werden 
Noteuwechſel, Zirkularnoten, behördliche Anordnungen u. ä. 
veröffentlicht, die bisher nicht gedruckt vorlagen. Die Texte ſind 
in auszugsweiſem Wortlaut meiſt in polniſcher Sprache, viel⸗ 
fach aber auch in der Originalſprache (deutſch und franzöſiſch) 
gegeben. Für den, der die polniſche Sprache nicht kennt, wird 
die Überſicht dadurch erleichtert, daß dem Werk eine fran⸗ 
zöſiſche Einleitung und Überſetzung des Inhaltsverzeichniſſes 
vorangeſchickt iſt. 

Die Einteilung des umfangreichen Stoffes erfolgte ſo, daß 
in 36 Kapiteln die auf das gegebene Sachgebiet bezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen in alphabetiſcher Länderfolge aufgeführt werden. 
Es werden u. a. folgende Gebiete behandelt: Rechtsgrundlagen 
für die Unterhaltung von diplomatiſchen Vertretungen und 
Konſulaten, Einzelvorſchriften für die Amtstätigkeit der Kon⸗ 
ſuln, Flaggen, Wappen, Nationalhymnen und Ehrenbezeu⸗ 
gungen, Grenzüberſchreitung, Zollfragen, Steuern, Poſt⸗, Tele⸗ 
phon⸗ und Telegraphenbeſtimmungen, Stellung der Diplomaten 
im Zivil- und Strafverfahren und im materiellen Recht, Ver⸗ 
ſicherungsfragen, Verkehrsrechtliche Beſtimmungen, und ſchließ⸗ 
lich Vorſchriften über die Luft⸗ und Seefahrzeuge ausländiſcher 
Staaten. — Die Vorſchriften ſind bis zum 1. Juli 1935 erfaßt. 
Eine laufende Ergänzung des Werkes auf den jeweiligen Stand 
wäre zu begrüßen. 

Dr. Alexander Lane, Berlin. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 


| Reichsgericht: Zivilſachen | 


lk Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — F Anmerkung.] 


* 1. 88 138 A b ſ. 1, 242 BGB.; § 565 A bſ. 1 S. 2 
3 

1. Ein mit einem Darlehns vertrag ver⸗ 
bundener Bierlieferungsvertrag kann auch 
dann gültig ſein, wenn eine erhebliche 
Bierbezugs verpflichtung eingegangen wird, 
die nach Rückzahlung des Darlehns und bei 
einer Aufgabe oder Veräußerung des Ge⸗ 
ſchäftes beſtehen bleiben ſoll. Gültig iſt auch 
eine Vereinbarung, nach der bei Vertrags⸗ 
verletzungen das Darlehn ſofort zurückzu⸗ 
zahlen iſt, der Vertrag aber hinſichtlich der 
Bierbezugspflicht beſtehen bleibt. Eine nach 
dem Wert der ganzen noch nicht bezogenen 
Biermenge berechnete Vertragsſtrafe für 
den Fall des vertragswidrigen Bezuges von 
Bier durch andere Brauereien kann wirkſam 
bedungen werden. Sämtliche Beſtimmungen 
eines Darlehns und eines Bierbezugsver⸗ 
trages ſind aber unter Berückſichtigung der 
Vorſchrift des § 242 BGB. anzuwenden. Ge⸗ 
ringfügige Verſtöße des Schankwirtes kön⸗ 
nen die Anwendung von Klauſeln, die ſeine 
Exiſtenz bedrohen, nicht rechtfertigen. 

2. Wird ein Rechtsſtreit auf Rev. an einen 
anderen Senat des BG. zurückverwieſen, ſo 
hat dieſer auch denjenigen Teil des Rechts⸗ 
ſtreits zu erledigen, der nicht in der Rev. ⸗ 
Inſt., ſondern beim BG. anhängig geblie⸗ 
ben ift. 

Die Bekl. ſind Inhaber einer Schankwirtſchaft. Nachdem ſie 
ſchon längere Zeit ihr Bier von der Kl. bezogen hatten, er⸗ 
hielten fie von dieſer im Mai 1924 zweimal je 5000 %% als 
Darlehn. In den darüber abgeſchloſſenen Verträgen vom Mai 
1924 verpflichteten fie ſich, ihren „geſamten Bedarf an Bier, 
mindeſtens jedoch 500 Hektoliter (in jedem Vertrag)“, von der 
Kl. zu beziehen und zur Tilgung des Dahrlehns auf jedes Hekto⸗ 
iter Bier ein Aufgeld zu entrichten. Durch vorzeitige Rückzah⸗ 
lung des Darlehns ſollte die Bierbezugsverpflichtung nicht be⸗ 
rührt, für jedes anderweitig bezogene Liter Bier eine Vertrags- 
ſtrafe von 5 Goldpfennig bezahlt werden. Im Falle einer Ver⸗ 
tragsverletzung der Bekl. ſollte die Kl. berechtigt ſein, ſofortige 
Erfüllung ſämtlicher Zahlungsverpflichtungen zu fordern; in 
allen übrigen Punkten ſollte der Vertrag beſtehen bleiben. Auch 
ei Veräußerung oder Aufgabe des Geſchäfts ſollten die Ver⸗ 
pflichtungen der Bekl. bei Beſtand bleiben. 

Im Jahre 1928 übernahmen die Bekl. eine weitere Gaſt⸗ 
wirtſchaft. Im Zuſammenhang damit erhielten fie von der Kl. 
ein neues Darlehn von 25 000 RA. Nach Behauptung der Kl. 
lind über dieſes Darlehn 1928 weitere Verträge geſchloſ⸗ 
ſen worden, in denen die Bekl. den Empfang des Darlehns 

eſtätigen und ſich zu weiterem Bierbezug von der Kl. in Höhe 
don mindeſtens 5000 Hektolitern verpflichten. Auch hier ſollte 
de Tilgung der Darlehn durch ein Aufgeld erfolgen. Die Ver⸗ 
kragsſtrafe für jedes Liter Bier, das die Bekl. „pflichtwidrig 
nicht von der Kl. entnehmen“, iſt auf 10 Goldpfennig feſtgeſetzt 
„mit der Maßgabe, daß die Vertragsſtrafe für das ganze noch 


nicht bezogene Quantum fällig iſt, ſobald die Bekl. den Bier⸗ 


bezug bei einer anderen Brauerei aufnehmen“. Die Verträge 
enthalten im großen und ganzen dieſelben Beſtimmungen wie 
diejenigen von 1924. 

Die Kl. behauptet, die Bekl. hätten ſeit dem Sept. 1933 
weder das Aufgeld noch die Darlehnszinſen bezahlt. Sie hat 
Klage auf Zahlung erhoben. Das LG. hat verurteilt. Die Bekl. 
haben Berufung eingelegt und Widerklage auf Feſtſtellung der 
Nichtigkeit ſämtlicher Verträge erhoben. Das KG. hat durch 
Teilurteil feſtgeſtellt, daß die Darlehns⸗ und Bierbezugsver⸗ 
träge nichtig ſind. 

Die Rev. führte zur Aufhebung des BU. 

Die Annahme des BerR., daß die geſamten Verträge ſit⸗ 
tenwidrig und nichtig ſeien, iſt mit der bisherigen Begründung 
nicht haltbar. 

Es entſpricht der ſtändigen Rſpr. des RG., daß ein Ver⸗ 
trag auch dann als ſittenwidrig angeſehen werden kann, wenn 
nur einer Partei ein unſittliches Verhalten zur Laſt fällt und 
dies ſich gegen die andere Partei richtet, wenn alſo weitgehende 
Eingriffe namentlich in die wirtſchaftliche Freiheit der anderen 
Partei ſtattfinden. Darin allein, daß zeitlich beſchränkte Bier⸗ 
bezugsverpflichtungen zwiſchen einem Gaſtwirt und einer 
Brauerei unter Ausſchluß anderen Bierbezuges eingegangen 
werden, liegt aber kein ſolcher Eingriff. Das hat die Rſpr. auch 
dann anerkannt, wenn die Abnahmeverpflichtung im Zuſam⸗ 
menhang mit einer Darlehnsgewährung der Brauerei über⸗ 
nommen worden war, auch wenn jene Verpflichtung eine ge⸗ 
wiſſe Zeit über die Rückzahlung des Darlehns hinaus fort⸗ 
dauern ſollte. Immer iſt es Frage der Umſtände des einzelnen 
Falles, ob ſich aus den getroffenen Vereinbarungen eine über⸗ 
mäßige Härte für den Wirt in der Weiſe ergibt, daß die Bier⸗ 
abnahmepflicht eine drückende Beſchränkung, wenn nicht Auf⸗ 
hebung ſeiner wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit und Unabhängig⸗ 
keit bedeutet und ihn völlig in die Hände der Brauerei gibt 
(RG. 63, 390; Urt. des RG. v. 22. März 1935, VII 278/84: 
JW. 1935, 25531; RGUrt. v. 23. Sept. 1935, VI 146/35: JW. 
1935, 32171; RGuUrt. v. 3. Dez. 1935, VII 138/35: JW. 1936, 
569 1). Inſoweit iſt die Frage der Sittenwidrigkeit des Vertra⸗ 
ges weitgehend Sache tatſächlicher Beurteilung, bei der die ge- 
ſamten, im Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes vorhandenen Ver⸗ 
hältniſſe von dem beſonderen Standpunkt der Vertragſchließen⸗ 
den unter Berückſichtigung ihrer Bedürfniſſe, Beweggründe und 
Zwecke in Betracht zu ziehen ſind. Erſt wenn dies geſchieht, läßt 
ſich beurteilen, ob die Vereinbarungen der Parteien gegen die 
guten Sitten verſtoßen. Dabei iſt zu beachten, daß der Begriff 
eines Verſtoßes gegen die guten Sitten ſeinem Weſen nach den 
Inhalt durch das ſeit dem Umbruch herrſchende Volksempfin⸗ 
den, die nationalſozialiſtiſche Volksanſchauung, erhält (vgl. RG. 
[Großer Senat] 150, 1 [4] = JW. 1936, 1281 m. Anm.). Die⸗ 
ſer ſeiner Aufgabe, die Vereinbarungen der Parteien nach den 
beſonderen Verhältniſſen des Einzelfalles zu prüfen, iſt der 
Ber. nicht gerecht geworden. 

Aber auch die Gründe, aus denen er einzelne Vertrags⸗ 
beſtimmungen allgemein für unvereinbar mit dem geſunden 
Rechtsempfinden des Volkes und deshalb für nichtig erklärt, 
halten einer Nachprüfung nicht ſtand. In der Natur der Ver⸗ 
hältniſſe liegt es, daß mittelloſe Anfänger oder nicht in günſti⸗ 
ger Vermögenslage befindliche Wirte mit Rückſicht auf das mit 
der Darlehnsgewährung immerhin verbundene Wagnis ſich läſti⸗ 
geren Vertragsbedingungen unterwerfen müſſen als Abnehmer, 
die für die Rückzahlung größere Sicherheit bieten, andererſeits, 
daß die Brauereien in der Lage ſein müſſen, gerade bei unſiche⸗ 
ren Schuldnern die Innehaltung ihrer Verpflichtungen durch 
ſcharfe Beſtimmungen zu erzwingen. Solche Beſtimmungen ver⸗ 
ſtoßen nicht gegen die guten Sitten, wenn fie bei groben Ver⸗ 
ſtößen des Schuldners gegen ſeine Pflichten als berechtigt er⸗ 
ſcheinen. Gegen Verſuche des Gläubigers, ſie der Billigkeit zu⸗ 
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wider auch in anderen Fällen zur Anwendung zu bringen, ſchügt 
den Schuldner die Beſtimmung des § 242 BGB. (vgl. auch die 
Entſch. v. 22. März 1935, VII 278/34: JW. 1935, 2553 ). Den⸗ 
ſelben Standpunkt vertritt Prof. Dr. Kiſch in ſeinem von der 
Kl. herbeigezogenen und in der Reviſionsverhandlung zum Vor⸗ 
trage gebrachten Privatgutachten. Hierher gehören insbeſ. die 
von dem Bert. beanſtandeten Beſtimmungen des §6 Abſ. 3 
und des §4 aller Verträge und des §3 Abf. 1 der beiden Ver⸗ 
träge v. 9. Mai 1928. 

Zu der Beſtimmung des 86 Abſ. 3, daß auch bei einer Auf⸗ 
gabe des Geſchäfts die Verpflichtungen der Bekl. aus dem Ver⸗ 
trage unberührt bleiben ſollten, führt der BerR. aus: Die Bin⸗ 
dung der Bekl. an die eingegangenen Zahlungsverpflichtungen 
entſpreche allgemeinem Rechtsempfinden, ihre unbedingte Bin⸗ 
dung an die Bierbezugspflicht bedeute aber eine das zuläffige 
Maß überſteigende Beeinträchtigung ihrer wirtſchaftlichen Be⸗ 
wegungsfreiheit. Sie ſei zwar gerechtfertigt, wenn der Gaſtwirt 
ſein Geſchäft nur deshalb aufgebe, um ſich der geſetzlichen Bier⸗ 
bezugspflicht zu entziehen, aber im höchſten Grade unbillig, wenn 
der Gaſtwirt ohne ſein Verſchulden durch die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe zur Aufgabe ſeines Geſchäfts gezwungen werde. 
Wenn auch in ſolchem Falle die Bierbezugspflicht beſtehen bleibe, 
werde der Gaſtwirt dadurch u. U. gehindert, eine andere Gaſt⸗ 
ſtätte zu erwerben, die bis dahin von einer anderen Brauerei 
beliefert worden ſei und deren künftige Belieferung durch die 
Kl. wegen des unter den Brauereien beſtehenden Konkurrenz⸗ 
vertrages nicht möglich ſei. Ein ſolcher Gaſtwirt wäre daher 
gehindert, ſich eine neue Exiſtenz in ſeinem Berufe aufzubauen, 
wenn es ihm nicht gelänge, eine von der Kl. belieferte Gaſt⸗ 
ſtätte zu erwerben. 

Dieſen Erwägungen kann nicht beigetreten werden. Zu⸗ 
treffend weiſt die Rev. daraufhin, daß die Beſtimmung des 86 
Abſ. 3 nur die Rechtslage wiedergebe, die ſich ſchon aus dem 
Geſetze ergibt. An ſich iſt der Gaſtwirt auch bei Aufgabe ſeines 
Geſchäfts zur Erfüllung aller übernommenen Verpflichtungen, 
alſo auch der Bierabnahmepflicht verbunden. Allerdings wird 
die gebotene Rückſichtnahme auf Treu und Glauben im Ver⸗ 
kehr (§ 242 BGB.) dahin führen, daß die Brauerei die weitere 
Bierabnahme nicht verlangen darf, wenn der Gaſtwirt ohne ſein 
Verſchulden zur Aufgabe ſeines Geſchäfts gezwungen worden 
und nicht in der Lage iſt, ein anderes Geſchäft zu erwerben, 
in dem er das Bier der betr. Brauerei verſchenken darf. Dieſe 
Folge wird aber nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß in dem Bier— 
bezugsvertrag die Fortdauer der Verpflichtungen des Gaſtwirts 
ausdrücklich feſtgelegt iſt. Eine derartige Beſtimmung enthält 
alfo keine unzuläſſige Beſchränkung der wirtſchaftlichen Be- 
wegungsfreiheit des Gaſtwirts. 

Eine ſolche unzuläſſige Beſchränkung findet der BerR. wei⸗ 
ter in der Beſtimmung des § 4 ſämtlicher Verträge, nach der 
der Vertrag in allen übrigen Punkten, alſo auch hinſichtlich der 
Bierbezugspflicht, beſtehen bleibe, wenn die Bekl. ſich eine Ver- 
tragsverletzung zuſchulden kommen laſſen und die Kl. daraufhin 
von ihrem Recht Gebrauch macht, die ſofortige Erfüllung ihrer 
ſämtlichen Zahlungsverpflichtungen zu verlangen. Die Kl. be⸗ 
haupte — fo heißt es in dem BU. —, dieſes Recht ſtehe ihr 
auch dann zu, wenn die Bekl. mit der Erfüllung ihrer Ver⸗ 
tragspflichten unverſchuldet in Rückſtand kämen. Wenn dies 
richtig ſei, ſo könne die Kl. auch bei unverſchuldeter Nichtleiſtung 
durch Einziehung des Darlehns, aber Feſthalten an der Bier⸗ 
bezugspflicht, den aus Darlehn und Bierbezugspflicht zuſam⸗ 
mengeſetzten einheitlichen Vertrag in ſeinem Weſen umgeſtalten 
und zerreißen. Eine ſolche Befugnis widerſpreche den guten Sit⸗ 
ten. Aber auch wenn man, wie der Berg., zur Auslöſung der 
Folgen des 8 4 eine verſchuldete Vertragsverletzung für erfor⸗ 
derlich halte, ſei dieſe Beſtimmung mit den Sittenauſchauungen 
des deutſchen Volkes nicht vereinbar. Denn da die Bekl. wie die 
meiſten Schankwirte ihre geſamtes Vermögen und ihre ganze 
Arbeitskraft in ihr Geſchäft hineingeſteckt hätten, ſo würden ſie 
ihren Zahlungsverpflichtungen aus §4 aus eigenem nicht nach⸗ 
kommen können, der Geldbeſchaffung durch Aufnahme eines 
Darlehns von einer anderen Brauerei aber würde entgegen⸗ 
ſtehen, daß fie wegen der Fortdauer ihrer Bezugspflicht gegen- 
über der Kl., die mit dem Darlehn untrennbar verbundene Ver⸗ 
pflichtung gegenüber einer anderen Brauerei, welche das Er- 


ſatzdarlehn gewähren würde, nicht eingehen könnten. Auch beim 
kleinſten Verſehen in der Erfüllung ihrer Vertragspflichten 
könnten die Bekl. daher von der Kl. um ihre Exiſtenz gebracht 
werden. 

Die Rev. will den $4 des Vertrags anders auslegen als 
der Ber R. Sie führt aus: Wenn die Kl. das geſamte Darlehn 
nebſt allen ſonſtigen Zahlungsverpflichtungen von den Bekl. zu⸗ 
rückverlange, ſo bleibe deren Bierbezugspflicht nur ſo lange be⸗ 
ſtehen, bis die Rückzahlung erfolgt ſei; mit der Erfüllung ſämt⸗ 
licher Zahlungsverpflichtungen der Bekl. endige der geſamte 
Vertrag zwiſchen den Parteien. 

Ob die Vertrage, welche die Kl. mit den von ihr beliefer⸗ 
ten Gaſtwirten über die Gewährung von Darlehn mit Bier⸗ 
bezugspflicht ſchließt, als jog. typiſche Verträge anzuſehen und 
deshalb der freien Auslegung durch das Rev. zugänglich find, 
bedarf hier nicht der Entſch. Denn auch wenn dies zutreffen 
ſollte, würde der erk. Sen. ſie ebenſo auslegen wie der BerR. 
Die Rev. begründet ihre Auslegung des § 4 damit, daß ſich 
zwar in $2 eine Beſtimmung über die Fortdauer der Bier— 
bezugspflicht befinde, nämlich für den Fall einer vorzeitigen 
Rückzahlung des Darlehns. Eine ſolche vorzeitige Rück 
zahlung liege aber nicht vor, wenn das Darlehn mit allen 
Nebenleiſtungen auf Verlangen der Kl. zurückgezahlt werde. 
Das iſt richtig. Aber auch in § 4 Satz 2 wird durch die Beſtim⸗ 
mung, daß der Vertrag in allen übrigen Punkten beſtehen 
bleibe, die Fortdauer der Bierbezugsverpflichtung ausgeſprochen, 
und es iſt nicht erſichtlich, warum dieſe Beſtimmung nur gel⸗ 
ten ſoll, bis die Bekl. ihren ſämtlichen Zahlungsverpflichtun⸗ 
gen nachgekommen ſind. Eine ſolche Einſchränkung iſt weder 
aus dem Wortlaut noch aus dem Zuſammenhang zu entneh⸗ 
men. In 85 der Verträge, der der Kl. das Recht gibt, das 
Darlehn mit einer Kündigungsfriſt von einem Monat zu kün⸗ 
digen, wenn die Bierentnahme der Bekl. auf weniger als drei 
(oder fünf) Hektoliter im Monat ſinkt, iſt eine entſprechende Be⸗ 
ſtimmung nicht enthalten. Auch das ſpricht gegen die von der 
Kl. gewünſchte Auslegung; denn wenn durch 8 4 Satz 2 das Be⸗ 
ſtehenbleiben der übrigen Vertragsbeſtimmungen nur bis zur 
Rückzahlung des Darlehns hätte beſtimmt werden ſollen, wäre 
eine ſolche Beſtimmung ſicherlich auch in dem 85 aufgenom- 
men worden. 

Dem Ber. iſt nun darin zuzuſtimmen, daß die Beſtim⸗ 
mung des 84 den Gaſtwirt ſehr hart treffen kann. Bei der 
Beurteilung, ob fie eine ſittenwidrige Knebelung enthält, find 
aber die Belange beider Vertragsteile in Betracht zu ziehen. 
Insbeſondere iſt gerade bei dieſer Beſtimmung zu berückſichti⸗ 
gen, daß die Brauerei ihre Darlehn vielfach dem Gaſtwirt ohne 
ausreichende Sicherheit zur Verfügung ſtellt und deshalb in 
der Lage ſein muß, durch ſcharfe Beſtimmungen die Innehal⸗ 
tung der Verpflichtungen des Gaſtwirts, die ſich natürlich in 
angemeſſenen Grenzen halten müſſen, zu erzwingen. Von die⸗ 
ſem Geſichtspunkt aus geſehen widerſtreitet es nicht dem ge⸗ 
ſunden Rechtsempfinden des Volkes, wenn der Brauerei für 
den Fall einer Zuwiderhandlung des Gaſtwirts gegen ſeine Ver⸗ 
pflichtungen im Vertrage das Recht eingeräumt wird, die ſo 
fortige Erfüllung ſeiner ſämtlichen Zahlungsverpflichtungen zu 
fordern. Allerdings wird dieſe Beſtimmung in ihrer Wirkung 
für den Gaſtwirt dadurch verſchärft, daß daneben ſeine Bier⸗ 
bezugspflicht unverändert beſtehen bleibt. Hierin ſieht der 6. Ziv⸗ 
Sen. in feinem Urt. v. 23. Sept. 1935, VI 146/35 (JW. 1935, 
3217) eine übermäßig harte Beſtimmung. Dem kann jedoch, 
wenigſtens allgemein, nicht beigetreten werden. Ob die Verpflich⸗ 
tung des Gaſtwirts zur Abnahme einer beſtimmten Menge Bier 
eine übermäßige Beeinträchtigung ſeiner wirtſchaftlichen Frei⸗ 
heit darſtellt, kann nur nach den beſonderen Umſtänden des 
Falles beurteilt werden. Trifft dies aber im einzelnen Falle 
nicht zu, ſo handelt es ſich nur darum, ob die Verfallsklauſel ſelbſt 
eine übermäßige Härte gegen den Gaſtwirt enthält, und das 
iſt jedenfalls dann zu verneinen, wenn ſchwerwiegende Verſtöße 
des Gaſtwirts gegen ſeine Verpflichtungen vorliegen. Dem 
Ber. iſt zuzugeben, daß die Verfallsklauſel gegen das geſunde 
Volksempfinden verſtoßen würde, wenn der Gaſtwirt wirklich 
durch ſie beim kleinſten Verſehen in der Erfüllung ſeiner Pflich⸗ 
ten oder gar bei einer unverſchuldeten Nichterfüllung um ſeine 
Exiſtenz gebracht werden könnte. Das iſt aber nicht der Fall; 
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denn der Gaſtwirt kann ſich auch der Verfallsklauſel gegenüber 
auf die Beſtimmung des § 242 BGB. berufen. Die Brauerei 
darf von ihr nur Gebrauch machen, wenn Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte den Verſtoß des Gaſtwirts 
als ſchwerwiegend genug für die Geltendmachung der Klauſel 
erſcheinen laſſen. 

Der Anrufung des Großen Senats für Zivilſachen gem. 
8136 GVG. bedarf es gegenüber dem erwähnten RGuUrt. nicht, 
da der 6. Ziv Sen. in jener Entſch. die Nichtigkeit des Vertrages 
aus feiner Geſamtwirkung herleitet, die damaligen Vertrags 
bedingungen aber in weſentlichen Punkten andere waren als 
in dem hier zu entſcheidenden Falle. 

Weiter verſtößt nach der Meinung des Ber. die in 83 
Abſ. 1 der beiden Verträge aus dem Jahre 1928 enthaltene Be⸗ 
ſtimmung über die Vertragsſtrafe gegen die Sittenanſchauun⸗ 
gen des deutſchen Volkes. Nach ihr könne die Kl. auch bei dem 
geringſten Fremdbierbezuge eine Vertragsſtrafe von 10 Gold⸗ 
pfennig für jedes Liter der noch nicht bezogenen Biermindeſt⸗ 
menge verlangen. Da die Biermindeſtmenge in dieſen Verträ⸗ 
gen zuſammen 5000 Hektoliter betrage, ſo würde die Vertrags⸗ 
ſtrafe, wenn der Fremdbezug im Anfang der Laufzeit der Bier⸗ 
bezugspflicht erfolge, fait 50 000 GM. ausmachen. So hohe Ver⸗ 
tragsſtrafen ſtänden außer jedem Verhältnis zu dem Vertrags⸗ 
bruch und dem Intereſſe der Kl. an der ſtrengen Einhaltung der 
Bierbezugspflicht, auch dann, wenn man berückſichtigte, daß die 
Kl. ſolchen Fremdbezug nicht ohne weiteres entdecken konne, die 
Vertragsſtrafe ſomit abſchreckende Wirkung haben müſſe. 

Die Rev. will auch dieſe Beſtimmung anders auslegen als 
der Ber. In erſter Reihe ſei nur eine Vertragsſtrafe von 
10 Goldpfennig für den Bezug fremden Bieres feſtgeſetzt. Für 
geringfügigen Fremdbierbezug gelte zwiſchen den Parteien nur 
dieſe Vereinbarung der Vertragsſtrafe. Die Strafe von 10 Gold— 
pfennig für jedes von den Bekl. bei der Kl. noch nicht ab⸗ 
genommene Liter der vereinbarten Mindeſtbiermenge könne von 
der Kl. erſt gefordert werden, wenn die Bekl. bei einer anderen 
Brauerei „den Bierbezug aufgenommen hätten“. Ein gering⸗ 
fügiger Fremdbierbezug ſtelle nicht die „Aufnahme des Bier⸗ 
bezuges“ bei einer fremden Brauerei dar. Auch hier entſteht 
die Frage, ob die Vertragsbedingungen der freien Auslegung 
durch das Rev. unterliegen. Aber auch wenn dies anzuneh⸗ 
men fein ſollte, würde der erk. Sen. der Auslegung des Berk. 
beitreten. Gegen den Auslegungsverſuch der Rev. ſpricht ſchon, 
daß die Vertragsſtrafe von 10 Goldpfennig im 83 Abſ. 1 feſt⸗ 
geſetzt iſt „für jedes Liter Bier, welches die Bekl. pflichtwidrig 
nicht von der Kl. entnehmen“, und daß im Abſ. 2 daſelbſt eine 
Beſtimmung für den Fall getroffen worden iſt, daß die Kl. 
die Vertragsſtrafe „lediglich für das anderweitig bereits be⸗ 
zogene Bier“ verlangt. Gerade die letztere Beſtimmung zeigt, 
daß die Einforderung der Vertragsſtrafe nur für das bereits 
18 0 bezogene Bier ein Entgegenkommen der Kl. darſtel⸗ 
en ſoll. 

Trotzdem können auch die Ausführungen des Bert. über 
die Unſittlichkeit der Beſtimmung über die Vertragsſtrafe nicht 
gebilligt werden. Auch die nach der ganzen noch nicht bezogenen 
Biermenge berechnete Strafe kann berechtigt ſein, wenn der 
Gaſtwirt in großem Umfange ſeiner Bierbezugspflicht zuwider⸗ 
handelt. Außerdem ſoll und muß die Androhung einer Ver⸗ 
tragsſtrafe, wie der BerR. mit Recht ſagt, abſchreckende Wir⸗ 
kung haben. Sie iſt aber nicht bloß nach dem ſtrengen Wort⸗ 
inne, ſondern vielmehr in dem Geiſte zu verſtehen, in dem eine 
große Brauerei ſie im eigenen wohlverſtandenen Intereſſe zur 
Erhaltung ihres geſchäftlichen Rufes zu handhaben pflegt. Wollte 

ie Brauerei wirklich bei einem gelegentlichen Fremdbierbezug 
des Gaſtwirts die Vertragsſtrafe nach der ganzen noch nicht ab- 
Enommenen Biermenge einfordern, ſo würde ſie damit keinen 
Erfolg haben können. Einem ſolchen Handeln würde nach § 242 
8 B. die Einrede der Argliſt entgegenſtehen. Die Sachlage iſt 

ieſelbe, wie bei der Verfallsklauſel des § 4. Beide Beſtimmun⸗ 
gen verſtoßen nicht gegen die guten Sitten, weil ſie bei ſchweren 

erſtößen des Gaſtwirts zur Wahrung der Belange der Brauerei 
erforderlich ſein können, wohl aber kann ihrer Anwendung im 
einzelnen Falle die Berufung auf § 242 BGB. entgegenſtehen. 

Abgeſehen von den hiernach erledigten Punkten wendet ſich 

er BerR. noch gegen die Beſtimmungen in 31 der beiden Ver— 


träge aus dem Jahre 1928, in denen die Bekl. ſich zur Ab⸗ 
nahme von 4600 und 400 Hektolitern Bier verpflichten, obwohl 
die damals empfangenen Darlehn ſchon durch das Aufgeld auf 
2300 und 200 Hektoliter getilgt werden würden. 

Hierzu meint der Ber R., gegen die Beſtimmung, daß bei 
vorzeitiger Rückzahlung des Darlehns die Bierbezugspflicht be⸗ 
ſtehen bleibe, ſei nichts einzuwenden. Denn da eine vorzeitige 
Rückzahlung in der Regel nicht aus eigenen Mitteln, ſondern 
nur durch Übergang zu einer anderen Brauerei bewirkt werden 
könne, ſo verhindere dieſe Beſtimmung einen allzuſchnellen Wech⸗ 
ſel der beliefernden Brauerei und ſchütze ſomit das berechtigte 
Intereſſe der Kl. an ſtetigen Abſatzverhältniſſen. Wenn aber die 
Bekl. die Darlehn durch die Hektoliteraufſchläge in der vor⸗ 
geſehenen Weiſe getilgt hätten, ſo ſei das Sicherungsbedürfnis 
der Kl. erledigt. Dann müſſe es den Bekl. freiſtehen, ihr Bier 
nach eigenem Belieben zu beziehen, ohne noch an die Kl. ge⸗ 
feſſelt zu fein. Hiergegen verſtießen die Verträge aus dem Jahre 
1928. Die Kl. begründe ihre Regelung damit, daß das Aufgeld 
auch die Darlehnszinſen decken ſolle und häufig nicht ebenjo - 
pünktlich gezahlt werde wie der eigentliche Bierpreis. Tatſäch⸗ 
lich hätten die Bekl. auch ſeit Sept. 1933 zwar den Preis des 
von der Kl. bezogenen Bieres gezahlt, nicht aber die Darlehns⸗ 
zinſen und das Aufgeld. Die Kl. ſei jedoch nicht gezwungen, 
eine ſolche Entwicklung hinzunehmen, da ſie nach § 2 Abſ. 1 
Satz 1 ſämtlicher Verträge die Bezahlung des Aufgeldes gleich⸗ 
zeitig mit der Zahlung des Kaufpreiſes verlangen könne. Nur 
zur Deckung der Darlehnszinſen und der etwaigen Beitreibungs⸗ 
koſten ſei daher eine zuſätzliche Bierbezugspflicht erforderlich und 
zuläſſig. Eine Verdoppelung der Dauer der Bierbezugspflicht ſei 
keineswegs erforderlich. Auch dieſe Beſtimmung müſſe daher 
als unvereinbar mit den Anſchauungen des deutſchen Volkes 
über die Grenzen der Abhängigkeit des wirtſchaftlich Schwachen 
von dem wirtſchaftlich Starken angeſehen werden und ſei ſomit 
nach § 138 Abſ. 1 BGB. nichtig. 

Dieſen Ausführungen kann jedoch ebenfalls nicht beigetre⸗ 
ten werden. Auch ſie ſehen das Rechtsverhältnis zu ſehr vom 
Standpunkte des Schuldners und beachten die Belange des 
Gläubigers nicht hinreichend. Wie bereits geſagt, iſt grundſätz⸗ 
lich nichts dagegen einzuwenden, wenn in einem Bierbezugs⸗ 
vertrage die Dauer des Bierbezuges über die Zeit der Rückzah⸗ 
lung des Darlehns hinaus feſigelegt wird. Gerade hierin wird 
häufig der Ausgleich für das Wagnis beſtehen, das die Brauerei 
durch Hingabe eines unzulänglich geſicherten Darlehns eingeht. 
Allerdings darf ſich die Bindung des Gaſtwirts nicht über eine 
unangemeſſen lange Zeit erſtrecken. Ob dies anzunehmen iſt, 
kann aber nur unter Berückſichtigung aller Umſtände des ein⸗ 
zelnen Falles entſchieden werden. Sache des Tatrichters wird 
es ſein, feſtzuſtellen, mit welcher Durchſchnittsmenge des Bier⸗ 
bezugs die Parteien bei Abſchluß der beiden Verträge rechnen 
konnten und gerechnet haben. Auf dieſer Grundlage wird dann 
weiter zu prüfen ſein, ob die Verpflichtung der Bekl. zu einem 
Bierbezuge von 5000 Hektolitern unter Berückſichtigung der Höhe 
der gegebenen Darlehn, der Möglichkeit, dadurch ihren Geſchäfts⸗ 
gewinn zu vergrößern, der vorhandenen Sicherheiten und der 
Bedingungen der Rückzahlung als eine ſo übermäßige Be⸗ 
ſchränkung der wirtſchaftlichen Freiheit der Bekl. anzuſehen iſt, 
daß die Vertragsbedingungen in ihrer Geſamtheit mit den ſitt⸗ 
lichen Anſchauungen des deutſchen Volkes nicht vereinbar ſind. 
Die bisherigen Feſtſtellungen reichen zu einer Nachprüfung in 
dieſer Richtung nicht aus. 

Der BerR. wird daher die Sachlage nach dieſer Richtung 
erneut zu würdigen haben. Zwar iſt eine Bierbezugsverpflich⸗ 
tung über die Zeit der Rückzahlung des Darlehns hinaus 
nur in den beiden Verträgen von 1928 enthalten, deren Zu⸗ 
ſtandekommen die Bekl. beſtreiten. Sie beanſtanden aber die 
Gültigkeit aller Verträge auch noch aus dem Geſichtspunkt, der 
ihnen berechnete Bierpreis ſei ſo hoch bemeſſen geweſen, daß 
darin bereits etwaige Verluſte aus den Darlehnsgeſchäften mit⸗ 
berückſichtigt feien; ſie halten auch das Aufgeld von 10 GM. für 
den Hektoliter Bier für nicht tragbar. Da der Ber R. dies Vor⸗ 
bringen bisher nicht geprüft hat, iſt die Sache auch hinſichtlich 
der Verträge von 1924 noch nicht ſpruchreif; vielmehr iſt die 
Sache zur weiteren Erörterung, bei der möglicherweiſe auch die 
Frage einer Teilnichtigkeit nach 8 139 BGB. zu behandeln ſein 
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wird, unter Anwendung des § 565 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. an einen 
anderen Senat des BG. zurückzuverweiſen. 

Der Senat, an den die Zurückverweiſung erfolgt, wird auch 
denjenigen Teil des Rechtsſtreits zu erledigen haben, der nicht 
in die Rev Inſt. gelangt, ſondern beim BG. anhängig geblieben 
iſt. Denn die Entſch. über Teile einer anhängigen Berufung 
kann — abgeſehen von einer inzwiſchen etwa eingetretenen 
Anderung der Geſchäftsverteilung — nicht durch verſchiedene 
Senate des BG. erfolgen. Das RevG. aber kann in der ihm 
durch § 565 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. beigelegten Befugnis, die Sache 
an einen anderen Senat des BG. zurückzuverweiſen, nicht dadurch 
beſchränkt ſein, daß ſich die Rev. gegen ein Teilurteil richtete. 
Deshalb muß der Senat, an den die Sache zurückverwieſen wird, 
zur Entſch. über das ganze beim BG. anhängige Rechtsmittel 
berufen ſein. 

(U. v. 30. Okt. 1936; VII 65/36. — Berlin.) 
(= R62. 152, 251.) 
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2. 88 670 157, 242 BGB. Begibt fi der Beauf⸗ 
tragte zur Ausführung des Auftrags in Ge⸗ 
fahr und erleidet er durch Einwirkung äuße⸗ 
rer Gewalt auf ſeinen Körper eine Geſund⸗ 
heitsbeſchädigung, gegen die er ſich nicht zu 
ſchützen vermag, jo hat er damit ein Rechts⸗ 
gut aufgeopfert. Mag auch § 670 BGB. in er⸗ 
ſter Reihe freiwillige Aufwendungen an 
Geld oder Geldeswert im Auge haben, deren 
Umfang der Beauftragte nach feinen ver⸗ 
nünftigen Ermeſſen begrenzen kann, ſo iſt 
doch die entſprechende Anwendung dieſer 
Vorſchrift auf Aufwendungen anderer Art, 
wie Geſundheitsſchäden, zuläſſig. Sind die 
dem Beauftragten drohenden Gefahren vom 
Auftraggeber übernommen, ſo fehlt es an 
einem Anhalt für die Annahme, daß der Um⸗ 
fang der Gefahrübernahme in irgendeiner 
Weiſe beſchränkt wäre. ) 

Kl. behauptet, der beklagte Gaſtwirt habe ihn beauftragt, 
ſich in den Flur zu ſtellen und dem angetrunkenen und deshalb 
hinausgeführten P., wenn er wieder erſcheine, den Eintritt zu 
verwehren. Kl. hat ſich darauf an die Windfangtür geſtellt. Tat⸗ 
ſachlich kam P. zurück. Kl. wollte nunmehr den P. aus dem 
Hauſe ſchieben, dabei faßten ſich beide und fielen über zwei Stu— 
fen, die zur Haustür führten, hinaus. Hierbei iſt nach der Aus⸗ 
ſage des Kl. ſeine linke Hand in den Mund des P. geraten, 
und dieſer hat das Endglied des linken Zeigefingers des Kl. ab- 
gebiſſen. An der verletzten Hand wurden demnächſt mehrere ärzt- 
liche Eingriffe vorgenommen und ſchließlich die vereiterten Seh⸗ 
nen entfernt, ſo daß der Reſt des Zeigefingers und der linke 
Daumen ſteif blieben. Kl. hat Schadenserſatz gefordert von P. 
aus unerlaubter Handlung und von dem beklagten Gaſtwirt auf 
Grund Auftrags und hilfsweiſe aus Geſchäftsführung ohne Auf- 
trag. Der Kl. hat Verurteilung der Bekl. als Geſamtſchuldner 
begehrt zur Zahlung von 456 % , nebſt Zinſen und einer an- 
gemeſſenen Rente. 

Es liegt ein Auftragsverhältnis vor. 

Nach 8 670 BGB. iſt der Auftraggeber zum Erſatz verpflich 
tet, wenn der Beauftragte zum Zweck der Ausführung des Auf 
trags Aufwendungen macht, die er den Umſtänden nach für er— 
forderlich halten darf. Die Frage, ob der Auftraggeber auch für 
Schäden, namentlich Körperverletzungen, haftet, die der Beauf⸗ 
tragte bei der Ausführung des Auftrags erleidet, iſt bei den 
geſetzgeberiſchen Vorarbeiten zwar behandelt aber wegen der 
Verſchiedenartigkeit der Fälle nicht geregelt worden (vgl. die 
nähere Wiedergabe der Entſtehungsgeſchichte zu 8670 BGB.: 
RG. 94, 169; auch RG. 122, 298 = JW. 1929, 1138). Nach 
der neueren Rſpr. des RG., die das BG. nur teilweiſe heran⸗ 
zieht, iſt der Auftraggeber erſatzpflichtig in den Fällen, wenn 
für beide Teile erkenubar mit der Ausführung des Auftrags 
gewiſſe Gefahren für das Leben oder die Geſundheit des Be⸗ 
auftragten verknüpft ſind, und die Ausführung des Auftrags die 
Urſache für den entſtandenen Schaden bildete. So hat das RG. 
die Haftung des Auftraggebers angenommen oder doch rechtlich 


für möglich erklärt bei gefahrbringenden Aufträgen: zum Ein⸗ 
fangen eines tollwütigen Hundes (RGZ. 94, 169), zur Hilfelei⸗ 
ſtung bei der Behandlung eines erkrankten Pferdes (JW. 1931, 
3442 10), zu Rettungs⸗ oder Löſcharbeiten bei Bränden (RG. 
98, 195; 122, 298 = JW. 1929, 1138; L. 1921, 266 Nr. 2), 
zur Unterſtützung eines von ſtreitenden Gäſten bedrängten Wirts 
(Recht 1929 Nr. 1829), zur Verfolgung der Täter bei einer Schlä⸗ 
gerei (JW. 1914, 676 2), zu der Überwachung eines Verhafteten 
(JW. 1927, 441°; vgl. RGRKomm. z. BGB., 8 670 Bem. 2 
Abſ. 2; Ortmann, 5. Aufl., § 670 Bem. 3 b 6). Als rechtlicher 
Grund für die Haftung des Auftraggebers wird in dieſen 
Entſch. eine ſtillſchweigende Vereinbarung beider Vertragsteile 
angenommen, wonach der Auftraggeber die mit der Ausführung 
des Auftrags von ſelbſt verbundenen Gefahren zu tragen über⸗ 
nommen hat. Andrerſeits werden die Schäden den Aufwendun⸗ 
gen i. S. des § 670 BGB. gleichgeachtet. Beide Auffaſſungen find 
rechtlich möglich. Begibt ſich der Beauftragte zur Ausführung 
des Auftrags in Gefahr und erleidet er durch Einwirkung äuße⸗ 
rer Gewalt auf ſeinen Körper eine Geſundheitsbeſchädigung, 
gegen die er ſich nicht zu ſchützen vermag, ſo hat er damit ein 
Rechtsgut aufgeopfert. Es beſteht kein Bedenken gegen die An⸗ 
nahme, daß der Beauftragte für die Aufopferung feiner Gejund- 
heit ebenſo Erſatz verlangen kann, wie für gewiſſe Vermögens⸗ 
aufwendungen. Mag auch § 670 BGB. in erſter Reihe freiwil⸗ 
lige Aufwendungen an Geld oder Geldeswert im Auge haben, 
deren Umfang der Beauftragte nach feinem vernünftigen Er⸗ 
meſſen begrenzen kann, ſo iſt doch die entſprechende Anwendung 
dieſer Vorſchrift auf Aufwendungen anderer Art, wie Geſund⸗ 
heitsſchäden, zuläſſig und in Fällen der vorl. Art geboten. Da: 
mit hält ſich der Senat im Rahmen der oben erwähnten Entſch. 
Eine entgegenſtehende Vereinbarung der Parteien iſt nicht an⸗ 
zunehmen. Vielmehr wird unter der Vorausſetzung, daß mit 
der Ausführung des Auftrags unzertrennlich Gefahren verbun⸗ 
den ſind, die von den Vertragsteilnehmern in Rechnung gezogen 
werden müſſen, in der Regel im Wege der ergänzenden Aus⸗ 
legung die Feſtſtellung des Vertragswillens gerechtfertigt ſein, 
daß der Auftraggeber für die dem Beauftragten drohenden Ge— 
fahren vertraglich einzuſtehen hat. Denn der Auftraggeber iſt der 
Hauptbeteiligte, zu deſſen Gunſten der Beauftragte, und zwar 
grundſätzlich, wie auch hier, unentgeltlich (§ 662 BGB.) ſeine 
Tätigkeit ausübt, ſofern er nicht ausnahmsweiſe eigene wirt⸗ 
ſchaftliche Zwecke verfolgt. Das iſt hier nicht der Fall; nach dem 
Tatbeſtand hat der Kl. als guter Bekannter des beklagten Wirts, 
alſo aus Gefälligkeit, den Auftrag angenommen. Das BG. 
nimmt an, daß beide Teile mit der Möglichkeit gerechnet haben, 
daß der Kl. bei der Abwehr des P. deſſen Handgreiflichkeiten 
auf ſich ziehen würde. Es war daher zu prüfen, ob unter Wür⸗ 
digung aller Umſtände als Vertragsbeſtandteil anzuſehen iſt, daß 
der Bekl. als Auftraggeber die dem Kl. drohenden Gefahren zu 
tragen übernommen hat. Das BG. hat dieſe Frage geprüft, aber 
angenommen, daß die Vertragsteile nur eine geringe Geſund⸗ 
heitsſchädigung des Kl. hätten vorausſehen können, nicht aber 
das ungewöhnliche Abbeißen eines Fingergliedes. Dieſe Auffaſ⸗ 
ſung berückſichtigt einſeitig die Belange des Bekl. und iſt ſchon 
deshalb mit Treu und Glauben nicht vereinbar. Denn ſie läuft 
darauf hinaus, daß der Bekl. nur einen geringfügigen Schaden 
zu erſetzen habe, eine erhebliche Geſundheitsbeſchädigung der Kl. 
aber ſelbſt tragen müſſe. Das iſt bei der Sachlage unbillig. Es 
wird in Fällen der vorl. Art regelmäßig nicht möglich ſein, daß 
die Beteiligten die zukünftige Geſtaltung der Dinge im einzel- 
nen vorausſehen und überlegen können, in welchem Umfang eine 
Geſundheitsbeſchädigung des Beauftragten eintreten kann. Es iſt 
nicht von dem eingetretenen Erfolge auszugehen, ſondern zu fra⸗ 
gen, was die Parteien von vornherein vereinbart haben. Sind 
die den Beauftragten drohenden Gefahren vom Auftraggeber 
übernommen, ſo fehlt es an einem Anhalt für die Annahme, 
daß der Umfang der Gefahrübernahme in irgendeiner (nach der 
Sachlage ſchwer feſtſtellbaren) Weiſe beſchränkt wäre. Sind ſich 
die Vertragsteilnehmer der Tragweite ihrer Erklärungen nicht 
bewußt geweſen und haben ſie eine Lücke im Vertrag gelaſſen, 
ſo iſt die Aufgabe des Richters, nach ſachlichen Geſichtspunkten 
den Vertrag zu ergänzen, wie es Treu und Glauben mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verkehrsſitte erfordern (RGR Komm. z. BGB., 8 157 
Bem. 1). Da weder die Ausführung des Auftrags noch die ein- 
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getretene Geſundheitsbeſchädigung des Kl. rückgängig gemacht 
werden können, ſo läßt ſich die Frage gar nicht aufwerfen, ob die 
Parteien bei Vorausſicht eines erheblichen Geſundheitsſchadens 
des Kl. den Vertrag nicht geſchloſſen haben würden. — Da der 
Sachverhalt unter Heranziehung des den P. verurteilenden 
Schlußurteils völlig aufgeklärt iſt, trägt der Senat unter den 
beſonderen Umſtänden des Falls kein Bedenken, anzunehmen, 
daß der beklagte Wirt auch vertragsmäßig für den dem Kl. ent⸗ 
ſtandenen Schaden einzutreten hat. 
(U. v. 2. Nov. 1936; VI 62/36 u. VI 98/36. — Hamm.) IN.] 


Anmerkung: 1. Die Entſch. halt ſich auf der bisherigen 
Linie der reichsgerichtlichen Rſpr. zum Begriff der nach § 670 
BGB. erſtattungsfähigen Aufwendungen, indem fie auch Ge 
ſundheitsſchädigungen, denen ſich der Beauftragte 
zur Ausführung des Auftrags bewußtermaßen ausſetzen mußte, 
für erſtattungspflichtig erklärt. Mit Recht! 

Das Gerechtigkeitsempfinden verlangt die gleiche Behand 
lung der Aufopferung der Geſundheit mit der von Vermögens- 
werten. Gerade ſo wie eine bedingte Aufopferung darin liegt, 
daß man, um einen Auftrag auszuführen, bewußtermaßen 
ſeine Vermögenswerte einer Gefahr ausſetzt, iſt eine ſolche be— 
dingte Aufopferung in der Gefährdung von Leib oder Leben 
zu finden, die zum mindeſten mittelbar zu Vermögensopfern 
führt. Daran hat auch das OLG. nicht gezweifelt. 

2. Auch wenn man die Entſchädigungspflicht des Auftrag 
gebers für ſolche Geſundheitsſchädigungen grundſätzlich bejaht, 
bleibt die Frage nach dem Haftungsgrund und der 
richtigen Begrenzung der Haftpflicht zweifelhaft. 

Die Bedeutung der obigen Entſch. liegt in dem Verſuch, 
den Umfang der Haftpflicht angemeſſen zu be- 
grenzen. 

Was zunächſt die Frage nach dem Haftungsgrund 
angeht, jo hat das RG. bisher dieſen bald in einem ſtill- 
ſchweigenden Garantievertrag erblickt, bald in der 
geſetzlichen Vorſchrift des für entſprechend anwendbar 
erklärten §S 670 BGB. 

Dieſe Begründungen laufen praktiſch auf dasſelbe hinaus. 
Denn im 8 670 liegt eine ergänzende Beſtimmung über 
die Rechtsfolgen, die regelmäßig bei einem der— 
artigen Auftrag als angemeſſen erſcheinen. Es wird alſo 
lediglich etwas durch eine dispoſitive Rechtsvorſchrift feſtgelegt, 
was bei ſinngemäßer Willensergänzung grundſätzlich der Inter⸗ 
eſſenlage und Treu und Glauben eutſpricht. 

Was den Umfang der Erſatzpflicht angeht, ſo weiſt das 
RG. darauf hin, daß bei der Geldaufwendung der Beauftragte 
den Umfang ſeiner Aufwendungen nach vernünftigem Ermeſſen 
zu begrenzen in der Lage ſei; wenn er dagegen ſeine Perſon 
gewiſſen Gefahren ausſetze, ſei das nicht in gleichem Maße 
möglich. Dieſe Beobachtung iſt zutreffend, kann aber zu keiner 
verſchiedenen Behandlung der beiden Fälle führen. Denn die 
Begrenzung des Umfangs der Erſatzpflicht ergibt ſich nicht aus 
der Prüfung, ob das einzelne bei Ausführung eines Auftrags 
gebrachte Opfer in einem angemeſſenon Verhältnis zu der Be⸗ 
deutung des Auftrags ſteht, ſondern aus der Prüfung, ob die 

bernahme einer beſtimmten Gefahr, aus der ſich 
die einzelnen Schädigungen ergeben, vom Beauftragten für er— 
forderlich gehalten werden durfte. 

Infolgedeſſen iſt es gleichgültig, ob die Parteien die ein 
zelnen Schädigungen, die ſich bei der Ausführung des Auftrags 
ergeben, vorausſehen konnten. Es genügt, daß die Gefahr, 
aus der ſich die einzelnen Schäden ergaben, als ſolche er⸗ 

ennbar war. . 

Mit dieſer Formulierung für Geſundheitsſchädigungen 
wird man ſich einverſtanden erklären müſſen, obwohl ſie ſich 
don dem Wortlant des 8 670 bis zu einem gewiſſen Grade ent- 
lernt, da hier auf die einzelnen Aufwendungen, die der Beauf— 
‚tagte für erforderlich halten durfte, abgeſtellt iſt. 

5 3. Einigermaßen mißverſtändlich wirkt das Urteil, wenn 
am Schluß betont, es ſei nicht von dem eingetretenen Er— 
5 ge auszugeben, ſondern zu fragen, was die Parteien von 
doruherein vereinbart hätten. Wenn die dem Beauftrag⸗ 
en drohenden Gefahren vom Auftraggeber übernommen ſeien, 
fehle es an einem Anhalt für die Annahme, daß der Um⸗ 


fang der Gefahrübernahme in irgendeiner (nach der Sachlage 
ſchwer feſtſtellbaren) Weiſe beſchränkt wäre. Hier wird der 
Anſchein erweckt, als ob die Abmachungen auf eine beſondere 
Vereinbarung unterſucht werden müßten. Doch iſt damit wohl 
nur eine im Wege ſinngemäßer Willensergänzung zu unter⸗ 
ſtellende Vereinbarung gemeint. Bei analoger Anwendung des 
§ 670 kommt es ſelbſtverſtändlich nicht auf eine im einzelnen 
Fall nachzuweiſende Vereinbarung an, ſondern es iſt lediglich 
zu fragen, ob die übernahme beſtimmter, dem Beauftragten 
drohender Gefahren mit der Ausführung des Auftrags not— 
wendig verbunden war. 

Selbſtverſtändlich erhält der Beauftragte, wenn das zu be- 
jahen iſt, noch keinen Freibrief dafür, ſich jeder Geſundheits⸗ 
ſchädigung auszuſetzen, die in Kauſalzuſammenhang mit dem 
Auftrag gebracht werden kann. Er darf ſich vielmehr ſolchen 
Einzelſchädigungen freiwillig nur ſoweit ausſetzen, als er das 
bei ſorgfältiger Prüfung zur Ausführung des Auftrags für er⸗ 
forderlich halten durfte. Damit iſt auch hier der Anſchluß an 
3670 gewonnen. 

Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Koln. 
* 

3. § 843 A bſ. 1 und Abi. 4 BGB.; 8 529 Abi. 2 
und 3, § 523 3 PO. 

1. Wenn der Verletzte nach der Entlaſſung 
aus dem Krankenhaus noch einer Pflege be⸗ 
darf, dann bedeutet das eine Vermehrung 
feiner Bedürfniſſe i. S. des § 843 A bſ. 1 BG B., 
für die ihm der zum Schadenserſatz Verpflich- 
tete durch Entrichtung einer Geldrente Scha⸗ 
denserſatz zu leiſten hat. Dieſer Anfprud, 
des Verletzten wird nach $ 843 A bſ. 4 BGB. 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ihm ſeine 
Eltern den — auch die Pflege umfaſſenden — 
Unterhalt gegebenenfalls zu gewähren haben 
und dieſe Verpflichtung dadurch erfüllen, 
daß ſie durch ihre Tochter, die ihnen nach 
§ 1617 BGB. ſolche Dienſte zu leiften hat, den 
Verletzten haben pflegen laſſen. 

2. Die zuläſſige Anderung der Klagefällt 
—als Erhebung eines neuen Anſpruchs — nicht 
unter den Begriff der Angriffs- und Vertei⸗ 
digungsmittel i. S. des § 529 A bſ. 2 3 P O.; denn 
das Geſetz unterſcheidet zwiſchen der Erhe⸗ 
bung eines Anſpruchs und den zur Redtfer- 
tigung eines Anſpruchs geltend gemachten 
Angriffsmitteln. Nach Beſeitigung des frü⸗ 
heren Abſ. 4 des § 529 3 PO. durch das Abänd G. 
v. 27 Okt. 1933 gilt für neue Anſprüche nach 
§ 523 3 PO. dasſelbe wie im Verfahren des 
erſten Rechtszuges. 

(U. v. 26. Okt. 1936; VI 182/36. — Karlsruhe.) N.] 

** 

4. 5 845 BGB. Inhalt und Umfang der Er⸗ 
ſatzpflicht gegenüber dem Ehemann bei Tötung 
der Ehefrau. 

Die Wiſſenſchaft und die Rechtsübung haben für die Fälle 
der Verpflichtung zum Schadenserſatz ($ 249 BGB.) den Grund- 
ſatz der Vorteilsausgleichung anerkannt. Aber es würde eine 
Verkennung des Weſens der Ehe bedeuten, wollte man mit der 
Rev. im Falle der Tötung einer Ehefrau die Beendigung der 
Ehe deshalb, weil mit der Ehe Aufwendungen für den Unter- 
halt der Ehefrau verbunden geweſen ſind, als einen Vorteil 
für den Ehemann anſehen. Das, was in der Ehe — im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Eltern und Kindern iſt es ähnlich — der eine 
Teil von dem anderen dauernd empfängt, liegt zum großen 
Teil auf ſeeliſchem Gebiet und kaun mit den ſich aus der Unter⸗ 
haltspflicht ergebenden Aufwendungen überhaupt nicht ver⸗ 
glichen oder etwa in ein Verhältnis von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung gebracht werden. Andererſeits iſt auch der Unterhalt 
nicht Eutgelt für die im Hausweſen oder Gewerbe geleiſteten 
oder zu leiſtenden Dienſte, ſondern die Unterhaltspflicht beſteht, 
wie in der von der Rev. angegriffenen Entſch. des erk. Sen. 
v. 18. Okt. 1934 (JW. 1935, 117%) mit Recht gejagt iſt, ſelb⸗ 
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ſtändig und unabhängig von der Verpflichtung zur Leiſtung von 
Dienſten. Es darf angenommen werden, daß für die erſt durch 
die Reichstagsvorlage an der Faſſung des revidierten Entwurfs 
vorgenommene Anderung ähnliche Erwägungen beſtimmend ge 
weſen ſind. Während in den dem $ 845 BGB. vorhergehenden 
§§ 823 bis 844 ſtets von dem aus einer unerlaubten Handlung 
entſtehenden Schaden und von der Verpflichtung des Schädigers, 
dieſen Schaden zu erſetzen, geſprochen wird, und auch in der 
Faſſung des revidierten Entwurfs der zweiten Kommiſſion dem 
Dritten ein Anſpruch auf „Schadenserſatz“ gegeben wurde, hat 
der Bundesrat das Wort „Schadenserſatz“ beſeitigt und den 
Anſpruch des mittelbar geſchädigten Dritten dahin beſtimmt, 
daß ihm „für die entgehenden Dienſte durch Entrichtung einer 
Geldrente Erſatz zu leiſten“ ſei. Damit ſchließt das Geſetz einer. 
ſeits die Geltendmachung weiterer Schaden aus, z. B. derjenigen, 
die dem Dritten infolge des Wegfalls der Dienſte etwa an eut⸗ 
gehendem Gewinn oder durch Unredlichkeit oder Untüchtigkeit 
einer eingeſtellten Erſatzkraft entſtehen, macht aber andererſeits 
die Erſatzpflicht unabhängig ſowohl davon, ob für den Dritten 
gleichzeitig mit dem Verluſt der Dienſte Aufwendungen iveg- 
fallen, die er für den Unterhalt des Getöteten gemacht haben 
würde, als auch unabhängig davon, ob der Dritte die Arbeiten, 
die ihm der Getötete geleiſtet haben würde, durch eine bezahlte 
Erſatzkraft ausführen läßt oder ſie ohne Aufwendung von Geld 
ſelbſt verrichtet (vgl. RG. v. 28. Sept. 1932, IX 217/32: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1933 Nr. 922), oder ob er etwa durch ein anderes ihm 
geſetzlich zu Dienſten verpflichtetes Familienmitglied die Arbei 
ten ausführen läßt. Letzteres ergibt die in $ 845 Satz 2 ange 
ordnete entſprechende Anwendung des § 843 Abſ. 4 BGB.; denn 
die entſprechende Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung auf die 
Fälle des § 845 bejagt, daß der Anſpruch auf Erſatz für die 
entgehenden Dienſte nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß ein 
anderer dem Dritten kraft Geſetzes zur Leiſtung gleicher Dienſte 
in deſſen Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet iſt. Von allen 
ſolchen wechſelnden Umſtänden ſoll erſichtlich mit Rückſicht auf 
die oben erörterte beſondere Art der familienrechtlichen Unter⸗ 
haltspflicht zwiſchen Ehegatten und zwiſchen Eltern und Kin⸗ 
dern der Anſpruch aus $ 845 BGB. unabhängig fein. In 
jedem Falle ſoll der mittelbar geſchädigte Dritte einen Anſpruch 
auf Erſatz für die ihm entgehenden Dienſte haben, d. h. einen 
Anſpruch auf Erſatz des Wertes der Dienſte. Die Höhe der Auf⸗ 
wendungen, die nötig ſind, um ſich gleiche Dienſte fremder 
Hilfskräfte zu beſchaffen, gibt nur einen Maßſtab für die Be- 
meſſung des Wertes der Dienſte und damit für die Höhe des 
zu gewährenden Erſatzes. Der Anſpruch iſt aber nicht beſchränkt 
auf die nötigen Aufwendungen oder Mehraufwendungen; denn 
zu erſetzen iſt nicht der Vermögensſchaden, ſondern der Wert 
der Dienſte, und dieſer iſt unabhängig davon, ob mit dem Weg⸗ 
fall der Dienſte zugleich die Unterhaltspflicht gegenüber dem 
Dienſtverpflichteten wegfällt. 

(U. v. 1. Okt. 1936; VI 167/36. — Dresden.) [N.] 
(= Rz. 152, 208.) 


* 

5. SS 1593 ff. BGB. Die für die Anfechtung 
der Ehelichkeit eines Kindes beſtehenden Vor- 
ſchriften des BGB. find nicht durch das nationale 
ſozialiſtiſche Gedankengut außer Kraft geſetzt. f) 

Der Kl. war mit der Mutter des Bekl. ſeit dem Jahre 
1918 verheiratet. Das jüngſte der während dieſer Ehe ge⸗ 
borenen vier Kinder iſt der am 12. Dez. 1926 geborene Bekl. 
Ende des Jahres 1934 hat der Kl. gegen die Mutter des 
Bekl. Scheidungsklage wegen ehewidriger Beziehungen zu dem 
P. erhoben; er hat ein Gutachten des Inſtituts für gericht⸗ 
liche und ſoziale Medizin der Univerſität Berlin vorgelegt, 
durch welches auf Grund der vorgenommenen Blutgruppen⸗ 
unterſuchung die Vaterſchaft des Kl. in bezug auf den Bekl. 
als offenbar unmöglich bezeichnet wurde. Durch Urt. des 
LG. in Berlin v. 5. Febr. 1935 iſt dann die Ehe aus Ver⸗ 
ſchulden beider Ehegatten geſchieden worden. Der Kl. hat 
darauf gegen P. Klage auf Erſatz der für den Unterhalt des 
Bell. aufgewendeten Koſten erhoben; in dieſem Rechtsſtreit 
wurde durch ein Gutachten auf Grund erneuter Blutgruppen⸗ 
unterſuchung wiederum feſtgeſtellt, daß der Bekl. unmöglich 
vom Kl. abſtammen kann; das KG. hat durch Urt. v. 16. März 
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1936 den P. zum Erſatz von 1050 %% Unterhaltskoſten 
verurteilt. Mit der vorliegenden, am 16. Nov. 1935 zu⸗ 
geſtellten Klage hat der Kl. die Ehelichkeit des Bekl. an⸗ 
gefochten und Feſtſtellung beantragt, daß der Bekl. nicht fein 
ehelicher Sohn ſei. Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das 
KG. hat dagegen durch Urt. v. 9. Juli 1936 feſtgeſtellt, daß 
der Bekl. nicht der eheliche Sohn des Kl. iſt. 

RG. hob auf und ſtellte die Entſch. des LG. wieder her. 

Beim Ausbleiben des RevBekl. in dem zur Reviſions⸗ 
verhandlung beſtimmten Termin iſt nach § 557 mit $ 331 
3 PO. zu prüfen, ob der im BU. feſtgeſtellte Sachverhalt die 
vom Revdkl. erhobenen Reviſionsangriffe rechtfertigt; find 
die Reviſionsangriffe gerechtfertigt, jo iſt Verſäumnisurteil 
gegen den nicht erſchienenen RevBekl. zu erlaſſen. In dieſer 
Weiſe iſt auch in Ehe⸗ und Familienſtandsſachen zu ver— 
fahren, wenn es ſich um die Terminsverſäumnis des Kl. 
handelt; denn die Ausnahmevorſchrift des § 618 Abi. 5 ZPO., 
die in den SS 640 und 641 ZPO. für entſprechend anwend⸗ 
bar erklärt iſt, verbietet ein Verſäumnisurteil nur in Rich⸗ 
tung gegen den nicht erſchienenen Bekl.; auf den nicht er⸗ 
ſchienenen Kl. ſindet dieſe Ausnahmevorſchrift auch dann 
keine Anwendung, wenn er in höherer Inſtanz als Rechts⸗ 
mittelbeklagter auftritt (vgl. RG Z. 28, 394; 35, 347; JW. 
1916, 7514). Es iſt daher im vorliegenden Falle, in dem 
es ſich darum handelt, daß der Kl. und RevBekl. den Ne- 
viſionsverhandlungstermin verſäumt hat, in eine Prüfung 
einzutreten, ob die vom Bekl. und Nevstl. gegen das Bü. 
erhobenen Reviſionsangriffe gerechtfertigt ſind. Die Prüfung 
ergibt das folgende: 

Nach § 1594 BGB. kann die Aufechtung der Ehelichkeit 
eines während der Ehe geborenen Kindes nur binnen Jahres- 
friſt erfolgen. Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Mann die Geburt des Kindes erfährt. Auf den 
Lauf dieſer Friſt findet die Vorſchrift des §S 203 BGB. ent⸗ 
ſprechende Anwendung, wonach der Friſtenlauf gehemmt iſt, 
ſolange der Berechtigte durch Stillſtand der Rechtspflege oder 
in anderer Weiſe durch höhere Gewalt an der Rechtsver 
folgung verhindert ift. — Das BG. iſt der Auffaſſung, eine 
Verhinderung der Anfechtung durch höhere Gewalt liege 
ſolange vor, als die Möglichkeit der Erhebung der Anfech 
tungsklage mit Ausſicht auf Erfolg für den Kl. nicht beſtaud, 
weil er nicht wußte, daß der Bekl. im Ehebruch erzeugt war; 
erſt durch die am 6. Dez. 1934 vorgenommene Blutgruppen⸗ 
unterſuchung habe der Kl. Keuntuis davon erlangt, daß der 
Bekl. nicht von ihm abſtammen könne; bis zum 6. Dez. 1934 
habe ſich feine frühere Ehefrau der Blutgruppenunterfuchung 
widerſetzt, bis dahin müſſe daher die Anfechtungsfriſt als ge⸗ 
hemmt angeſehen werden. Das BG. führt dann weiter aus, 
eine enge Auslegung des § 1594 BGB. entſpreche nicht der 
nationalſozialiſtiſchen Anſchauung von Blut und Sippe; im 
nationalſozialiſtiſchen Staat ſei die Feſtſtellung der blut⸗ 
mäßigen Abſtammung und die Zugehörigkeit zu einer be⸗ 
ſtimmten Sippe von weittragender Bedeutung. Wenn es als 
Zweck der in § 1594 BGB. enthaltenen Friſtbeſtimmung be⸗ 
zeichnet werde, die Frage, ob das Kind ein eheliches oder 
ein uneheliches ſei, im allgemeinen Intereſſe bald zur end⸗ 
gültigen Entſch. zu bringen, ſo entſpreche es nach heutiger 
Auffaſſung dem allgemeinen Intereſſe weit mehr, die Feſt⸗ 
ſtellung der wirklichen Abſtammung noch zuzulaſſen und den 
Lauf der Anfechtungsfriſt erſt beginnen zu laſſen, „ſobald der 
Ehemann der Mutter begründete Kenntnis davon erhalte, daß 
das Kind möglicherweiſe nicht von ihm abſtamme“. Das BG. 
erachtet es für geboten, durch erweiternde Auslegung des 
§ 1594 Abſ. 3 BGB. dem Manne die Entſchließung über die 
Anfechtung auch dann noch zu ermöglichen, wenn er erſt 
ſpäter als ein Jahr nach Erlangung der Kenntnis von der 
Geburt des Kindes erfährt, daß das Kind nicht von ihm ab- 
ſtammt; es verweiſt in dieſem Zuſammenhang auf die reichs⸗ 
gerichtliche Rſpr. über die Anfechtung ariſch⸗jüdiſcher Miſch⸗ 
ehen, wonach die Anfechtungsfriſt des §S 1339 BGB. bis zum 
Durchbruch der nationalſozialiſtiſchen Bewegung als gehemmt 
anzuſehen iſt, weil bis zu dieſem Zeitpunkt die gerichtliche 
Geltendmachung einer ſolchen Eheanfechtung keine Ausſicht 
auf Erfolg hatte. 
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Die Bedenken, die von der Rev. gegen dieſe Erwägungen 
des BG. erhoben werden, ſind nicht ohne Berechtigung. 

Es ſind zwei Fragen zur Erörterung zu ſtellen, die im 
BU. nicht klar unterſchieden worden find, die jedoch einer ge- 
trennten Behandlung bedürfen. Das eine iſt die Frage, ob 
das geltende Geſetzesrecht, wonach nach Ablauf der einjährigen 
Anfechtungsfriſt das Kind ſchlechthin als ehelich gilt (8 1594 
Abſ. 1 und 2 BGB.), auch wenn der Nachweis möglich oder 
erbracht iſt und alle Beteiligten darüber einig ſind, daß die 
Frau das Kind unmöglich von dem Mann empfangen haben 
kann, nicht überhaupt mit dem nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
dankengut derart unvereinbar iſt, daß dieſe beſtehende geſetz⸗ 
liche Regelung vom Gericht als unanwendbar betrachtet wer⸗ 
den muß. Die andere Frage iſt die, ob nicht ſchon vom Stand⸗ 
punkt des beſtehenden Geſetzesrechts aus die Anſicht vertretbar 
ift, daß gem. § 1594 Abſ. 3 BGB. auf Grund einer ent⸗ 
ſprechenden Anwendung der im § 203 BGB. enthaltenen 
Hemmungsvorſchriften eine Erſtreckung der Anfechtungsfriſt 
eintritt bis zu dem Zeitpunkt, in welchem die Frau durch die 
Geſtattung der Blutentnahme es dem Manne erſt nde 
hat, auf dem Wege der Blutgruppenunterſuchung den Nach⸗ 
weis zu erbringen, daß das Kind offenbar unmöglich von ihm 
erzeugt worden ſein kann. 

Die erſterwähnte Frage, ob das geltende Geſetzesrecht mit 
den nationalſozialiſtiſchen Rechtsanſchauungen vereinbar iſt, 
iſt im Schrifttum neuerdings wiederholt erörtert worden 
(Baſtian: JW. 1935, 2684/85; Meinhof: JW. 1935, 
3079/80; Schmidt-Klevenow: JW. 1935, 16 ff.; Volk 
und Raſſe 1935, 248 ff.). Die Kritik an der beſtehenden ge⸗ 
ſetzlichen Regelung richtet ſich ſowohl gegen die alleinige 
Herrſchaft des Mannes über das Anfechtungsrecht als gegen 
die zeitliche Befriſtung desſelben. Als völlig unvereinbar mit 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung wird von den Ver⸗ 
faſſern die Regelung des BGB. in dem Falle bezeichnet, wenn 
der Ehemann und der wirkliche Erzeuger des Kindes ver⸗ 
ſchiedenen Raſſen angehören; aber auch bei Raſſengleichheit 
des Ehemanns und des wirklichen Erzeugers wird vom Boden 
des heutigen Rechtsempfindens aus die Forderung aufgeſtellt, 
der Ermittelung der wirklichen blutsmäßigen Abſtammung den 
Vorrang zu geben vor den formellen Anfechtungsregeln und 
Anfechtungsbeſchränkungen des BGB. Abhilfe wird verlangt 
teils durch geſetzgeberiſchen Akt, wobei einer Ausdehnung der 
Anfechtungsbefugnis in perſönlicher und zeitlicher Beziehung 
ſowie auch der Einführung eines Offizialverfahrens das Wort 
geredet wird (Baſtian a. a. O.; ferner: Roquette: JW. 
1935, 2476 ff.; von Scheuerl: JW. 1936, 235 ff.; Fiſcher, 
ebenda S. 237ff.); teilweiſe aber wird die Auffaſſung ver⸗ 
treten, daß auch ſchon vor dem Eingreifen des Geſetzgebers 
eine Beſeitigung der vom BGB. der Ausübung des An⸗ 
ſechtungsrechtes gezogenen Schranken durch den Richter zu⸗ 
läſſig und geboten jet im Wege einer von nationalſozialiſti⸗ 
ſchem Geiſt getragenen Auslegung der beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen (Meinhof a. a. O.; Schmidt⸗-Klevenow 
d. a. O.). Mit der hier aufgeſtellten Forderung, die Gerichte 
müßten die in den §8 1593 und 1594 BGB. enthaltenen, 
als unzeitgemäß empfundenen Beſchränkungen des Anfech⸗ 
tungsrechtes im Wege erweiternder Auslegung beſeitigen, hat 
ſich auch die Rſpr. in jüngſter Zeit bereits wiederholt be⸗ 
ſchäftigt (Beſchluß des OLG. Hamburg v. 22. Mai 1936: 
JW. 1936, 3063 52; Beſchluß des OLE. Naumburg v. 3. Juli 
1936: JW. 1936, 28195). In dieſen Entſch. wird hervor⸗ 
gehoben, daß es ſich bei der Frage der blutsmäßigen Ab⸗ 
kammung und bei der Frage der ehelichen oder unehelichen 
Abſtammung eines Kindes um begrifflich und grundſätzlich 
berſchiedene Fragen handle. Es wird ausgeführt, daß die Er⸗ 
orterung der blutsmäßigen Abſtammung die Feſtſtellung eines 
biologiſchen Gemeinſchaftsverhältniſſes betreffe, an das die 
nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung eine Reihe von öffentlich⸗ 
laabtlichen Wirkungen anknüpfe; während die Frage der ehe⸗ 
nchen oder unehelichen Abſtammung ſich auf den Familien⸗ 
"and, d. h. auf die Zugehörigkeit zu einer durch die Rechts⸗ 
oronung geſchaffenen Gemeinſchaft familienrechtlicher Art be⸗ 
Lehe. Es wird betont, daß eine einheitliche Beantwortung der 
Stage nach der blutsmäßigen Abſtammung und der Frage 


nach dem Familienſtand zwar wünſchenswert, daß aber eine 
verſchiedene Beantwortung dieſer beiden Fragen nicht jo un⸗ 
erträglich ſei, daß die für die Anfechtung der Ehelichkeit nun 
einmal beſtehenden Vorſchriften des BGB. als durch das 
nationalſozialiſtiſche Gedankengut ohne Geſetzesänderung außer 
Kraft geſetzt angeſehen werden könnten. Dieſer Auffaſſung der 
beiden genannten oberlandesgerichtlichen Entſch. iſt beizu⸗ 
pflichten. Die Ehelichkeitsvermutungen (88 1591, 1592 BGB.) 
und die Beſchränkungen der Ehelichkeitsanfechtung (88 1593 ff. 
BGB.) bezwecken den Schutz des ehelichen Familienſtandes. 
Sie beſtimmen nichts über die Frage der blutsmäßigen Ab⸗ 
ſtammung. Daher iſt trotz Ablaufs der Anfechtungsfriſt des 
§ 1594 BGB. die Möglichkeit, daß die blutsmäßige Ab⸗ 
ſtammung noch im entgegengeſetzten Sinne feſtgeſtellt werde, 
nicht ausgeſchloſſen; dabei braucht zu der umſtrittenen Frage, 
ob eine Feſtſtellung der blutsmäßigen Abſtammung mit einer 
auf Grund der Beſtimmungen der 3 O. erhobenen Status⸗ 
klage oder Feſtſtellungsklage betrieben werden kann, keine 
Stellung genommen zu werden. Es würde eine ſolche ſpäter 
etwa erfolgende entgegengeſetzte Feſtſtellung der blutsmäßigen 
Abſtammung an der durch Unterlaſſung rechtzeitiger Anfech⸗ 
tung (8 1594) oder durch Anerkennung des Vaters ($ 1598) 
einmal geſchaffenen endgültigen familienrechtlichen Rechts⸗ 
ſtellung des Kindes als eines ehelichen Kindes nach dem 
Rechte des BGB. nichts ändern. Die in den SS 1593 ff. ent⸗ 
haltenen Beſchränkungen der Ehelichkeitsanfechtung hat der 
Geſetzgeber des BGB. geſchaffen in bewußter Abwägung des 
Intereſſes an dem Schutze der Familie gegenüber dem In⸗ 
tereſſe an der Klärung der wahren Abſtammungsverhältniſſe 
(Mot. 4, 659). Der Geſetzgeber hat die Entſch. darüber, ob 
ein in der Ehe geborenes Kind als ehelich gelten ſoll, in die 
Hand des Familienoberhauptes gelegt und hat dieſes ge⸗ 
zwungen, die Entſch. binnen Jahresfriſt feit Kenntnis von 
der Geburt des Kindes zu treffen; dabei war der Gedanke 
maßgebend, die Kinder gegen Unklarheiten ihres Familien⸗ 
ſtands zu ſchützen und ihnen die Stellung vollberechtigter 
Familienmitglieder zu geben. Mit Recht wird in der er⸗ 
wähnten Entſch. des OLG. Hamburg (JW. 1936, 3064) 
darauf hingewieſen, daß das Dritte Reich der Familie als der 
Grundzelle des völkiſchen Lebens die gleiche, wenn nicht eine 
größere Bedeutung zumißt als der Geſetzgeber des BGB.; 
und es wird dort weiter ausgeführt, daß das national⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtsdenken von der Erkenntnis durchdrungen 
iſt, daß die Familie ihrer ſittlichen und volklichen Aufgabe 
nur dann gerecht werden kann, wenn fie ſich nach eigenen 
Geſetzen aufbaut, die wenigſtens auf Teilgebieten von den 
Geſetzen der Biologie abweichen und zu einem Konflikt mit 
dem Juntereſſe an der Klärung der wirklichen blutsmäßigen 
Beziehungen führen können. Ein ſolcher Konflikt berechtigt, 
wie ebenfalls ſchon in jener Entſch. zutreffend hervorgehoben 
worden iſt, den Richter zu einem Eingriff von ſo großer 
Tragweite in das materielle Familienrecht des BGB. jeden- 
falls ſolange nicht, als den Anfechtungsbeſchränkungen des 
BGB. nur das Intereſſe an der Feſtſtellung der wirklichen 
Sippenzugehörigkeit des Kindes gegenüberſteht. Die Frage, 
ob anders zu entſcheiden wäre, wenn im vorliegenden Falle 
nicht nur die fehlende Sippenzugehörigkeit des Bekl., ſondern 
auch ſeine Raſſenverſchiedenheit in der auf Anfechtung der 
Ehelichkeit gerichteten Klage behauptet und unter Beweis ge⸗ 
ſtellt worden wäre, kann unerörtert bleiben. Denn aus dem 
Tatbeſtand des angefochtenen Urt. ergibt ſich, daß vom Kl. 
der Erzeuger des Bekl. P. als Arier angeſehen und bezeichnet 
wird. Die Erörterung, die im BU. für den Fall angeſtellt 
wird, wenn der Erzeuger ein Nichtarier geweſen wäre, iſt 
daher tatſächlich gegenſtandslos. Der zwingende Wortlaut des 
geſchriebenen Rechtes — § 1594 Abf. 2 BGB. — verbietet 
daher jedenfalls im vorliegenden Fall eine Auslegung, wo⸗ 
nach die Friſt für die Erhebung der Anfechtungsklage erſt be⸗ 
ginnen ſoll, wenn der Mann „begründete Kenntnis davon 
erhält, daß das Kind möglicherweiſe nicht von ihm ab⸗ 
ante 

Aber auch die zweite weiter oben gejtellte Frage ift zu 
verneinen, ob ſich die Anſicht vertreten läßt, daß gem. 
§ 1594 Abſ. 3 BOB. in entſprechender Anwendung des 8 205 
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BGB. die Friſt zur Erhebung der Anfechtungsklage bis zum 
6. Dez. 1934 — an dem die damalige Ehefrau des Kl. ihre 
Weigerung, die Blutentnahme bei ſich vornehmen zu laſſen, 
aufgegeben hat — gehemmt geweſen ſei. Der erk. Sen. hält 
inſofern an ſeiner Entſch. v. 1. Aug. 1935 (JW. 1935, 
2716 DJ. 1935, 1340) feſt, die auch im Schrifttum 
Zuſtimmung gefunden hat (Maßfeller a. a. O. S. 1341). 
Wie in jener Entſch. ausgeführt wird, iſt der Gedanke, daß 
durch die Auffindung neuer wiſſenſchaftlicher Unterſuchungs⸗ 
methoden und die dadurch neu geſchaffene Möglichkeit einer 
früher unbekannten Beweisführung für die Nichtehelichkeit 
eines Kindes die Friſt für die Ehelichkeitsanfechtung der vor 
dieſer neuen wiſſenſchaftlichen Erkenntnis geborenen Kinder 
neuerdings in Lauf geſetzt werde unter dem Geſichtspunkt, 
eine wirkſame Rechtsverfolgung ſei bisher durch höhere Gewalt 
verhindert geweſen (§ 203 BGB.), als unvereinbar mit dem 
Sinn und Zweck der Vorſchrift des § 1594 BGB. zu be⸗ 
zeichnen. Ebenſo wie dort war daher auch in dem jetzt zur 
Entf. ſtehenden Fall die Ausſchlußfriſt für die Anfechtung 
der Ehelichkeit des im Jahre 1926 geborenen Bekl. im Jahre 
1930 oder 1931, als die Blutgruppenunterſuchung als Mittel 
zur Feſtſtellung der Abſtammung ſich Anerkennung zu ver⸗ 
ſchaffen begann (vgl. WarnRſpr. 1930 Nr. 198 und 199; 
1932 Nr. 169) für den Kl. bereits längſt abgelaufen. Es kann 
daher auf das Vorbringen des Kl., daß ſeine damalige Ehe⸗ 
frau in den darauffolgenden Jahren bis zum 6. Dez. 1934 
ſich der Blutentnahme bei ſich widerſetzt und dadurch die Vor⸗ 
nahme der Blutgruppenunterſuchung vereitelt hat, überhaupt 
nicht ankommen. — Zu Unrecht verweiſt das BG. in dieſem 
Zuſammenhang auf die Rſpr. des RG. über die Anfechtung 
ariſch⸗jüdiſcher Miſchehen. In der Eutſch. des RG. vom 
12. Juni 1934 (RGZ. 145, 8 = JW. 1934, 26150 und 
2593) iſt ausgeſprochen, daß eine auf Irrtum über die Be 
deutung des Raſſeproblems geſtützte Eheanfechtungsklage vor 
dem Durchbruch der nationalſozialiſtiſchen Bewegung bei den 
Gerichten keine Ausſicht auf Erfolg gehabt haben würde, und 
deshalb wird in jener Entſch. die Aufechtungsfriſt bis zur 
ſtaatlichen Anerkennung der Bedeutung der Raſſenverſchieden⸗ 
heit und der dadurch herbeigeführten anderen Einſtellung der 
Gerichte gem. §S 203 ZPO. als gehemmt bezeichnet. Eine An⸗ 
wendung des jener Entſch. zugrunde liegenden Gedanken⸗ 
gangs auf die hier zur Entjch. ſtehende Frage, ob eine Hem⸗ 
mung des Friſtenlaufs für die Erhebung der auf Anfechtung 
der Ehelichkeit eines Kindes gerichteten Klage anzunehmen 
iſt, kommt nicht in Betracht, weil über die Vorausſetzungen 
einer ſolchen Klage kein entſprechender Wandel in der Auf- 
faſſung der Gerichte eingetreten iſt. 

Aus dieſen Gründen war das angefochtene Urt. auf- 
zuheben. Nach dem vom BG. feſtgeſtellten Sachverhältnis 
it die Sache zur Endentſcheidung reif ($ 565 Abſ. 3 Nr. 1 
3pO.). Es iſt feſtgeſtellt, daß der Bekl. am 12. Dez. 1926 ge⸗ 
boren iſt. Nach den vom BG. herangezogenen und ſeiner 
Entſch. mit zugrunde gelegten Eheſcheidungsakten haben der 
Kl. und feine Ehefrau damals noch in häuslicher und ehe 
licher Gemeinſchaft zuſammen gelebt, womit feſtſteht, daß der 
Kl. alsbald auch Kenntnis von der Geburt des Bekl. gehabt 
hat ($ 1594 Abſ. 2 BGB.). Daher iſt die Friſt zur Erhebung 
der Anfechtungsklage im Dezember 1927 abgelaufen. Die 
Erhebung der Anfechtungsklage iſt nach Feſtſtellung des BG. 
aber erſt am 16. Nov. 1935 erfolgt. Damit rechtfertigte ſich 
die vom LG. getroffene Entſch., durch welche der Kl. mit 
ſeiner Anfechtungsklage wegen Ablaufs der in § 1594 BGB. 
vorgeſchriebenen Friſt abgewieſen worden iſt. 

(U. v. 23. Nov. 1936; IV 189/36. — Berlin.) [On.] 


Anmerkung: Es iſt außerordentlich zu begrüßen, daß 
nun auch das RG. in der fo heftig umſtrittenen Frage der 
Anfechtung der Ehelichkeit Stellung genommen hat. Der 
Rſpr. iſt mit obigem Urteil die Richtung gewieſen. Das 
Schrifttum wird wohl mit Kritik nicht zurückhalten, es wird 
aber doch mit Sorgfalt überprüfen müſſen, ob nicht doch der 
vom RG. eingeſchlagene Weg der richtige iſt. Die obige Entſch. 
ſetzt ſich mit allem Für und Wider, das die Vorinſtanzen zur 
Begründung ihrer Standpunkte vorgebracht haben, eingehend 


auseinander, ſetzt aber doch ſchließlich den zwingenden Wort⸗ 
laut des geſchriebenen Rechts wieder zu ſeinem vollen Inhalt 
und feiner vollen Bedeutung im Rechtsleben ein. Das Pro⸗ 
blem, um das der Streit der Meinungen ſeit langem gegangen 
iſt, erfaßt die obige Entſch. in feinem vollen Umfange und 
würdigt alle maßgebenden Geſichtspunkte. Von entſcheidender 
Wichtigkeit iſt der Satz, daß die Feſtſtellung der Ehe⸗ 
lichkeit eines Kindes keineswegs die Möglich⸗ 
keit ausſchließt, daß die blutmäßige Abſtam⸗ 
mung noch in einem entgegengeſetzten Sinne 
feſtgeſtellt wird und daß dieſe Rechtslage keineswegs 
dem nationalſozialiſtiſchen Gedankengut widerſpricht. In vol⸗ 
lem Umfange iſt auch den Ausführungen des RG. zur Frage 
der Friſthemmung zuzuſtimmen. 

Die Einſtellung des NG. zu dieſer wichtigen Frage des 
Familienrechts hat, ſchon bevor das Urteil ergangen war, 
eine äußerſt ſcharfe ablehnende Kritik erfahren. Trinius 
beſpricht in DR. 1936, 499 f. ein Urteil des OLG. Frank⸗ 
furt v. 10. Sept. 1936 IW. 1936, 3482 68, welches in dem 
gleichen Sinne wie das KG. im vorl. Falle entſchieden hatte, 
und bringt dabei ſeine Genugtuung darüber zum Ausdruck, 
daß das OLG. Frankfurt den Mut gefunden habe, gegen den 
Wortlaut eines Geſetzes zu entſcheiden, das „nach ſeiner 
richterlichen überzeugung dem geſunden Volksempfinden und 
den Grundſätzen nationalſozialiſtiſcher Rechtsauſchauung ins 
Geſicht ſchlage“. Er erklärt, die Anwendung des Wort⸗ 
lauts des $ 1594 BGB. „wäre keine Rſpr. mehr, ſondern 
Paragraphenanwendung“. Man wird dem oberſten Gericht, 
das nun auch zu dieſer Frage ſeine Einſtellung erklärt hat 
und dabei zu einem anderen Ergebnis gelangt, nicht Verſtoß 
gegen das geſunde Volksempfinden und die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Rechtsanſchauung vorwerfen können und ihm auch 
nicht nachſagen wollen, daß feine Rſpr. bloße Paragraphen⸗ 
anwendung fei. Eine vorurteilsfreie Prüfung und die Ab⸗ 
wägung aller Umſtände wird zu dem Schluß führen müſſen, 
daß die Entſch. des RG. den richtigen Weg gewieſen hat. 

Alle Gegner der vom RG. vertretenen Auffaſſung müſſen 
ſich zwei Feſtſtellungen einmal klar vor Augen führen: 

1. Die Familie iſt nach dem B GB. eine 
Rechtsgemeinſchaft. Daran wird auch in Zukunft 
ſicherlich nichts geändert werden. Schon nach dem BGB. be⸗ 
ruht die Rechtsgemeinſchaft der Familie grundſätzlich auf der 
Blutsgemeinſchaft, keineswegs aber ausſchließlich. Grundſätz⸗ 
lich iſt für den Eintritt in die Familie die blutmäßige Ab- 
ſtammung maßgebend, keineswegs aber ausſchließlich; es gibt 
auch andere Rechtsgründe, auf denen die Zugehörigkeit zur 
Familie beruht, man denke vor allem an die Annahme an 
Kindes Statt. An der Rechtseinrichtung der Kindesannahme 
wird auch in Zukunft ſicherlich nichts geändert werden. Das 
läßt ſich ſchon heute daraus entnehmen, daß der nativnal- 
ſozialiſtiſche Geſetzgeber durch das Geſ. v. 23. Nov. 1933 
(RGBl. I, 979) die Rechtseinrichtung der Kindesannahme von 
den Schlacken gereinigt hat, die mißbräuchliche Ausnutzung 
ihr angeheftet hatten, er hat damit das Beſtehen dieſer Rechts- 
einrichtung von ſeinem Standpunkt aus ausdrücklich beſtätigt. 
Kennt das Geſetz und auch der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber 
außer den Banden der Blutgemeinſchaft auch rechtliche Bin⸗ 
dungen für die Zugehörigkeit zur Familie an, dann iſt es 
nicht einzuſehen, weshalb gerade bei der Frage, ob ehelich oder 
unehelich, allein die blutmäßige Abſtammung entſcheidend ſein 
ſoll — ſelbſt auf die Gefahr hin, daß der Friede ganzer 
Familien geſtört werden könnte. Es iſt auch nicht einzuſehen, 
welcher Hinderungsgrund eutgegenſtehen ſollte, daß ein in 
Wahrheit nicht eheliches Kind der Mutter die rechtliche Stel⸗ 
lung eines ehelichen Kindes ſollte erlangen können. Ebenſo wie 
das Recht bisher in ſolchen Grenzfällen eine rechtliche Ver⸗ 
wandtſchaft ohne die Grundlage blutmäßiger Abſtammung an⸗ 
erkannt hat, wird es auch in Zukunft darauf angewieſen ſein, 
Grenzfälle in gleichem Sinne zu regeln und anzuerkennen, 
daß es Familienangehörige gibt, die nicht blutmäßig ver⸗ 
wandt ſind. 

Wie ſehr auch von der heutigen Rechtslehre die Familie 
als Rechtsgemeinſchaft angeſehen wird, beweiſt der ſoeben von 
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Ebel: ZAK. f. d. R. 1936, 1073 gemachte Vorſchlag, die 
Möglichkeit einer „Entſippung“ einzuführen. Durch die Ent⸗ 
ſippung ſoll ermöglicht werden, die durch die Blutbande an 
ſich gegebene Familienzugehörigkeit von Rechts wegen zu 
löſen. Wenn dieſer Vorſchlag in irgendeiner Form Recht wird, 
gibt es nicht nur Familienangehörige, die nicht blutverwandt 
ſind, ſondern auch Blutverwandte, die nicht familienange— 
hörig ſind. 

2. Noch eine zweite Feſtſtellung iſt für die richtige Er⸗ 

faſſung und Würdigung des Problems von entſcheidender Be⸗ 
deutung: Das Geſetz muß die Rechtsgemeinſchaft 
der Familie mit einer beſonderen Schutzwehr 
umgeben. Wenn man mit dem RG. anerkennt, „daß das 
Dritte Reich der Familie als der Grundzelle des völkiſchen 
Lebens eine gleiche, wenn nicht eine größere Bedeutung zu— 
mißt als der Geſetzgeber des Bürgerlichen Geſetzbuches“, dann 
ſteht unumſtößlich feſt, daß auch in Zukunft die Schutzwehren, 
die das Geſetz um die Rechtsgemeinſchaft der Familie geſtellt 
hat, nicht eingeriſſen werden können. Fraglich kann nur ſein, 
ob hier und da die Grenzen dieſer Schutzwehr zu verlegen 
ſind. In klaſſiſcher Formulierung hat das OLG. Hamburg 
in feiner Entſch.: JW. 1936, 3064 dieſe Schutzwehren der 
Familiengemeinſchaft mit folgenden Worten umriſſen: „Wenn 
das BGB. in die Hand des Familienoberhauptes die Entſch. 
darüber legt, ob ein in der Ehe geborenes Kind als ehelich 
gelten ſoll, wenn es ihn zwingt, dieſe Entſch. in angemeſſener 
Friſt zu treffen, wenn es ſeiner Entſch. Geltung auch über 
ſeinen Tod hinaus beilegt, wenn es Außenſtehende wie die 
Familienmitglieder an dieſe Entſch. bindet, ſo geſchieht das 
in bewußter Abwägung des Intereſſes an dem Schutz der 
Familie gegenüber dem Intereſſe an der Klärung der wahren 
Abſtammungsverhältniſſe. Es trägt damit dem Gedanken 
Rechnung, daß das Familienoberhaupt die Verantwortung für 
die Familienehre trägt; es hindert Dritte, an dem Beſtande 
der Familie zu rütteln; es entzieht die Geſchlechtsehre der 
Familienmutter jeder Erörterung und dient der Erhaltung der 
Kindesliebe; es ſchützt die Kinder gegen Unklarheiten ihres 
Familienſtandes und gibt ihnen die geſicherte Stellung voll- 
berechtigter Familienmitglieder; es ſchützt den Familienfrie⸗ 
den und das Familienglück gegen Streitigkeiten, die geeignet 
ſind, den inneren und den äußeren Beſtand der Familie zu 
ſprengen.“ 
Deer Staat, der die Familie als Grundzelle des völkiſchen 
Lebens anerkennt und ſchützt, wird ſein Intereſſe an der Er⸗ 
haltung des Familienfriedens immer im Geſetz zum Ausdruck 
bringen müſſen. Es wird ſich deshalb nicht umgehen laſſen, 
daß die Feſtſtellung der blutmäßigen Abſtammung hinter das 
Intereſſe an der Sicherung des Familienfriedens in Aus- 
nahmefällen wie dem vorliegenden vom RG. entſchiedenen 
Fall zurücktreten muß. Die damit verbundenen Nachteile des 
Einzelfalles wird der Staat bewußt in Kauf nehmen. 

Wie ſehr übrigens das RG. in feiner obigen Entſch. das 
nationalſozialiſtiſche Gedankengut berückſichtigt, geht aus der 
Tatſache hervor, daß es ſich die Eutfch. eines gleichliegenden 
Falles, bei dem es ſich bei dem Erzeuger und den Vater des 
Kindes um Perſonen verſchiedener Raſſe handelt, ausdrücklich 
vorbehalten hat. 

RA. und Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 

* 

6. 822 Teil 5 Kap. V Abſchn. III der 3. Not VO. 

v. 6. Okt. 1931. Nach §8 22 unerlaubte Preis verein⸗ 

arung für Beförderungspreiſe macht den 
Beförderungsvertrag nicht nichtig — weder 
nach 8134 BG B. noch nach § 138 BGB. Doch iſt 
Der untertarifliche Beförderungsſatz als un⸗ 
verbindlich anzuſehen; an die Stelle der 
arifwidrigen Vereinbarung haben die Ta⸗ 
Ss zu treten in Anlehnung an 8632 A b ſ. 2 


1 Kl. hat in den Jahren 1933/34 für den Bekl. mit einem 
Laſtkraftzug Ferntransporte ausgeführt, für die der Bekl. weni⸗ 
5 bezahlt hat als die auf Grund der NotVO. des RPräſ. vom 
„Okt. 1931 feſtgeſetzten Frachtſätze. Mit der Klage fordert der 
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Kl. 6100 7% ſamt Zinſen als Teilbetrag des ihm nach ſeiner 
Behauptung noch gebührenden Fuhrlohnes. Der Bekl., der um 
Klageabweiſung bittet, behauptet, die von ihm gezahlten niedri⸗ 
geren Frachtſätze mit dem Kl. vereinbart zu haben und nichts 
mehr ſchuldig zu ſein. 

Während das LG. den Klageanſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt hat, hat das BG. die Klage abgewieſen. 
RG. hob auf. 

Das BG. ſieht die vom Bekl. behauptete Vereinbarung 
niedrigerer als der behördlich feſtgeſetzten Frachtſätze als erwie⸗ 
ſen an. Dieſe Vereinbarung betrachtet es als rechtswirkſam, da 
weder die in ihr liegende Zuwiderhandlung gegen § 22 des 
5. Teils Kap. V (Überlandverkehr mit Kraftfahrzeugen) Ab- 
ſchnitt III der 3. NotVO. v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 537, 560) 
auf Grund von § 134 BGB. noch Sittenwidrigkeit nach § 138 
BGB. ihre Nichtigkeit bedinge. Da der Bekl. die von ihm nach 
der erwähnten Vereinbarung geſchuldeten Frachtbeträge bezahlt 
habe, entfalle ſomit die Mehrforderung, die der Kl. mit der 
Kl. verfolge. Mit Recht erhebt die Rev. gegen dieſe Erwägungen 
rechtliche Bedenken. 

Allerdings iſt dem angefochtenen Urteil, ſoweit es die Nich- 
tigkeit der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Beförde⸗ 
rungs verträge verneint, beizutreten. Nach der erwähnten Be⸗ 
ſtimmung der 3. NotVO. darf der Unternehmer bei Vermei⸗ 
dung eines Strafgeldes für den Fall ſchuldhafter Zuwiderhand⸗ 
lung (§ 24 Abſ. 1 Not O.) Beförderungsverträge zu keinem 
geringeren Preiſe als dem vom RVerkM. feſtgeſetzten abſchlie⸗ 
ßen. Es handelt ſich ſonach um ein an den Frachtführer gerich⸗ 
tetes einſeitiges Verbot, das nach anerkannter Rſpr. in der Re 
gel nicht als gegen den Vertrag als ſolchen gerichtet anzuſehen 
iſt, deſſen Übertretung vielmehr ſeine privatrechtliche Gültigkeit 
unberührt läßt (vgl. RG. Ver ZivSen. 60, 277; 100, 40; Mot. 
z. BGB. I, 210). Allerdings iſt es Auslegungsfrage, ob einer 
Zuwiderhandlung gegen das Verbot nicht nach der Abſicht des 
Geſetzes eine weitergehende, den Beſtand des Geſchäftes ſelbſt 
berührende Wirkung im Einzelfalle beizulegen iſt. Eine ſolche 
beſondere Sachlage hat aber das BG. vorliegendenfalls mit 
Recht verneint. Insbeſ. nötigt der Zweck des Geſetzes in keiner 
Weiſe zur Annahme der Nichtigkeit des Beförderungsvertrages. 
Dieſer Zweck iſt lediglich auf den Schutz der Reichsbahn in ihrem 
Wettbewerb mit den privaten Lohnfuhrunternehmern gegen Un- 
terbietung gerichtet, alſo auf den Schutz eines außerhalb des 
Vertrages ſtehenden Dritten. Läßt ſchon dieſer Umſtand den 
Schluß zu, daß der Geſetzgeber, wenn er an eine Übertretung des 
Verbotes die Nichtigkeit des ganzen Geſchäftes hatte knüpfen 
wollen, dies ausgeſprochen haben würde, ſo kommt hinzu, daß 
der Nachdruck, den das Geſetz ſeinem Verbote gibt, eben in der 
überaus hohen Strafdrohung an den Unternehmer liegt, die 
beſtimmt iſt, dieſen von der Übernahme untertariflicher Beför— 
derungen abzuhalten, daß aber ein öffentliches Intereſſe daran, 
entgegenſtehende Verträge als rechtsunwirkſam zu betrachten, 
nicht beſteht. 

Daß ebenſowenig wie hiernach von einer Nichtigkeit der 
Beförderungsverträge nach § 134 BGB. von einer ſolchen nach 
§ 138 die Rede fein kann, hat das BG. gleichfalls zutreffend 
dargelegt. Damit iſt jedoch nicht geſagt — und inſofern leidet 
das angefochtene Urteil an Rechtsirrtum — daß um deswillen 
auch der zwiſchen den Parteien nach der Feſtſtellung des Vorder⸗ 
richters vereinbarte untertarifliche Beförderungſatz ver⸗ 
bindlich fein müſſe. Gerade, weil die NotVO. die Bahn gegen 
Unterbietung ſchützen will, kann es nicht ihre Abſicht geweſen 
ſein, eine ihr entgegenſtehende Preisvereinbarung, um derent⸗ 
willen ſie ja eben den Unternehmer mit hohem Strafgeld be⸗ 
droht, unter geſetzlichen Schutz zu ſtellen. Erreicht die Strafdro⸗ 
hung ihren Abſchreckungszweck nicht, und kommt es trotz ihrer 
zur Vereinbarung eines untertariflichen Fuhrlohnes, ſo würde 
der beabſichtigte Schutz der Bahn vereitelt, wenn eine ſolche 
Vereinbarung einen klagbaren Anſpruch auf die geſetzlich gemiß⸗ 
billigte Leiſtung ſollte erzeugen können. Im Sinne der NotV O. 
kann es daher vernünftigerweiſe nur gelegen haben, einer ſolchen 
Vereinbarung die rechtliche Anerkennung zu verſagen mit der 
Wirkung, daß jede tarifwidrige Vereinbarung als unverbindlich 
anzuſehen und in Anlehnung an § 632 Abſ. 2 BGB. durch die 
Tarifſätze zu erſetzen iſt. In dieſem Sinne hat auch das ſpätere 
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Geſetz über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 
26. Juni 1935 (RGBl. I, 788) die Frage vereinbarter Abivei- 
chung vom tariflichen Beförderungsentgelt ausdrücklich geregelt 
(5 14 Abſ. 3), und es hat damit nur ausgeſprochen, was auch 
der Not O. v. 6. Okt. 1931 als einzig ſinngemäßer Rechts- 
gedanke vorgeſchwebt haben und zugrunde liegen muß. Von dem 
gleichen Gedanken beherrſcht iſt die Rſpr. zur Überſchreitung von 
Höchſtpreiſen (ogl. z. B. RG. 88, 252 = JW. 1916, 1021; 
RG. 98, 294), nach der die unerlaubte Preisvereinbarung das 
Kaufgeſchäft nicht nichtig macht, aber auf das erlaubte Maß zu⸗ 
rückzuführen iſt. 

Iſt aber hiernach die Preisabrede der Parteien ohne Be 
deutung, ſo fordert der Kl. mit Recht für ſeine Transporte die 
tarifliche Entlohnung. 

(U. v. 23. Okt. 1936; VII 69/36. — KG.) 
* - 

7. § 4 RStraß Verk O.; 88 823 Abi. 2, 831 BGB. 
Die RStraß VerkO. hält mit gutem Grund 
das Führen von ſchweren Wagen und von Laſt⸗ 
zügen für beſonders ſchwierig und ſieht den⸗ 
jenigen, der hierfür den Führerſchein er- 
langt hat (Klaſſe 2), ohne weiteres als be- 
fähigt an, alle übrigen Kraftfahrzeuge 
(Klaſſe 3), abgeſehen von Zweirädern (Klaſſe J) 
zu führen, nicht aber umgekehrt. Die Nicht⸗ 
achtung dieſer Verkehrsvorſchrift zeigt allein 
ſchon einen Mangel derjenigen Eigenſchaf⸗ 
ten, die für die Auswahl eines Kraftwagen⸗ 
führers nach §831 BGB. unerläßlich ſind. Zudem 
ijt die Vorſchrift ein Schutzgeſetz i. S. des 8823 
A b ſ. 2 BGB. 

(U. v. 5. Nov. 1936; VI 207/36. — Hamm.) 
* 

8.825 RStraß Verk. O.; Ausf An w. z. RStraß⸗ 
Verk O. zum § 25 unter II Abſ. 3. Auch beim 
Überholen ſind erforderlichenfalls Warn⸗ 
zeichen zu geben. 

Die Ausf Anw. zur RStraßVerkO. v. 29. Sept. 1934 (RG⸗ 
Bl. I, 869) zum § 25 unter II Abſ. 3 ſchreibt zwar ein Warn⸗ 
zeichen beim Überholen nicht geradezu vor, ſondern beſtimmt 
nur, daß die Abſicht des Überholens durch Warnzeichen kund— 
gegeben werden darf. Damit iſt aber keineswegs geſagt, daß 
es dem Belieben des Überholenden überlaſſen bleibe, ob er ein 
Warnzeichen abgeben wolle oder nicht. Vielmehr ergibt ſich 
aus § 25 RStraßVerkO. und aus der Einleitung der Ausf Anw. 
zum § 25, daß u. U. auch beim Überholen ein Warnzeichen ge 
geben werden muß, nämlich überall da, wo es ein ſorgfäl⸗ 
tiger, verſtändiger, die jeweilige Verkehrslage beachtender Menſch 
geben würde. Auch der ausdrückliche Hinweis auf die Vorſchrift 
des § 19 der aufgehobenen KraftfVO. über das rechtzeitige 
Warnzeichen zeigt an, daß in dieſer Hinſicht nichts Neues hat 
eingeführt werden ſollen (vgl. RGZ. 131, 119 = JW. 1931, 
856 3 m. Anm.). 

(U. v. 22. Okt. 1936; VI 179/36. — Koln.) 
* 

9. S 322 3 P O.; § 285 BGB. 

1. Die Abweiſung einer negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage bedeutet auf jeden Fall im- 
mer dann gleichzeitig die poſitive Feſtſtel⸗ 


N.] 


N.] 


N. 


lung des bekämpften Rechts des Gegners, 
wenn es Ziel und Inhalt der negativen 
Feſtſtellungsklage war, einem beſtimmten 


Anſpruch entgegenzutreten. 

2. Unverſchuldeter Rechtsirrtum über den 
Umfang der Leiſtungspflicht kann den Ver⸗ 
zug des Schuldners ausſchließen. Doch iſt ein 
ſtrenger Maßſtab anzulegen. Liegt z. B. eine 
ungünſtige Entſch. eines Inſtanzgerichtes 
vor, fo iſt der Irrtum nicht mehr entſchuld— 
ba r. ) 

Durch ſchriftlichen Vertrag vom 15. Sept. 1931 pachteten 
die Bekl. von dem Kl. die Lichtſpieltheater Metropol und 


Alhambra in B. für die Zeit v. 15. Sept. 1931 bis zum 1. Juli 
1941. In §3 des Pachtvertrags war beſtimmt, daß der Pacht⸗ 
zins für das erſte Jahr 32 000 RA, für das zweite 34 000 . T 
und vom dritten Jahr ab 36 000 %% betrage, daß der Pacht⸗ 
zins in monatlichen Raten bis ſpäteſtens 5. jeden Monats 
pränumerando zahlbar ſei und daß der Verpächter berechtigt 
ſein ſolle, das Pachtverhältnis friſtlos zu kündigen, wenn der 
Pachtzins nicht pünktlich, d. h. bis zum 5. des Monats, be⸗ 
zahlt werde und die Pächter nach einer ſeitens des Verpäch— 
ters an ſie alsdann als eingeſchriebener Brief ergehenden 
Zahlungsaufforderung binnen 5 Tagen nach Empfang derſel⸗ 
ben keine Folge leiſteten. Im Februar 1935 erhob der Kl. 
gegen die Bekl. Klage auf Zahlung eines Teilbetrags von 
1100 % des Pachtrückſtandes des Jahres 1934, den der Kl. 
auf insgeſamt 35 066,63 7% bezifferte; die Bekl. erhoben 
Feſtſtellungswiderklage, deren mehrfach geänderter Antrag 
ſchließlich u. a. dahin ging, daß die Bekl. die Feſtſtellung ver- 
langten, daß von ihnen als Pachtzins für April, Mai, Juni 
1935 nur 2000 RA und für Juli und Auguſt 1935 nur 
1500 RA oder der vom Gericht feſtzuſetzende angemeſſene 
Pachtzins zu zahlen ſei. Durch Urt. des LG. v. 22. März 1935 
und des KG. v. 29. Aug. 1935 wurde der Klage ſtattgegeben 
und die Feſtſtellungswiderklage der Bekl. abgewieſen; die Rev. 
gegen das letztere Urteil wurde vom RG. am 24. Febr. 1936 
zurückgewieſen. Nach Erlaß des landgerichtlichen Urteils hat der 
Kl. gegen die Bekl. Klage auf Räumung der beiden Lichtſpiel⸗ 
theater erhoben. LGG. und KG. haben dieſer Räumungsklage 
ſtattgegeben. Mit der Rev. verfolgen die Bekl. ihren Antrag 
auf Abweiſung der Räumungsklage ohne Erfolg weiter. 


Das BG. geht davon aus, daß durch das Urteil im Vor— 
prozeß rechtskräftig feſtgeſtellt ſei, daß die Bekl. für die Monate 
April bis Auguſt 1935 eine Pacht von 3000 7% monatlich zu 
zahlen verpflichtet waren. Die Bekl. hätten jedoch in dieſen Mo 
naten, jo führt das BG. weiter aus, monatlich nur 2000 %, 
bezahlt; als der Kl. am 28. Juni 1935 eine der Formvorſchrift 
des § 3 des Pachtvertrags entſprechende Zahlungsaufforderung 
an die Bekl. ergehen ließ, ſeien die Bekl. alſo für die Monate 
April, Mai, Juni 1935 mit je 1000 7%, insgeſamt alſo mit 
3000 , Pachtzins im Rückſtand geweſen. Die Bekl. könnten 
jtch auch nicht darauf berufen, daß der Kl. für die genannten 
Monate einen Teil des Pachtzinſes geſtundet oder ſich für dieſe 
Monate mit Abſchlagszahlungen einverſtanden erklärt habe. 
Ein ſolches Einverſtändnis ergebe ſich aus dem zwiſchen den 
Parteien geführten Schriftwechſel nicht. Das letzte Schreiben 
des Kl., in dem er ſich mit Abſchlagszahlungen einverſtanden 
erklärte, ſei das Schreiben vom 24. Okt. 1934, in dem der kläge⸗ 
riſche Anwalt den Bekl. erklärte, ſie könnten nur dann mit der 
Fortſetzung des Pachtverhältniſſes rechnen, wenn ſie während 
der Wintermonate wenigſtens 2000 %% monatlich zahl- 
ten. Dieſes Einverſtändnis habe ſich alſo, fo bemerkt das BG,, 
nur auf die Zeit bis zum 31. März 1935 erſtreckt; Umſtände, 
aus denen der Schluß gezogen werden könnte, daß der Kl. auch 
für die Zeit nach dem 1. April 1935 mit Abſchlagszahlungen 
einverſtanden geweſen ſei, hätten die Bekl. nicht vorgetragen. 

Ebenſo unbegründet iſt der Einwand der Rev., der ſich 
gegen die Auffaſſung des BG. von der Rechtskraftwirkung des 
im Vorprozeß ergangenen Urteils richtet. Im Vorprozeß hatten 
die Bekl. behauptet, der im urſprünglichen Pachtvertrag vom 
15. Sept. 1931 feſtgeſetzte Pachtzins ſei durch eine im Juni 
1932 getroffene Vereinbarung für die ganze reſtliche Dauer 
des Pachtverhältniſſes auf 2000 e monatlich ermäßigt wor⸗ 

en; während der Kl. nur zwei zeitlich kurz befriſtete Ermäßi⸗ 
gungsabkommen in den Jahren 1932 und 1933 zugegeben, da⸗ 
gegen entſchieden beſtritten hatte, daß eine Vereinbarung über 
eine Ermäßigung des Pachtzinſes auf 2000 Rs für die ganze 
Dauer des Pachtvertrags zuſtande gekommen ſei, und daher den 
Standpunkt vertreten hatte, daß ihm jedenfalls im Jahre 1935 
der volle im Pachtvertrag vom 15. Sept. 1931 vorgeſehene 
Pachtzins zuſtehe, der dort vom Beginn des dritten Pachtjahres 
an auf 3000 7% monatlich feſtgeſetzt war. Im Hinblick auf 
dieſe zwiſchen den Parteien ſtreitige Frage hatten die Bekl. im 
Vorprozeß Widerklage auf Feſtſtellung erhoben, daß in den Mo⸗ 
naten April, Mai und Juni 1935 „nur 2000 ½%“ (in erſter 
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Inſtanz hatte der Antrag gelautet: „höchſtens 2000 RA“) 
Pachtzins monatlich von ihnen zu zahlen ſei; zur Begründung 
hatten ſich die Bekl. außer auf die im Juni 1932 angeblich er⸗ 
folgte Vereinbarung einer dauernden Pachtherabſetzung auch 
auf den rechtlichen Geſichtspunkt der Aquivalenz und des an⸗ 
fänglichen und nachträglichen Pachtwuchers bezogen. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellungswiderklage der Bekl. iſt im Vorprozeß vom LG. und 
vom KG. als unbegründet abgewieſen, die Rev. der Bell. 
vom RG. zurückgewieſen worden; in der Begründung des kam⸗ 
mergerichtlichen Urteils wird ausgeführt, daß irgendein Beweis 
für ein die ganze Dauer des Pachtverhältniſſes umfaſſendes 
Zinsermäßigungsabkommen nicht erbracht ſei; eine Herabſetzung 
des Pachtzinſes wegen Pachtwucher oder aus dem Geſichtspunkt 
der Aquivalenz wird in dem kammergerichtlichen Urteil aus 
tatſächlichen und rechtlichen Erwägungen ebenfalls abgelehnt. — 
Die Abweiſung einer negativen Feſtſtellungsklage als ſachlich 
unbegründet bedeutet nach der Rſpr. des RG. regelmäßig gleich- 
zeitig die poſitive Feſtſtellung des Rechtes des Gegners, das mit 
der negativen Feſtſtellungsklage bekämpft wurde (RGZ. 74, 121 
= IM. 1910, 711; RG. 78, 396 JW. 1912, 537 16). Dieſe 
Regel gilt jedenfalls immer dann, wenn es Ziel und Inhalt 
der negativen Feſtſtellungsklage war, einem beſtimmten 
Anſpruch entgegenzutreten, den die Gegenpartei erhoben hat 
(vgl. RG. 90, 292 = JW. 1917, 853; RG. 126, 19 = JW. 
1930, 142). Gerade darum aber handelt es ſich im vorl. Fall: 
Der Kl. hatte für den in Frage ſtehenden Zeitraum den An⸗ 
ſpruch auf eine beſtimmte Pachtzinsforderung, nämlich von 
3000 2.1 monatlich, erhoben; den Bekl. kam es bei der von 
ihnen erhobenen Feſtſtellungswiderklage auf die Feſtſtellung an, 
daß ihre Pachtzahlungspflicht in dieſer vom Gegner behaup⸗ 
teten Höhe nicht begründet ſei, daß ſie vielmehr begrenzt ſei 
auf eine niedrigere Summe. Daß dies der Sinn der von den 
Bekl. erhobenen Feſtſtellungswiderklage war, erhellt deutlich aus 
der Erläuterung, die ſie — wie aus der Begründung des kam 
niergerichtlichen Urteils im Vorprozeß hervorgeht — in der da- 
maligen mündlichen Verhandlung gegeben haben; ſie haben 
nämlich erklärt, ihre Widerklage bezwecke die Feſtſtellung eines 
ziffernmäßigen Betrages überhaupt nur für den Fall, daß aus 
tatfächlichen oder rechtlichen Gründen ein niedrigerer Pachtzins 
als 3000 % zu zahlen ſei. Die Frage, deren Entf. die 
Bekl. mit ihrer Feſtſtellungswiderklage herbeiführen wollten, 
war alſo in Wirklichkeit die, ob der in dem alten Pachtvertrag 
vom 15. Sept. 1931 feſtgeſetzte Pachtzins von 3000 AM mo⸗ 
natlich auch noch in den Monaten April, Mai und Juni 1935 
gezahlt werden müſſe. Dieſe Frage hat das KG. durch ſeine 
die Feſtſtellungswiderklage der Bekl. abweiſende Entſch. im Vor⸗ 
Prozeß unzweideutig bejaht. Daher durfte das BG. im gegen- 
wärtigen Rechtsſtreit ohne Rechtsirrtum davon ausgehen, daß 
das Beſtehen einer Pachtzinsſchuld von monatlich 3000 RA für 
die Monate April, Mai und Juni 1935 durch das Urteil im 
Vorprozeß rechtskräftig feſtgeſtellt ſei. 


Dieſe Rechtskraftwirkung des Vorprozeſſes bezieht ſich — 
darin ift der Rev. beizupflichten — nicht auf die Frage, ob es 
en Bekl. als Verſchulden anzurechnen iſt, wenn ſie in den 
genannten Monaten nur 2000 7% monatlich gezahlt haben. 
Eine ſolche Wirkung nimmt aber auch das BG. nicht an. Die 
Feſtſtellung, daß die Bekl. die Unzulänglichkeit ihrer Zahlungen 
* dem bezeichneten Zeitabſchnitt zu vertreten haben und daß 
de deshalb in Verzug geraten ſind, trifft das BG. vielmehr 
ſeloſtändig; wobei es die Erwägung anſtellt, daß die Bekl. jeden⸗ 
alls vom Zeitpunkt der Entſch. des LG. im Vorprozeß an da⸗ 
mit rechnen mußten, daß ihre Auffaſſung über die Höhe des 
a ihnen zu zahlenden Pachtzinſes unrichtig fei; wenn die 
Bekl. trotz dieſer am 22. März 1935 ergangenen Entſch. des LG. 
hren Irrtum nicht eingeſehen hätten, jo könne ihr Irrtum 
Be mehr entſchuldbar fein. Das BG. unterſtellt hier alfo 
9 eine Rechtskraftwirkung der im Vorprozeß ergangenen 
Urteile, ſondern es iſt der Meinung, daß ſchon der Umſtand, 
daß überhaupt ein Gericht, wenn auch erſt dasjenige der erſten 
Enſtanz, gegenteilig entſchieden hatte, die Bekl. hätte zweifel⸗ 
AB rüber machen müſſen, ob fie berechtigt ſeien, auch noch 
2000 dem 1. April 1935 den Pachtzins nur in Höhe von 
Hall monatlich zu zahlen. Gegen dieſe Ausführungen des 


BG. ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Das BG. geht 
zutreffend davon aus, daß auch ein Rechtsirrtum über den Um⸗ 
fang der Leiſtungspflicht gem. S 285 BGB. den Verzug des 
Schuldners ausſchließen kann, wenn der Rechtsirrtum unver⸗ 
ſchuldet iſt. Bei der Prüfung, ob ein Rechtsirrtum als ent⸗ 
ſchuldbar anzuſehen iſt, hat die reichsgerichtliche Rſpr. aber von 
jeher die Anlegung eines ſtrengen Maßſtabs verlangt. Der 
Schuldner hat die Folgen ſeiner Leiſtungsweigerung, die er auf 
eine ſich nachher als unrichtig herausſtellende Rechtsauffaſſung 
gegründet hat, zu vertreten, wenn nicht beſondere Umſtände fei- 
nen Rechtsirrtum als frei von Fahrläſſigkeit erſcheinen laſſen 
(RG. 92, 380 = JW. 1918, 770; RG. 96, 316 JW. 1919, 
993; RGZ. 130, 28 = JW. 1930, 3764 2 Anm. JW. 1931, 
802 10; JW. 1930, 3479 ). Ob die irrige Meinung der Bekl., 
daß der vertraglich feſtgeſetzte Pachtzins von 3000 %% infolge 
ſpäterer Vorgänge von ihnen nicht mehr in voller Höhe weiter 
gezahlt werden müſſe, im vorl. Fall in Anſehung der beſon⸗ 
deren Umſtände des Falls ſich zunächſt hätten entſchuldigen laſſen, 
brauchte vom BG. nicht weiter geprüft zu werden, weil das 
BG. es mit Recht als unentſchuldbar anſehen durfte, daß die 
Bekl. ihre Weigerung, mehr als 2000 % monatlich zu zahlen, 
noch fortſetzten, nachdem fie durch einen gerichtlichen Urteils- 
ſpruch über die Irrigkeit ihrer Meinung belehrt worden waren. 


(U. v. 22. Okt. 1936; IV 135/36. — Berlin.) [K.] 


Anmerkung: Die Entſch. verdient Beifall. In Schrifttum 
und Rſpr. iſt es anerkannt, daß die Abweiſung einer negati— 
ven Feſtſtellungsklage eine poſitive Feſtſtellungswirkung enthält, 
die an dem Schutze der materiellen Rechtskraft teilnimmt. Es 
braucht hier nicht näher unterſucht zu werden, welche Bedeutung 
dieſe Feſtſtellung hat, wenn der Gegner die negative Feſtſtellung 
eines unbeſtimmt gebliebenen Anſpruchs begehrt hat. In fol 
chen Fällen kann naturgemäß kein beſtimmter Anſpruch als 
poſitiv feſtgeſtellt angeſehen werden. Im vorl. Falle hat aber 
das RG. mit Recht angenommen, daß die Bekl. ſich mit ihrer 
Feſtſtellungswiderklage gegen einen beſtimmten Anſpruch 
des Kl. gewandt haben. Dieſer Anſpruch war allerdings aus 
dem Klageantrag des Kl. nicht erſichtlich, da dieſer nur 
einen Teilbetrag aus den Pachtrückſtänden des Jahres 1934 
geltend gemacht hat. Dagegen ergibt die Feſtſtellungswiderklage 
in Verbindung mit dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Pachtvertrage, worauf ſich der Streit der Parteien bezog. Der 
Kl. verlangte die Pacht nach dem ſchriftlichen Pachtvertrage 
mit monatlich 3000 %, die Bekl. wollten für die Monate 
April, Mai, Juni 1935 nur je 2000 7% und für Juli und 
Auguſt nur 1500 %% zahlen. Der Antrag der Feſtſtellungs⸗ 
widerklage hätte daher genau lauten müſſen: feſtzuſtellen, daß 
die Bekl. nicht verpflichtet ſeien, von Mai bis Auguſt 1935 je 
3000 %% Monatspacht zu zahlen, ſondern nur verpflichtet ſeien, 
.. zu zahlen. Dieſer Antrag ließ dann für das Gericht drei 
Möglichkeiten der Entſcheidung. Zunächſt die völlige Abweiſung 
oder die völlige Zuerkennung. Das Gericht hätte ſchließlich, 
wenn es einen Mittelbetrag für richtig gehalten hätte, die 
Klage nicht abweiſen dürfen, ſondern hätte dieſen Betrag feit- 
ſtellen müſſen (ebenſo Jonas, ZPO. 1, § 256, V); denn der 
Antrag auf Feſtſtellung dieſes Mittelbetrages war in dem um⸗ 
faſſenderen Feſtſtellungsantrage enthalten. Wenn aber das Ge— 
richt den ganzen Feſtſtellungsantrag abwies, jo entſchied es da⸗ 
mit, daß der Widerbeklagte im vollen Recht war. Somit iſt der 
vom RG. getroffenen Entſch. voll zuzuſtimmen; danach hat das 
voll abweiſende Urteil über die negative Feſtſtellungsklage eine 
monatliche Pachtzinsforderung des Kl. von 3000 %%% für die 
Zeit von April bis Auguſt 1935 poſitiv feſtgeſtellt. 

An dieſe rechtskräftig gewordene Feſtſtellung iſt das Ge⸗ 
richt, welches zwiſchen den gleichen Parteien über die Räumung 
zu entſcheiden hat, gebunden. Die Bekl. haben ſomit objektiv zu 
wenig Pacht bezahlt, indem fie weniger als 3000 7% monatlich 
entrichteten. Damit iſt allerdings der Räumungsprozeß noch 
nicht entſchieden, weil es erforderlich iſt, daß die Bekl. die 
Nichtzahlung zu vertreten haben (§ 285 BGB.). Indeſſen 
hat das RG. dieſe Frage zutreffend bejaht. Wenn die Bekl. 
ſich in einem Rechtsirrtum über die Höhe ihres Pachtzin⸗ 
ſes befunden haben, ſo war dieſer doch nicht mehr entſchuldbar, 
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Seitdem fie durch die gegenteilige Entſch. des LG. über die An⸗ 
fechtbarkeit ihres Standpunktes belehrt worden waren. Das RG. 
hat mit Recht bei der Prüfung, ob ein Rechtsirrtum als ent⸗ 
ſchuldbar anzuſehen iſt, von jeher und auch im vorl. Falle 
einen ſtrengen Maßſtab angelegt. In unſerem Falle ſind Um⸗ 
ſtände, die für eine Entſchuldigung des Rechtsirrtums ſprechen 
könnten, nicht erſichtlich. 
Prof. Dr. Karl Siegert, Göttingen. 


| Reichsgericht: Strafſachen | 


Blutſchutzgeſetz 
Großer Senat 


** 10. Der Begriff Geſchlechtsverkehr im Siune 
des BlutſchutzG. umfaßt nicht jede unzüchtige 
Handlung, iſt aber auch nicht auf den Beiſchlaf 
beſchränkt. Er umfaßt den geſamten natürlichen 
und naturwidrigen Geſchlechtsverkehr, alſo 
außer dem Beiſchlaf auch alle geſchlechtlichen 
Betätigungen mit einem Angehörigen des an⸗ 
deren Geſchlechts, die nach der Art ihrer Vor⸗ 
nahme beſtimmt ſind, an Stelle des Beiſchlafs 
der Befriedigung des Geſchlechtstriebes min⸗ 
deſtens des einen Teiles zu dienen. 

Die Rechtsfrage, deren Entſch. dem Großen Senat gem. 
dem § 137 Abſ. 2 GVG. auf Autrag des Oberreichsanwalts 
vom 1. StrSen. in zwei bei ihm anhängigen Strafſachen. 
überwieſen wurde, iſt dahin geſtellt, 

ob unter dem Begriff Geſchlechtsverkehr i. S. des 8 11 

der 1. AusfVO. z. Blutſchutzc. v. 14. Nov. 1935 (RG. 

Bl. I, 1334) nur der Beiſchlaf oder auch beiſchlafsähnliche 

oder überhaupt ſchon unzüchtige Handlungen zu verſtehen 

ſind. 

Die Vorſchrift des § 2 Blutſchutzc h., die den außerehelichen 
Verkehr zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder 
artverwandten Blutes verbietet, iſt im § 11 der 1. Ausf O. 
dahin erläutert, daß außerehelicher Verkehr nur der Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr iſt. Was unter Geſchlechtsverkehr zu verſtehen 
iſt, iſt der Auslegung überlaſſen. 

Geſchlechtsverkehr iſt nicht mit der Vornahme von un— 
züchtigen Handlungen gleichzuſetzen. Hätte der Geſetzgeber das 
ganze Gebiet der unzüchtigen Handlungen erfaſſen wollen, 
ſo würde er dies durch die Wahl dieſes in der Geſetzgebung 
ſeit langem verwendeten und durch die Rſpr. genau um⸗ 
grenzten Begriffs zum Ausdruck gebracht haben. Unter den 
Begriff der unzüchtigen Handlungen fallen überdies in er⸗ 
heblichem Umfang auch rein einſeitige Verfehlungen ge⸗ 
ſchlechtlicher Natur, die als Geſchlechts verkehr nicht be⸗ 
zeichnet werden können. 

Im übrigen iſt bei der Auslegung des § 2 von der Ge⸗ 
ſamtheit des Geſetzes auszugehen. In dem Verbot der Ehe— 
ſchließung (§ 1) und dem Beſchäftigungsverbot (§ 3) tritt 
klar hervor, daß der Geſetzgeber die Reinerhaltung des deut⸗ 
ſchen Blutes durch allgemeine, von den beſonderen Umſtänden 
des Einzelfalls unabhängige Vorſchriften ſichern will. Das 
Eheverbot gilt auch da, wo nach der Perſönlichkeit der Be⸗ 
teiligten jede Nachkommenſchaft ausgeſchloſſen iſt; das Be⸗ 
ſchäftigungsverbot greift auch daun durch, wenn im Einzel⸗ 
falle von den jüdiſchen Haushaltsangehörigen, etwa wegen 
ihres Alters oder wegen Krankheit, geſchlechtliche Verfehlungen 
nicht zu erwarten ſind. Schon der Vergleich mit dieſen Vor⸗ 
ſchriften führt dazu, daß die Beſtimmung des §2 nicht nur 
die Fälle ergreift, in denen der außereheliche Geſchlechts⸗ 
verkehr zu einer Befruchtung geführt hat oder hätte führen 
können. Einer ſolchen Begrenzung, die „Geſchlechtsverkehr“ 
als gleichbedeutend mit „Beiſchlaf“ anſehen würde, ſteht 
ferner entgegen, daß ſie die Gerichte vor mitunter kaum über⸗ 
windliche Beweisſchwierigkeiten ſtellen und zu Erörterungen 
über die heikelſten Fragen zwingen würde. Eine weitere Aus⸗ 
legung iſt aber auch deshalb geboten, weil die Vorſchriften 
des Geſetzes nicht nur dem Schutze des deutſchen Blutes, ſon⸗ 
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dern auch dem Schutze der deutſchen Ehre dienen. Dieſe er⸗ 
fordert, daß ebenſo wie der Beiſchlaf auch ſolche geſchlecht⸗ 
lichen Betätigungen — Handlungen und Duldungen — 
zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes unterbleiben, durch die eine Befriedigung 
des Geſchlechtstriebes des einen Teiles auf einem anderen 
Wege als durch Vollziehung des Beiſchlafs bewirkt wer— 
den ſoll. 

(Großer Senat für Strafſachen, Beſchl. v. 9. Dez. 1936; 
GSSt 4/36, 1 D 365/36 und 1 D 373/36.) 


Einzelne Senate 


11. 88 3, 5 Abſ. 3 BlutſchutzG.; 8 12 Abſ. 2 der 
1. Ausf VO. v. 13. No v. 1935; StraffreihG. vom 
23. April 1936. 

1. Die Anwendung der Strafbeſtimmung des 
Blutſchutz G. iſt nicht abzulehnen, wenn die --all- 
tägliche — Tätigkeit der betreffenden Perſon 
mit einem gewerblichen Betriebe in Verbindung 
ſteht, ſondern nur dann, wenn ſie mit dem Haus⸗ 
halt des Arbeitgebers nicht in Verbindung ſteht. 

2. Der durch das StraffreihG. v. 23. April 
1936 klar zum Ausdruck kommende Wille des 
Führers iſt, daß Straftaten ſtraffrei bleiben, 
für die unabhängig vom Straffreih G. eine Frei 
heitsſtrafe — oder, wenn in erſter Linie Geld⸗ 
ſtrafe in Frage kommt, eine Erſatzfreiheitsſtrafe 
— von nicht mehr als einem Monat zu erwarten 
iſt. Dieſem klaren Willen darf nicht dadurch zu⸗ 
wider gehandelt werden, daß die Dauer der Frei 
heitsſtrafe bzw. der Erſatzfreiheitsſtrafe ledig 
lich deshalb auf mehr als einen Monat feſtgeſetzt 
wird, damit ſie über den Rahmen des Straf 
freih GG. hin ausreiche. 

(1. Sen. v. 27. Okt. 1936; 1 D 639/36.) 


* 

12. § 5 Abſ. 2 Blutſchutz G. Raſſenſchande. 
Begriff „Jude“, Bedeutung eines Irrtums 
des Angekl. 

Nach der Annahme des LG. iſt der Angekl. der Staats- 
angehörigkeit und dem Blute nach deutſch. Er hat in den Mo 
naten November 1935 bis Februar 1936 auf deutſchem Reichs, 
gebiet mit der F. außerehelichen Geſchlechtsverkehr gepflogen. 
Von dieſer ſtellt das LG. feſt, daß fie zu 50% jüdiſches Blut 
habe. Die Verurteilung des Angekl. nach § 5 Abſ. 2 verbunden 
mit § 2 BlutſchutzGG. v. 15. Sept. 1935 (RG Bl. I, 1146) iſt nur 
dann begründet, wenn die F. als Jüdin i. S. des Geſetzes zu 
erachten iſt. Die Entſch. dieſer Frage hängt davon ab, ob in 
ihrer Perſon die Vorausſetzungen des § 5 Abſ. 2 der 1. VO. 
zum RBürgerG. v. 14. Nov. 1935 (RGBl. I, 1333) erfüllt find; 
§ 1 Abſ. 3 der 1. AusfVO. zum BlutſchutzGG. v. 14. Nov. 1935 
(RGBl. I, 1334). Von den in $5 Abſ. 2 der erſtgenannten 
BO. angeführten einzelnen Fällen kann hier nur der Fall a) 
in Betracht kommen. Da die F. der jüdiſchen Religion ange: 
hört, kann von den dort aufgeſtellten Vorausſetzungen nur 
zweifelhaft ſein, ob ſie deutſche Staatsangehörige iſt. Das LG. 
hat ſich in längeren Ausführungen mit dieſer Frage beſchäftigt 
und ſie bejaht. Ob ſeiner Begründung in allen Einzelheiten zu 
folgen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Das Ergebnis iſt jeden 
falls auf Grund der tatſächlichen Feſtſtellungen des Urteils zu 
billigen. 

Die am 4. April 1885 geborene Mutter der F. ſtammt nach 
der unwiderlegten Behauptung des Angekl. aus einer altelſäſſi⸗ 
ſchen Familie. Es beſteht daher die Möglichkeit, daß ihre Eltern 
oder wenigſtens ein Elternteil zu den in § 1 Nr. 1 der Anlage 
hinter Art. 79 des Verſailler Vertrages genannten Perſonen 
gehört haben. Für dieſen Fall kann hier ohne nähere Prüfung 
der Rechtslage unterſtellt werden, daß die Mutter der F. auf 
Grund der Nr. 2 daſ. mit Wirkung vom 11. Nov. 1918 ab die 
franzöſiſche Staatsangehörigkeit unter Verluſt der deutſchen 
Staatsangehörigkeit erworben habe. Auf die F. konnte aber 
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auch unter dieſen Vorausſetzungen die Beſtimmung der Nr. 2 
a. a. O. nicht in gleicher Weiſe Auwendung finden. Ihr Vater 
ſtammt nicht aus Elfaß-Lothringen, ſondern aus einem von 
dem Verſailler Vertrag nicht berührten altdeutſchen Gebiet. Die 
Nachkommen eines altdeutſchen Vorfahren väterlicherſeits kön⸗ 
nen aber die franzöſiſche Staatsangehörigkeit nicht nach Maß 
gabe des § 1 Nr. 2 der genannten Anlage erwerben. Daſelbſt 
iſt dies zwar nur hinſichtlich der Nachkommen der Vorfahren 
väterlicherſeits wortdeutlich ausgeſprochen, die in Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen nach dem 15. Juli 1870 eingewandert ſind. Das hat aber 
ſeinen Grund darin, daß nur hinſichtlich ſolcher Nachkommen 
ein Intereſſe daran beſtand, volle Klarheit über ihre Staats⸗ 
angehörigkeit zu ſchaffen. Wenn nicht einmal dieſe, zu Elſaß⸗ 
Lothringen in nächſter räumlicher Beziehung ſtehenden, Per⸗ 
ſonen die franzöſiſche Staatsangehörigkeit erwerben ſollten, ſo 
iſt es ſelbſtverſtändlich, daß dies nicht bei ſolchen Nachkommen 
der Fall ſein kann, deren altdeutſche Vorfahren väterlicherſeits 
nicht einmal nach Elſaß-Lothringen eingewandert find. 

Iſt hiernach die F. als Deutſche zu erachten, ſo ergibt ſich 
das Gegenteil auch nicht aus den von der Rev, herangezogenen 
Art. 53 und 278 des Verſailler Vertrages. Nach der erſtge⸗ 
nannten Beſtimmung darf die deutſche Staatsangehörigkeit nicht 
für Perſonen in Anſpruch genommen werden, die aus irgend⸗ 
einem Grunde für Franzoſen erklärt worden find. Die Erflä- 
rung muß, wenn ſie beachtet werden ſoll, ſelbſtverſtändlich von 
einer zuſtändigen franzöſiſchen Behörde ausgegangen ſein. So⸗ 
weit erſichtlich, war hinſichtlich der Staatsangehörigkeit der F. 
zu der hier maßgebenden Zeit keine ſolche Erklärung abgegeben 
worden. Zunächſt ergibt fie ſich nicht daraus, daß der franzö⸗ 
ſiſche Kaſſationsgerichtshof die Nr. 2 des § 1 der genannten An⸗ 
lage anders als hier ausgelegt und in den ſeiner Entſch. unter⸗ 
breiteten Fällen angenommen hat, altdeutſche Vorfahren väter⸗ 
licherſeits, die nicht nach Elſaß⸗Lothringen eingewandert ſeien, 
würden den „Wiedererwerb“ der franzöſiſchen Staatsangehörig⸗ 
keit durch ihre Nachkommen nicht ausſchließen. Dieſe Entſch. des 
Kaſſationsgerichtshofs könnte, wenn überhaupt, Deutſchland nur 
in den Fällen binden, zu denen ſie ergangen iſt. Daß mit einer 
ſolchen Entſch. alle Perſonen, bei denen dieſelbe Rechtsfrage 
auftaucht, in bindender Weiſe für Franzoſen erklärt worden 
wären, kann nicht anerkannt werden. Unter Umſtänden könnte 
als eine Erklärung einer franzöſiſchen Behörde über die fran⸗ 
zöſiſche Staatsangehörigkeit der F. die von der Rev. behauptete 

atſache angeſehen werden, daß ſie in das Regiſter der Per⸗ 
onen eingetragen worden iſt, die die franzöſiſche Staatsange⸗ 
hörigkeit „von Rechts wegen wiedererworben“ haben. Aus den 
Feſtſtellungen des LG. ergibt ſich aber, daß ſich die F. zur Zeit 
ihres hier maßgebenden außerehelichen Verkehrs mit dem An⸗ 
gekl. noch auf deutſchem Reichsgebiet aufhielt und nach Frank⸗ 
reich noch nicht ausgewandert war. Es iſt daher ausgeſchloſſen, 
daß auf Grund der Art. 1 und 2 des franzöſiſchen Dekretes vom 
11. Jan. 1920 die Zuſtändigkeit einer franzöſiſchen Behörde zur 

ornahme einer ſolchen Eintragung in der hier in Frage kom⸗ 
Menden Zeit gegeben geweſen wäre. Die Eltern der damals 
7 Jahre alten und daher zweifellos volljährigen F. konnten 
kraft eigenen Rechtes den Antrag auf Eintragung ihrer außer⸗ 
halb Frankreichs wohnenden Tochter F. nicht ſtellen. Die Rev. 
behauptet nicht, daß dieſe ſelbſt einen Antrag nach Art. 3 des 
genannten franzöſiſchen Dekretes geſtellt hätte. Das iſt auch 
nach der ganzen Sachlage höchſt unwahrſcheinlich. Dieſer Fall 
braucht daher hier nicht behandelt zu werden. 

Aus dem Art. 278 des Verſailler Vertrages ergibt ſich für 
den hier vorl. Sachverhalt nichts anderes. Steht ſonach die 
deutſche Staatsangehörigkeit der F. feſt, ſo kann es auch keinem 
R eifel unterliegen, daß fie als Jüdin i. S. des 8 5 Abſ. 2 a 
RBürger O. und des $ 2 Blutſchutzch. zu gelten hat. 
ei Der Angekl. hat nach alledem den äußeren Tatbeſtand 
ae Verbrechens gegen das Blutihus®. verwirklicht; es fragt 
de. nur noch, ob auch die Vorausſetzungen zum inneren Tat⸗ 
beſtand nachgewieſen ſind. In dieſer Beziehung ſind die Aus⸗ 
führungen des LG. unzureichend. 

5 Das LG. ſtellt hierzu nur feſt, der Angekl. habe ange⸗ 
namen, daß die F. ſowohl der Konfeſſion als auch der Raſſe 

„Jüdin“ ſei, er habe zum mindeſten mit der Möglichkeit 


gerechnet, ſich mit einer „jüdiſchen“ Perſon geſchlechtlich zu ver⸗ 
einigen. Dieſe Feſtſtellung läßt nicht erſehen, ob der Angekl. 
bei der Ausübung des hier maßgebenden Geſchlechtsverkehrs 
mit der F. den Tatbeſtand kannte, gemäß dem ſie i. S. der 
obigen Ausführungen als Jüdin zu gelten hat, oder ob er an⸗ 
nahm, ſie ſei Volljüdin, da ſie von vier oder drei jüdiſchen 
Großelternteilen abſtamme. 

Wäre die Feſtſtellung im erſteren Sinne gemeint, ſo hätte 
das LG. noch Stellung zu dem Verteidigungsvorbringen des 
Angekl. nehmen müſſen, er habe geglaubt, daß die F. die 
franzöſiſche Staatsangehörigkeit beſitze. Ein Irrtum des 
Angekl. hierüber wäre ein beachtlicher Irrtum i. S. des § 59 
StGB. 

Im anderen Fall hätte ſich der Angekl. einen Tatbeſtand 
vorgeſtellt, der dem wirklichen Sachverhalt nicht entſprach. 
Denn die F. hat nur zu 50% jüdiſches Blut. Solche Perſonen 
ſind nach dem Geſetz nicht ohne weiteres Juden, ſondern haben 
nur als ſolche zu gelten, wenn weitere Umſtände hinzutreten. 

Das Urteil muß daher ſchon wegen des Zweifels aufge⸗ 
hoben werden, der ſich daraus ergibt, daß nicht erſichtlich iſt, 
in welchem Sinn das L2G. den Begriff „Jüdin“ verwendet hat. 
Zur rechtlichen Bedeutung des Wortes „Jude“ (oder „Jüdin“) 
iſt noch folgendes zu bemerken: 

Das Wort ſtellt jo, wie es im BlutſchutzGG gebraucht iſt, 
einen Rechtsbegriff dar, der mehrere ganz verſchiedenartig ge- 
ſtaltete Tatbeſtände umfaßt. Dieſe Tatbeſtände ſind nicht im 
Geſetze ſelbſt geregelt, ſondern anderweit. Dieſer rein äußer⸗ 
liche Umſtand darf aber nicht zu der Folgerung verleiten, daß 
die anderweit aufgeführten Tatbeſtände nicht Beſtandteil des 
Strafgeſetzes (§ 5 Abſ. 2 mit § 2 Blutſchutz c.) wären. Das 
Geſetz ſelbſt hält eine Erläuterung des Begriffes „Jude“ für 
erforderlich und verweiſt auf noch zu erlaſſende, das Geſetz er- 
gänzende Vorſchriften (§ 6 Blutſchutz GG.). Die dann anderweit 
gegebenen Erläuterungen gehören demnach zum Inhalt des 
Geſetzes ſelbſt. Hieraus ergibt ſich, daß ein Irrtum des Angekl. 
über den Rechtsbegriff „Jude“ einen unbeachtlichen Strafrechts— 
irrtum bedeutet, daß es alſo genügt, wenn der Angekl. die 
Tatſachen und, ſoweit es ſich um Rechtsfragen handelt, die 
außerhalb des Gebietes des Strafrechts liegen, die Rechts⸗ 
verhältniſſe gekannt hat, die die F. zur Jüdin i. S. des Ge⸗ 
ſetzes machen oder vielmehr dahin führen, daß ſie einer ſolchen 
gleichgeſtellt wird. Hieraus ergibt ſich aber weiter, daß es zur 
Vollendung der Straftat nicht genügen kann, wenn ſich der An- 
gekl. nur den Rechtsbegriff Jüdin vorgeſtellt hat; es iſt viel 
mehr zu unterſuchen, auf Grund welcher wirklichen oder ein⸗ 
gebildeten Tatſachen er zu dieſer Anſchauung gekommen iſt. 
Würde alſo in dem zweiten der oben erwähnten Fälle der An⸗ 
gekl. geglaubt haben, die F. ſtamme von drei oder vier jüdi- 
ſchen Großelternteilen ab, aber weiter geglaubt haben, ſie ſei 
Franzöſin, ſo würde er nur wegen eines verſuchten Verbrechens 
der Raſſenſchande beſtraft werden können. Denn der Tatbeſtand, 
den er verwirklichen wollte, wäre in dieſem Falle nicht zur 
Vollendung gelangt, weil die F. nur zu 50 %% jüdiſches Blut in 
ſich hat; den anderen Tatbeſtand, den er verwirklicht hat, würde 
er ſich nicht vorgeſtellt haben, weil er nicht gewußt hätte, daß 
ſie eine Deutſche iſt. 

Nach alledem muß die Aufhebung des Urteils erfolgen. 
Für die neue Hauptverhandlung iſt noch auf folgendes hin⸗ 
zuweiſen: 

Das LG. ſtellt einleitend feſt, der Angekl. ſei Staatsange⸗ 
höriger deutſchen Blutes. Die Staatsangehörigkeit des Angefl. 
weiſt das LG. in dem Urteil nach. Hinſichtlich ſeiner Deutſch⸗ 
blütigkeit ſind weitere Ausführungen nicht gemacht. Auf wel⸗ 
chen Grund dieſe Unterlaſſung zurückzuführen iſt, iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. Vermutlich hat das LG. die Frage nicht weiter ge⸗ 
prüft, ſondern ſich lediglich auf die Angaben des Angekl. oder 
darauf verlaſſen, daß er der evangeliſchen Religionsgemein⸗ 
ſchaft angehörte, und daß nichts der Annahme der Deutſch⸗ 
blütigkeit Widerſprechendes in der Hauptverhandlung zutage 
getreten iſt. Die richterliche Aufklärungspflicht hat ſich auch 
hierauf zu erſtrecken. Das Gericht hätte alſo ebenſo wie in An⸗ 
ſehung der F. die Abſtammung des Angekl. näher nachprüfen 
müſſen (RGSt. 70, 218 = JW. 1936, 1780 19). 
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Bei der Strafzumeſſung hat das LG. Zuchthausſtrafe für 
angemeſſen gehalten. Es führt hierfür als entſcheidenden Grund 
an, daß bei der Häufigkeit der Verfehlungen gegen die Nürn⸗ 
berger Geſetze Strafen am Platze ſeien, die abſchreckend wirken 
und dem Geſetze Geltung verſchaffen. Das LG. hebt alſo den 
Gedanken der „Generalprävention“, der allgemeinen Abjchref- 
kung, hervor. Dieſer Gedanke iſt in ſeiner allgemeinen Bedeu⸗ 
tung vom Geſetzgeber bei Aufſtellung des Strafrahmens bereits 
berückſichtigt worden. Gleichwohl hat er Gefängnis und Zucht⸗ 
hausſtrafe wahlweiſe nebeneinander angedroht, er hat alſo die 
Wirkung der Abſchreckung bereits bei Verhängung einer Ge⸗ 
fängnisſtrafe für möglich gehalten. Die Abſicht, andere von der 
Begehung derſelben Straftat abzuſchrecken, kann daher hier die 
Verhängung der Zuchthausſtrafe nur rechtfertigen, wenn ſie 
wegen der allgemeinen Häufung der Verſtöße gegen die Nürn⸗ 
berger Geſetze zur Abſchreckung notwendig iſt. Bei der verhält⸗ 
nismäßigen Kürze der ſeit dem Inkrafttreten der Geſetze ver⸗ 
floſſenen Zeit iſt mangels näherer Begründung nicht ohne wei⸗ 
teres zu erkennen, daß das LG. in dieſer Richtung ſchon Be⸗ 
obachtungen gemacht haben könnte, die aus dem genannten 
Grunde allein die erhebliche Höhe der verhängten Strafe an⸗ 
gemeſſen erſcheinen ließen. Hieraus würden jedoch keine durch- 
greifenden Bedenken gegen die Strafzumeſſungsgründe des LG. 
hergeleitet werden, es kommt aber auch noch das Verteidi⸗ 
gungsvorbringen des Angekl. in Betracht, daß er geglaubt habe, 
ſein Verkehr mit der F. verſtoße nicht gegen die Nürnberger 
Geſetze. Wäre dies wahr, ſo könnte der Angekl. zwar vorſätzlich 
gehandelt, ſich aber nicht bewußt gegen dieſe Geſetze aufgelehnt 
haben. Das LG. hat dieſes Verteidigungsvorbringen unzu— 
reichend gewürdigt. Nach alledem beſteht Veranlaſſung, darauf 
hinzuweiſen, daß die Verhängung der Zuchthausſtrafe ſtatt der 
an erſter Stelle angedrohten Gefängnisſtrafe einer einwand⸗ 
freien Begründung bedarf. Dasſelbe gilt hinſichtlich der An⸗ 
nahme des LG., der Angekl. habe eine äußerſt ehrloſe Geſin— 
nung an den Tag gelegt. Daß die Verfehlung gegen das Blut— 
Hub. immer eine ehrloſe Geſinnung bewieſe, hat der Geſetz— 
geber nicht angenommen. Denn er hat nicht allgemein die Ver⸗ 
hängung einer Ehrenſtrafe vorgeſchrieben, ja ſogar die Beſtra— 
fung eines Verſtoßes gegen dieſes Geſetz mit Gefängnis er— 
möglicht. Neben einer ſolchen Strafe iſt die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte geſetzlich gar nicht zugelaſſen (RGSt. 
70, 218 = 3. 1936, 1780 16). Da auch aus den Begleitum- 
ſtänden der Tat nicht ohne weiteres eine ehrloſe Geſinnung des 
Angekl. zu entnehmen iſt, hätte die Annahme des LG. einer 
näheren Erläuterung bedurft. Im übrigen enthält der Sach⸗ 
verhalt ſo, wie ihn das LG. feſtgeſtellt hat, eine Reihe von 
Milderungsgründen, mit denen es ſich zum wenigſten hätte 
auseinanderſetzen müſſen. Es ſei nur darauf hingewieſen, daß 
vom Standpunkte der Reinhaltung der Raſſe aus geſehen der 
Fall deshalb milder angeſehen werden kann, weil die F. nur 
infolge ſolcher Umſtände als Jüdin zu erachten iſt, die mit 
ihrer Raſſezugehörigkeit nicht zuſammenhängen. 

(1. Sen. v. 3. Nov. 1936; 1 D 789/36.) 


Strafgefetzbuch 


* 13. 88 2, 164 StGB. Der Zweck des § 2 StGB. 
iſt der, das Gericht in die Lage zu verſetzen, 
unbeabſichtigte Lücken des Geſetzes zu ſchlie⸗ 
Ben und Fälle zu erfaſſen, auf die der Wort⸗ 
laut des Geſetzes an ſich nicht zutrifft, die aber 
der Geſetzgeber vermutlich mit hätte treffen 
wollen, wenn er bei Abfaſſung des Geſetzes an 
fie gedacht hätte. 82 StGB. geftattet aber 
nicht, die Grenzen zu überſchreiten, die der 
Geſetzgeber bewußt der Anwendung einer 
Strafvorſchrift gezogen hat. 8 164 StGB. ſtellt 
nur die wider beſſeres Wiſſen gegen eine an⸗ 
dere, individuell kenntlichgemachte Perſon 
gerichtete Anzeige unter Strafe. 

Der Angekl., der damals als Schrankenwärter bei der 
Deutſchen Reichsbahn auf der Strecke beſchäftigt war, hat 
am 1. Nov. 1935 an die ihm übergeordnete Station M. eine 


dienſtliche Meldung folgenden Inhalts durchgegeben: Er habe 
gegen 18.30 Uhr ein Klopfen an der Gleisanlage gehört; bei 
ſeinem Herankommen ſeien zwei Männer in ſüdlicher Rich 
tung weggelaufen; bei km 231,3 habe er am Schienenſtoß 
vier Bolzen beinahe losgeſchraubt und zwei Stehbolzen vor⸗ 
gefunden; die loſen Schienen habe er feſtgemacht. Dieſe Mel⸗ 
dung hat umfangreiche bahnpolizeiliche Ermittlungen verur⸗ 
ſacht, die ergebnislos bleiben mußten, weil die Meldung falſch 
war. Der Angekl. hat, wie er unwiderlegt behauptet, wohl ein 
Klopfen an der Gleisanlage gehört und einige lockere Laſchen⸗ 
ſchrauben entdeckt, aber zu der Anſicht geneigt, daß die 
Klopflaute, auf die ihn ſein Nachbarſchrankenwärter dienſt⸗ 
lich aufmerkſam gemacht hatte, durch das Zuſammenziehen 
der Schienen infolge der Kälte hervorgerufen würden, und hat 
an eine böswillige Lockerung der Schrauben nicht geglaubt. 
Gleichwohl hat er ſeine Meldung abſichtlich ſo abgefaßt, daß 
man aus ihr auf einen Bahnfrevel ſchließen ſollte. Er will 
das getan haben, um ſich bei ſeinen Vorgeſetzten in ein gutes 
Licht zu ſetzen. 

Das Shöff®. hat den Angekl. von der Anklage der 
wiſſentlich falſchen Anſchuldigung freigeſprochen. Es hält den 
§ 164 StGB. — in Frage käme Abſ. 1 — deshalb nicht für 
unmittelbar anwendbar, weil die Verdächtigung, die der An⸗ 
gekl. mit ſeiner Meldung ausgeſprochen hat, ſich nicht gegen 
beſtimmte oder nach dem Inhalt der Meldung auch nur be⸗ 
ſtimmbare Perſonen gerichtet habe und es auch an der Abſicht 
des Angekl. fehle, durch feine Meldung ein behördliches Ver⸗ 
fahren oder behördliche Maßnahmen herbeizuführen. Er habe 
bei ihrer Erſtattung wohl kaum daran gedacht, daß nun ein 
größerer Unterſuchungsapparat in Bewegung geſetzt werden 
könnte, ſondern er habe lediglich unter Ausnutzung eines tat⸗ 
ſächlichen, harmloſen Vorkommniſſes die Aufmerkſamkeit ſeiner 
Behörde auf ſich lenken wollen. Das Shöff®. iſt aber auch 
nicht auf Grund des § 2 StGB. zu einer Verurteilung des 
Angekl. in entſprechender Anwendung des $ 164 StGB. ge- 
langt. Wenn das kommende Strafrecht auch, ſo wird in dem 
angefochtenen Urteil ausgeführt, das Vortäuſchen einer ſtraf⸗ 
baren Handlung unter Strafe ſtellen wolle, ſo dürfe nicht etwa 
mit Rückſicht hierauf die entſprechende Anwendung zu weit ge— 
ſteckt werden. Das feſtgeſtellte Verhalten des Angekl., der 
kaum ein Tatbeſtandsmerkmal des § 164 StGB. erfüllt habe, 
laufe dem Grundgedanken dieſes Strafgeſetzes nicht zuwider. 
Es verdiene auch bei Abwägung der geſamten Tatumſtände 
und der Perſon des Angekl. die Mißbilligung der Volks⸗ 
gemeinſchaft nicht in dem Maße, daß das geſunde Volksemp⸗ 
finden hier eine Beſtrafung verlangte. 

Der örtliche OSt A. hat die Freiſprechung mit der Re⸗ 
viſion angefochten und gem. §S 347a StPO. die Entſch. des 
NG. beantragt. Das Rechtsmittel kann, entgegen der Anſicht 
des Oberreichsanwalts, nicht für begründet erachtet werden. 

Zunächſt iſt der — auch von der Reviſion und vom Ober⸗ 
reichsanwalt nicht beanſtandete — Ausſpruch des angefoch⸗ 
tenen Urteils, daß der feſtgeſtellte Sachverhalt den Tatbeſtand 
des § 164 Abſ. 1 StGB. nicht unmittelbar erfülle, recht⸗ 
lich bedenkenfrei. Die unmittelbare Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift entfällt ſchon deshalb, weil der Angekl. nicht „einen 
anderen“, d. h. eine „beſtimmte, vorhandene und erkennbare, 
alſo verfolgbare Perſon“ (vgl. RG St. 46, 85, 87; RGurt. 
v. 5. Juni 1930, 2 D 913/29 = ZW. 1930, 355413 DR. 
Rſpr. 1930 Nr. 547), verdächtigt hat. 

Dem SchöffG. iſt aber im Ergebnis auch darin beizu⸗ 
treten, daß es abgelehnt hat, den Angekl. gem. §S 2 StGB. in 
entſprechender Anwendung des § 164 Abſ. 1 StGB. zu ver⸗ 
urteilen. Nach $2 StGB. in der ihm durch das RGeſ. vom 
28. Juni 1935 gegebenen Faſſung wird auch der beſtraft, der 
eine Tat begeht, die zwar vom Geſetz nicht für ſtrafbar er⸗ 
klärt iſt, die aber nach dem Grundgedanken eines Straf⸗ 
geſetzes und nach geſundem Volksempfinden Strafe verdient. 
Die Tat ſoll dann nach dem Geſetze beſtraft werden, deſſen 
Grundgedanke auf ſie am beſten zutrifft. Der Zweck dieſer 
Vorſchrift iſt, wie ſich aus der amtlichen Begründung zu dem 
Geſ. v. 28. Juni 1935 ergibt und der erk. Sen. bereits in 
RGSt. 70, 173, 175 JW. 1936, 167512 ausgeſprochen 
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hat, der, das Gericht in die Lage zu verſetzen, unbeabjich- 
tigte Lücken des Geſetzes zu ſchließen und Fälle zu erfaſſen, 
auf die der Wortlaut des Geſetzes an ſich nicht zutrifft, die 
aber der Geſetzgeber vermutlich mit hätte treffen wollen, wenn 
er bei Abfaſſung des Geſetzes an ſie gedacht hätte. S 2 StGB. 
geſtattet aber nicht, die Grenzen zu überſchreiten, die der Ge⸗ 
ſetzgeber bewußt der Anwendung einer Strafvorſchrift ge- 
zogen hat. So auch Niethammer im Ergänzungsband zu 
Olshauſens Erläuterungsbuch zum StGB. Anm. 4 Abſ. 4 
zu § 2: „Die entſprechende Anwendung eines nicht unmittel⸗ 
bar zutreffenden Geſetzes iſt da ausgeſchloſſen, wo Grund zu 
der Annahme beſtand, daß der Geſetzgeber die Beſtrafung hätte 
vorschreiben können, wenn er gewollt hätte“. So liegt der 
Fall hier. 

Vor dem Inkrafttreten des R StGB. hatten verſchiedene 
deutſche Landesrechte außer der wiſſentlich falſchen Anſchul⸗ 
digung, die härter beſtraft wurde, auch wiſſentlich falſche An⸗ 
zeigen, die ſich nicht gegen beſtimmte Perſonen richteten, unter 
Strafe geſtellt, ſolche Anzeigen jedoch lediglich als Über⸗ 
tretungen behandelt. So bedroht Art. 199 Abf. 1 BayStGGB. 
d. 10. Nov. 1861 den mit einer übertretungsſtrafe, der bei 
einer öffentlichen Behörde durch ſchriftliche Eingabe oder zu 
Protokoll wiſſentlich eine falſche Anzeige macht, die geeignet 
iſt, ein amtliches Einſchreiten zu veranlaſſen, während nach 
Abſ. 2 desſelben Artikels der Täter dann mit Gefängnis nicht 
unter einem Monat zu beſtrafen iſt, wenn die Anzeige gegen 
eine beſtimmte Perſon gerichtet und geeignet iſt, eine Unter⸗ 
ſuchung gegen dieſe Perſon zu veranlaſſen. Das Polizeiſtraf⸗ 
geſetz für Anhalt v. 29. März 1855 Art. 65 belegt, ſofern 
bie Handlung nicht unter eine beſondere Strafbeſtimmung 
fällt, den ganz allgemein mit geringer Geldſtrafe, der in Au⸗ 
zeigen an öffentliche Behörden wiſſentlich eine falſche Tatſache 
angibt. Ahnlich Art. 52 des heſſ. Polizeiſtrafgeſetzes v. 30. Okt. 
1855; Übertretungsſtrafe trifft, ſofern die Handlung nicht nach 
anderen Strafbeſtimmungen ein Verbrechen oder Vergehen 
darſtellt, den, der in Anzeigen an die Obrigkeit, die ihrem 
Inhalte nach die betreffende Behörde zu einem amtlichen 

inſchreiten veranlaſſen müſſen, wiſſeutlich falſche Tatſachen 
vorbringt. 

In Abweichung von dieſer Regelung einiger Landesrechte 
hat ſich das RStGGB. in Anlehnung an das Pr StB. von 
1851 darauf beſchränkt, in § 164 a. F. nur die wiſſentlich 
falſche Anſchuldigung unter Strafe zu ſtellen, d. h. die wider 

eſſeres Wiſſen gegen eine andere, individuell kenntlichge⸗ 
machte Perſon gerichtete Anzeige, die geeignet iſt, eine ſtraf⸗ 
rechtliche oder diſziplinariſche Verfolgung dieſer Perſon herbei⸗ 
zuführen. Die Erſtattung bewußt unwahrer Anzeigen, durch 
die, mögen fie auch eine ſtrafbare Handlung vortäuſchen, keine 
beſtimmte Perſon verdächtigt wird, hat das R StGB. nicht als 
Straftatbeſtand aufgenommen. Das iſt nach dem Geſagten 
nicht unbeabſichtigt, ſondern mit Vorbedacht geſchehen, weil 
man derartige Anzeigen wohl auch für verwerflich, aber ihre 
irtminelle Beſtrafung nicht für erforderlich hielt. In dieſem 
Sinne hat ſich ſpäter auch die Begründung zu dem Vorent⸗ 
wurf zu einem deutſchen StGB. von 1909 ausgeſprochen, 
der in 8 171 wiederum nur die falſche Beſchuldigung einer 
anderen beſtimmten Perſon zu beſtrafen vorſchlägt. In der 
Cegründung zu 8171 wird auf S. 555 folgendes ausgeführt: 
Es liege kein ausreichendes Bedürfnis vor, nach dem Vor⸗ 
gang einiger ausländischer Geſetzgebungen — in einer An- 
merkung wird auf die niederländiſche, däniſche, italieniſche und 
dorwegiſche Geſetzgebung hingewieſen, zum Vergleich aber auch 
der oben erwähnte Art. 199 Abſ. 1 BayStGGB. von 1861 
herangezogen — auch die nicht gegen eine beſtimmte Perſon 
gerichtete Anzeige eines erdichteten Verbrechens oder die falſche 
Selbſtbezichtigung unter Strafe zu ſtellen. Zwar ſtellten auch 
eſe falſchen Anzeigen einen Mißbrauch der ſtaatlichen Ein- 
vi ungen dar, und es könne durch fie den ſtaatlichen Organen 
al überflſſige Arbeit und dem Staat die Aufwendung ver⸗ 
geblicher Auslagen verurſacht werden. Dennoch könne ihre 
ſaßſtrafung nicht als die notwendige Folgerung aus der Auf- 
ung der falſchen Beſchuldigung als eines hauptſächlich 
gegen die Rechtspflege gerichteten Vergehens bezeichnet werden, 
eil deren Weſen nicht ſchlechthin in dem Mißbrauch der 


Rechtseinrichtungen, ſondern in einem Mißbrauch zur Ver⸗ 
folgung eines Nichtſchuldigen zu finden ſei. Auch die aus der 
Erdichtung von Verbrechen ſich unter Umſtänden vielleicht er⸗ 
gebende Gefährdung Dritter ſei nicht ſo hoch anzuſchlagen, daß 
ſich die Einführung einer ſolchen Strafbeſtimmung als not⸗ 
wendig erwieſe, zumal Abſicht oder Bewußtſein einer ſolchen 
Gefährdung dem Täter regelmäßig fehlen werde. 

Der hier ausgeſprochene Gedanke, daß das Weſen der 
falſchen Anſchuldigung nicht in einer Schädigung der Rechts⸗ 
pflege durch Vortäuſchung ſtrafbarer Handlungen ſchlechthin, 
ſondern in einem Mißbrauch der Rechtseinrichtungen zur Ver⸗ 
folgung eines Nichtſchuldigen beſteht, hat auch in der Entſch. 
RGSt. 46, 85 Ausdruck gefunden. Sie beſchäftigt ſich mit 
der Frage, ob landesrechtliche Vorſchriften, die die Anzeige 
erdichteter Straftaten unter Strafe ſtellen, trotz $ 2 EG StGB. 
ihre Gültigkeit behalten haben. Solche Vorſchriften waren auch 
noch nach dem Inkrafttreten des R StGB. erlaſſen worden. 
So belegt Art. 7 Nr. 1 WürttpPolStG. v. 27. Dez. 1871 u. a. 
den mit einer Übertretungsſtrafe, der durch erdichtete Vor⸗ 
ſtellungen oder Ausſtreuungen die Obrigkeit in Bewegung ſetzt. 
Und nach § 10 Nr. 7 BraunſchwpPol StB. v. 23. März 
1899 macht ſich einer Übertretung ſchuldig, wer in ſchriftlichen 
oder mündlichen Anzeigen an öffentliche Beamte oder öffent⸗ 
liche Behörden, welche ihrem Inhalte nach die letzteren zu 
einem amtlichen Einſchreiten zu veranlaſſen geeignet ſind, 
wiſſentlich falſche Tatſachen vorbringt, ohne daß die Vor⸗ 
ſchriften des $ 164 R StGB. zutreffen. Die Gültigkeit dieſer 
braunſchw. Vorſchrift, mit der es das RG. damals zu tun 
hatte, wird in der erwähnten Entjch. bejaht mit folgender Be- 
gründung: Allerdings habe das RStGB. die Materie der fal⸗ 
ſchen Anſchuldigung i. S. des § 2 EGStGB. geregelt, fo 
daß inſoweit für landesrechtliche Vorſchriften kein Raum mehr 
ſei. Aber von einer falſchen Anſchuldigung könne nur bei den 
Anzeigen die Rede ſein, durch die jemand beſchuldigt 
werde. Die Materie der falſchen Anſchuldigung erſtrecke ſich 
nicht auf Anzeigen, die, wenn ſie auch ſtrafbare Handlungen 
beträfen, doch keine „Anſchuldigungen“ ſeien, weil ſie nicht 
einer beſtimmten, vorhandenen und erkennbaren, alſo ver⸗ 
folgbaren Perſon ſtrafbare Handlungen zur Laſt legten. Die 
braunſchw. Vorſchrift richte ſich nicht gegen den Mißbrauch 
der Strafrechtspflege, ſondern gegen die Irreführung der 
Beamten und Behörden im allgemeinen, die vor boshaften 
und aus der Luft gegriffenen Anzeigen geſchützt und nicht zu 
einer Tätigkeit veranlaßt werden ſollten, deren Nutzloſigkeit 
von vornherein feſtſtehe. Der landesrechtlichen Vorſchrift 
liege der Geſichtspunkt der öffentlichen Ordnung zugrunde, 
und die Zuwiderhandlungen gegen die öffentliche Ordnung 
ſeien im NSGB. nicht erſchöpfend geregelt. 

Die ſpäteren Entwürfe für ein neues deutſches StGB. 
haben, und zwar in dem „Gefährdung der Rechtspflege“ oder 
„Schädigung der Rechtspflege“ überſchriebenen Abſchnitt und 
jeweils im Abſ. 2 desjenigen Paragraphen, deſſen Abſ. 1 
von der wiſſentlich falſchen Anſchuldigung einer beſtimmten 
Perſon handelt, vorgeſchlagen, auch den mit Strafe zu be⸗ 
legen, der ohne Beſchuldigung einer beſtimmten Perſon wider 
beſſeres Wiſſen bei einer Behörde die Anzeige erſtattet, daß 
eine ſtrafbare Handlung begangen worden jet — ſo $ 232 des 
Entwurfs der Strafrechtskommiſſion 1913 und faſt wörtlich 
gleichlautend 8 227 des Entwurfs von 1919 — oder der ohne 
Verdächtigung eines anderen wider beſſeres Wiſſen einer Be⸗ 
hörde die Begehung einer ſtrafbaren Handlung vortäuſcht — 
ſo § 192 des Entwurfs von 1927. Dazu führt die Begrün⸗ 
dung zu dem Entwurf von 1927 S. 98, und zwar in weſent⸗ 
licher Übereinſtimmung mit der Denkſchrift zu dem Entwurf 
von 1919 S. 175 folgendes aus: Die vorgeſchlagene Vor⸗ 
ſchrift ſtelle einen neuen Tatbeſtand auf. Die Rechtspflege 
werde nicht nur gefährdet, wenn ein Unſchuldiger einer ſtraf⸗ 
baren Handlung bezichtigt, ſondern auch dann, wenn einer 
Behörde ohne Beſchuldigung einer beſtimmten Perſon ein 
Verbrechen vorgetäuſcht werde, das überhaupt nicht begangen 
worden ſei. Auch durch eine ſolche Täuſchung entſtehe die 
Gefahr, daß ein Unſchuldiger verfolgt und beſtraft werde. 
Auch ſie leite die Behörde irre, die dem Rechte dienen ſolle. 

Das war der Stand der Frage, als — ſchon nach der 
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Machtübernahme durch den Nationalſozialismus — durch das 
RGeſ. v. 26. Mai 1933 die Strafbarkeit der falſchen An⸗ 
ſchuldigung völlig neu geregelt wurde. Durch dieſes Geſetz 
wurde, um dem bedenklich überhandnehmenden Angebertum 
zu ſteuern, der Tatbeſtand des 8 164 StGB. a. F. erheblich 
erweitert. Es genügt, hier beiſpielsweiſe darauf hinzuweiſen, 
daß nach der neuen Faſſung des Abſ. 1 des $ 164 eine frei⸗ 
willige Anzeige für den Tatbeſtand der falſchen Anſchuldigung 
nicht mehr erforderlich iſt, vielmehr eine gelegentliche Ver⸗ 
dächtigung gegenüber einer Behörde, aber auch ſchon eine 
öffentliche Verdächtigung genügt, daß der neue Abſ. 2 den 
äußeren Tatbeſtand gegenüber dem Abf. 1 noch weiter aus⸗ 
dehnt, und daß durch den neuen Abſ. 5 auch die vorſätzlich 
oder leichtfertig begangene falſche Anſchuldigung unter Strafe 
geſtellt wird. Dagegen iſt auch in dem neuen § 164 durchweg 
an dem Erforderniſſe feſtgehalten, daß die Verdächtigung, 
um ſtrafbar zu ſein, ſich gegen einen anderen, alſo 
gegen eine beſtimmte Perſon, richten muß. Ja, inſoweit iſt 
der innere Tatbeſtand des neuen § 164 ſogar enger als der 
des alten. Denn jetzt wird die Abſicht des Täters verlangt, 
ein behördliches Verfahren oder andere behördliche Maß— 
nahmen „gegen ihn“, nämlich gegen den Verdächtigten, her⸗ 
beizuführen oder fortdauern zu laſſen, während früher das 
Bewußtſein genügte, daß die Anzeige zur Herbeiführung eines 
Verfahrens geeignet ſei. Der § 165, der die Zuerkennung 
der Veröffenklichungsbefugnis an den Verletzten zwingend vor⸗ 
ſchreibt, alſo einen Verletzten vorausſetzt, iſt bei der Neu⸗ 
regelung unverändert beibehalten worden. 

Wenn das Geſ. v. 26. Mai 1933 trotz ſeines Beſtre⸗ 
bens, das Geltungsgebiet der falſchen Anſchuldigung oder fal- 
ſchen Verdächtigung zu erweitern, und trotz der dem Gejch- 
geber bekannten, ſeit vielen Jahren beſtehenden Neigung, 
auch die Vortäuſchung ſtrafbarer Handlungen ohne Verdäch⸗ 
tigung eines anderen mit Strafe zu belegen, hiervon ab⸗ 
geſehen und in dem neuen § 164 StGB. wiederum nur den 
für ſtrafbar erklärt hat, der unter den dort angegebenen Vor⸗ 
ausſetzungen einen anderen, eine beſtimmte Perſon i. S. der 
erwähnten RGEntſch. im 46. Bande, falſch verdächtigt hat, jo 
kann das nur mit Vorbedacht geſchehen ſein. Der Grund mag 
der geweſen fein, daß man das Bedürfnis, den, der eine Straf- 
tat erdichtet hat, ſchon um deswillen zu beſtrafen, nicht für 
ſo dringend erachtet hat, daß mit der Aufſtellung einer 
neuen Strafbeſtimmung nicht bis zur Schaffung des kom⸗ 
menden Strafrechts gewartet werden könnte. Oft wird ja die 
Vortäuſchung einer ſtrafbaren Handlung ſchon nach geltendem 
Recht einen Straftatbeſtand, etwa den des Betrugs, er⸗ 
füllen. Der Gedanke, daß es einer beſonderen Strafandrohung 
gegen den, der ohne Bezichtigung eines anderen eine ſtraf⸗ 
bare Handlung vortäuſcht, deshalb nicht bedürfe, weil deſſen 
Beſtrafung im Wege der entſprechenden Anwendung des 8 164 
StGB. möglich ſei, kann den Geſetzgeber damals nicht ge= 
leitet haben. Denn einmal iſt der jetzige 8 2 StGB., der die 
entſprechende Geſetzesanwendung geſtattet, erſt zwei Jahre 
ſpäter Geſetz geworden. Sodann aber ſieht der Entwurf des 
kommenden deutſchen StGB. (2. Leſung 1935/36) auch eine 
ausdrückliche Strafvorſchrift vor, die, entſprechend dem 8 192 
Abſ. 2 des Entwurfs von 1927, den treffen ſoll, der wider 
beſſeres Wiſſen ohne Verdächtigung eines anderen einer Be⸗ 
hörde die Begehung einer ſtrafbaren Handlung vortäuſcht. Es 
wird alſo die Aufſtellung eines beſonderen Straftatbeſtandes 
für erforderlich gehalten. Er ſoll „das Gebiet der falſchen 
Anſchuldigung des geltenden Rechts erweitern“, „eine Lücke 
ausfüllen, die nicht ohne Grund immer wieder im geltenden 
Recht gerügt worden iſt“ (Gürtner, Das kommende 
deutſche Strafrecht, Beſonderer Teil, 2. Aufl., S. 334, 335). 
Da dieſe Lücke, wie ſich aus vorſtehenden Ausführungen er⸗ 
gibt, vom Geſetzgeber bisher bewußt noch nicht geſchloſſen 
worden iſt, iſt der Richter nicht berufen, ihm im Wege der 
entſprechenden Geſetzesanwendung zuvorzukommen. 

Es kann der Reviſion aber auch nicht zugegeben werden, 
daß der dem § 164 StGB. zugrunde liegende Gedanke ſich 
in dem Schutz der Rechtspflege vor unwahren Anzeigen 
ſchlechthin erſchöpft. Gewiß richtet ſich die falſche Anſchuldi⸗ 
gung in erſter Linie gegen die Rechtspflege, daneben aber 
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auch gegen den zu Unrecht Verdächtigten (vgl. Gürtner 
a. a. O. S. 334). Das findet in dem Tatbeſtandsmerkmal, 
daß der Täter in der Abſicht gehandelt haben muß, gegen 
den Verdächtigten ein Verfahren herbeizuführen, ſeinen Aus⸗ 
druck. Dieſem Tatbeſtandsmerkmal kann für die Frage der 
entſprechenden Geſetzesanwendung nicht, wie es ſeitens des 
Oberreichsanwalts geſchieht, jede Bedeutung abgeſprochen wer⸗ 
den. Wollte man die entſprechende Anwendung des § 164 
StGB. auf Fälle, in denen keine beſtimmte Perſon ver⸗ 
dächtigt wird, billigen, ſo würde das folgerichtig dahin führen, 
daß auch die nur vorſätzliche oder leichtfertige Vortäuſchung 
einer ſtrafbaren oder auch nur dienſtſtrafrechtlich zu ahndenden 
Handlung, ja ſogar — entſprechend der jetzt unter Strafe 
geſtellten öffentlichen Verdächtigung eines anderen — auch 
die ohne Kenntlichmachung eines Täters aufgeſtellte öffent⸗ 
liche Behauptung, daß eine ſtrafbare Handlung begangen ſei, 
gem. § 2 StGB. der Strafe des $ 164 unterſtellt werden 
müßte. Solche Fälle will aber auch das kommende Strafrecht 
nicht treffen. Die in Frage kommende Vorſchrift des Entwurfs 
richtet fith, wie bereits erwähnt, nur gegen den, der wider 
beſſeres Wiſſen ohne Verdächtigung eines anderen einer Be⸗ 
hörde die Begehung einer ſtrafbaren Handlung vortäuſcht. 

Schließlich darf nicht außer Betracht bleiben, daß, wie 
die früheren Entwürfe, ſo auch der Entwurf 1935/36 für 
die Vortäuſchung einer ſtrafbaren Handlung ohne die Ver⸗ 
dächtigung einer beſtimmten Perſon eine erheblich niedrige 
Strafe vorſieht, als für die falſche Anſchuldigung, und daß, 
ſoweit in Landesrechten derartige bewußt falſche Anzeigen mit 
Strafe belegt wurden, nur Übertretungsſtrafen verhängt wur⸗ 
den. Nebenher ſei bemerkt, daß die in dem angefochtenen 
Urteil behandelte Tat, als Übertretung betrachtet, bereits zur 
Zeit der Anklageerhebung verjährt geweſen wäre. 

Nach alledem hält der Senat, entgegen der Anſicht des 
Oberreichsanwalts und entgegen einem in der „Deutſchen 
Juſtiz“ 1936, 1613 veröffentlichten und dort zuſtimmend be⸗ 
ſprochenen Urteil des LG. Bayreuth v. 21. Sept. 1936, den 
8164 StGB. auf den vorl. Fall nicht für entſprechend an⸗ 
wendbar. Da auch ein anderes Geſetz weder unmittelbar noch 
entſprechend anzuwenden iſt, iſt die Reviſion zu verwerfen. 


(4. Sen. v. 8. Dez. 1936, 4 D 510/36.) 
* 


14. §S 50 StGB. Die Gewerbsmäßigkeit ge⸗ 
hört zu den perſönlichen Eigenſchaften des die 
Tat Begehenden, die nach 8 50 StGB. als ſtraf⸗ 
erhöhender Umſtand nur dem Teilnehmer zu⸗ 
zurechnen ſind, bei dem ſie vorliegen (RGSt. 
26, 3; 61, 268; ferner RG. 2 D 1097/6 v. 10. Febr. 1927 
= JurRdſch. 1927 Nr. 757 und 4 D 226/33 v. 28. No v 
1933 = ZW. 1934, 170 10). 

(4. Sen. v. 24. Nov. 1936; 4 D 868/36.) 
* 


* 15. § 154 StGB. Meineid. Es iſtunerheblich, 
ob ſtatt des vorgeſchriebenen Nacheides ein 
Voreid abgenommen worden iſt. 

Der Angekl. iſt am 11. März 1936 in einem Dienſtſtrafver⸗ 
fahren gegen M. von dem unterſuchungsführenden Beamten 
unter Eid als Zeuge vernommen worden und hat dabei bewußt 
die Unwahrheit geſagt. Der Unterſuchungsführer hat ihm je⸗ 
doch verſehentlich — entgegen den mittelbar anwendbaren Vor⸗ 
ſchriften der 88 59, 66 StPO. — den Voreid ſtatt des Nach⸗ 
eides abgenommen. Trotzdem bleibt, wie das SchwG. mit Recht 
annimmt, die Tat des Angekl. Meineid i. S. des § 154 StGB. 

Ein Meineid liegt dann vor, wenn der Eid zur Bekräf⸗ 
tigung einer unwahren Ausſage vor einer zu ſeiner Abnahme 
im allgemeinen zuſtändigen Behörde geleiſtet wird und dabei 
die weſentlichen Förmlichkeiten beachtet werden. Die Frage, 
ob eine Förmlichkeit in dieſem Sinne weſentlich iſt, beurteilt 
ſich danach, ob ihr Fehlen geeignet iſt, dem Eide den Charakter 
einer bewußten, feierlichen, bis zu einem gewiſſen Grade for⸗ 
melhaften und mit beſtimmten Rechtsfolgen ausgeſtatteten Be⸗ 
kräftigung der Wahrheit zu nehmen (zu vgl. RGSt. 10, 181; 
36, 278 [beſ. 282 bis 283]; 38, 102; 62, 147 [149]; 65, 273; 
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außerdem RGSt. 8, 359). Ob der Schwörende die Bekräftigung 
vor oder nach der Ausſage abgibt, hat verfahrensmäßige und 
rechtspolitiſche Bedeutung. Es beeinflußt aber nicht oder doch 
nicht in beachtenswertem Maße die ſachlich⸗rechtliche Frage, ob 
jemand, der dieſe feierliche und ſchwerwiegende Verſicherung 
der Wahrheit bewußt verletzt, Strafe verdiene. 
(3. Sen. v. 26. Nov. 1935; 3 D 899/36.) 
* 


16. § 157 A bſ. 1 Ziff. 1 StGB. Nach der ſtän⸗ 
digen reichsgerichtl., auch von dem erk. Sen. 
wiederholt gebilligten Rſpr. kann dem An⸗ 
ſtifter der Strafermäßigungsgrund des 8 157 
Abſ. 1 Ziff. 1 StGB. nicht zugute kommen (vgl. 
dazu RG St. 22, 106 und RGEntſch. 1 D 871/29 vom 
22. Okt. 1929: J W. 1930, 1310 2). 

(4. Sen. v. 13. Nov. 1936; 4 D 825/36.) 
* 


g, 58 17 Ab. 1 Nr 1, 4 Abe Nr 3, 5 Nr 3 
StG B.; Art. 249 niederl. StGB. Der Begriff 
„Pflegeeltern“ ift dem niederl. StGB. fremd. 

ie in Holland begangene Unzucht eines 
Reichsdeutſchen mit ſeiner Pflegetochter iſt 
daher nicht ſtrafbar. 

Der Angekl. hat i. J. 1917 die Frau ſeines im Kriege 
gefallenen Bruders geheiratet, die ihre am 17. März 1912 
geborene Tochter erſter Ehe, Margarete L., in die Ehe mit⸗ 
brachte. Ende Juli 1928 und noch je einmal im Auguſt und 
Oktober desſelben Jahres hat der Angekl., der ſich ſeit 1925 
in Holland aufhielt, dort mit Margarete L. den Beiſchlaf 
vollzogen. Er iſt deswegen gem. § 174 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. 
verurteilt worden. 

Die Entſch. des LG. iſt nicht frei von Rechtsirrtum. Zu⸗ 
nächſt iſt die Annahme des LG., daß der Angekl. der Pflege⸗ 
vater ſeiner Stieftochter ſei, unzureichend begründet. Wenn 
der Angekl. die Margarete L. in ſein Haus aufnahm, mit 
ihr ſpazierenging und ihr häufig kleine Geſchenke machte, 
beweiſt das ebenſowenig ſeine Stellung als Pflegevater, wie 
die weitere Feſtſtellung, daß er überhaupt wie ein leiblicher 
Vater für das Kind geſorgt und mit Einwilligung der Mutter 
über die Ausbildung und Beſchäftigung beſtimmt habe. 
Pflegekindſchaft i. S. von 8 174 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. iſt 
ein Verhältnis, das demjenigen zwiſchen den leiblichen Eltern 
und Kindern ähnlich, tatſächlich ſo geſtaltet iſt, daß es wie 
dieſes ein dauerndes ſittlich gleichartiges Band herſtellt. 
Die auf ſolche Weiſe tatſächlich geſchaffene Nachbildung der 
natürlichen Elternſchaft und ein ihm entſprechendes Ab— 
hängigkeits⸗ und Schutzverhältnis begründen den Strafſchutz 
nach § 174 Abſ. 1 Nr. 1 (vgl. RGSSt. 58, 61). In dieſer 
Richtung würden die tatſächlichen Feſtſtellungen des LG. noch 
einer Ergänzung bedürfen. 

Das Urteil iſt aber auch aus folgendem Grunde aufzu⸗ 
heben. Wie die Strͤ. nicht verkannt hat, konnte der reichs⸗ 
deutſche Angekl. wegen des in Holland begangenen Ver⸗ 
brechens nur beſtraft werden, wenn ſeine Handlung auch 
durch die Geſetze des Begehungsortes mit Strafe bedroht 
war (8 4 Abſ. 1 Nr. 3 StGB.). Das ift im Gegenſatz zu 
Art Ausführungen des angef. Urteils zu verneinen. Der 
b 249 des niederl. StGB., auf den ſich das LG. ſtützt, 
beſtraft mit Gefängnis bis zu 6 Jahren die Unzucht, wenn 
— begangen wird: 1. durch Eltern, Vormünder, Neben⸗ 
Gormünder, Geiſtliche oder Lehrer mit den ihrer Pflege oder 
Erziehung anvertrauten Minderjährigen, 2. uſw. 

S., Die Pflegeeltern find weder hier noch ſonſt im niederl. 
SUR. genannt. Daraus iſt nicht, wie das LG. meint, der 
motup zu ziehen, daß eine Unterſcheidung zwiſchen Eltern 
ud Pflegeeltern in dieſem Geſetz nicht gemacht werde. Viel⸗ 

— r folgt daraus nur, daß der Begriff der Pflegeeltern⸗ 
fr aft, der auch im deutſchen BGB. fehlt, dem niederl. StGB. 
Sun ift. Das Wort „Ouders“ im Art. 249 des niederl. 
ſoyf B. entſpricht dem deutſchen Wort Eltern und bedeutet 
die el wie Vater und Mutter, Erzeuger. Kennzeichnend für 
2 Eltern find die Bande des Bluts, die fie mit den Kin- 

n verknüpfen. Darin liegt der Unterſchied von der Pflege⸗ 
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elternſchaft, die nur in ihren äußeren Erſcheinungsformen 
eine gewiſſe Ahnlichkeit mit der Stellung der Eltern aufweiſt. 
Wie tiefgehend dieſe Unterſcheidung für die Strafgeſetzgebung 
iſt, zeigt fi) auch im §S 174 StGB., wo zwar die Unzucht 
der Pflegeeltern mit ihren Pflegebefohlenen, nicht aber der 
Eltern mit ihren Kindern unter Strafe geſtellt iſt. 

Die erweiternde Auslegung des Art. 249 des niederl. 
StGB. leitet das LG. ferner aus dem Sinn dieſer Vorſchrift 
her, der wie bei dem § 174 des deutſchen StGB. dahin 
gehe, „daß die Ausnutzung eines Autoritätsverhältniſſes 
gegenüber Jugendlichen zur Vornahme unzüchtiger Hand⸗ 
lungen unter Strafe geſtellt werden ſolle“. Hierauf iſt fol⸗ 
gendes zu erwidern. Den im Art. 249 unter Strafe geſtellten 
Handlungen iſt allerdings das eine gemeinſam, daß es ſich 
um Unzucht handelt, die der Täter mit Perſonen verübt, über 
die er kraft Geſetzes oder tatſächlicher Verhältniſſe Macht hat. 
Dieſer Umſtand iſt aber nicht zum Tatbeſtandsmerkmal er⸗ 
hoben, der Geſetzgeber hat vielmehr nur einzelne Arten von 
Machthabern — durchaus nicht erſchöpfend etwa die Aus⸗ 
nutzung aller möglichen Abhängigkeitsverhältniſſe — mit be⸗ 
ſonderer Strafandrohung bedacht. Aus dem Sinne der Straf- 
vorſchrift heraus den Kreis der mit Strafe bedrohten Täter 
zu erweitern, erſcheint deshalb unzuläſſig (gleicher Anſicht 
Noyon, Het Weiboek van Strafrecht. Vierde Druk Boek II 
©. 512 Anm. 4 zu Art. 249). a 

Auch unter einem anderen rechtlichen Geſichtspunkt (vgl. 
RGSt. 5, 424) iſt die Handlung des Angekl. nach dem Recht 
des Begehungsortes nicht mit Strafe bedroht. Für die vom 
Angekl. verübte Blutſchande, deren Verfolgung nach deut⸗ 
ſchem Recht wegen Verjährung unterbleiben mußte, fehlt eine 
entſprechende Strafbeſtimmung im holl. Recht. Im übrigen 
liegt eine Verletzung des Art. 241 (Ehebruch) und des 
Art. 248 ter (Verführung einer Minderjährigen) des holl. 
StGB. zwar vor, inſoweit iſt jedoch u. a. gem. § 5 Nr. 3 
StGB. zu beachten, daß nach holl. Recht zur Verfolgbarkeit 
der Handlung ein Strafantrag erforderlich und ein ſolcher 
nicht geſtellt iſt. Die jetzt 24jährige Margarethe L. hat ic) 
für den Angekl. verwendet, und auch die Frau des Angekl. 
hat erklärt, daß ſie an ſeiner Beſtrafung kein Intereſſe habe. 

Hiernach iſt, da der Sachverhalt weiterer Aufklärung 
nicht bedarf, auf Freiſprechung zu erkennen. 

(5. Sen. v. 17. Sept. 1936; 5 D 481/36.) 


Bemerkung: Eine Beſprechung folgt. D. S. 
* 

18. 8175 StGB. Die Bewertung, ob eine 
Liebkoſung als eine unzüchtige Handlung an⸗ 
zuſehen iſt, muß den Erfahrungen des täg- 
lichen Lebens entſprechen; andernfalls iſt das 
Rev G. nicht an die vom Vorderrichter gezogene 
Schlußfolgerung gebunden. 


Wenn der Verteidiger des Angekl. auf eine Entſch. des erk. 
Sen. v. 21. April 1936, 4 D 166/36: JW. 1936, 1909 1s hinweiſt, 
wo unter Beziehung auf verſchiedene andere Urteile des RG. 
ausgeführt iſt: 

„Eine unangebrachte, geſchmackloſe, ja ſogar widerwärtige 

Liebkoſung braucht noch keine unzüchtige Handlung zu ſein. 

Bei der Bewertung der Begleitumſtände handelt es ſich i m 

weſentlichen um eine Tatfrage“, 
ſo iſt dazu zu bemerken, daß im erſten Satz das Wort „braucht“, 
im zweiten die Worte „im weſentlichen“ zu unterſtreichen ſind: 
ob eine ſolche Liebkoſung eine unzüchtige Handlung iſt, hängt 
natürlich von den Umſtänden des einzelnen Falles ab; daß ſie 
es objektiv im vorl. Fall iſt, nimmt ſelbſt das angefochtene 
Urteil an. Die Bewertung aber durch das Gericht darf weder 
hinſichtlich der äußeren noch der inneren Tatſeite der Erfahrung 
des täglichen Lebens widerſprechen. Tut ſie es, wie im vorl. 
Fall, fo iſt das Rev. nicht an die vom Vorderrichter gezogene 
Schlußfolgerung gebunden; vielmehr iſt eine Rechtsnorm nicht 
richtig angewendet und damit nach § 337 Abſ. 2 StPO. das 
Geſetz verletzt (vgl. RGSt. 61, 151/154; 64, 250/251; ferner 
1 D 514/31 v. 19. Juni 1931: JW. 1932, 422 27; 1 D 427/32 vom 
3. Juni 1932: JW. 1932, 3113 97). 

(4. Sen. v. 4. Dez. 1936; 4 D 845/36.) 
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19. § 183 StGB. Bei dem Vergehen nach 8183 
StGB. iſt verletztes Rechtsgut nicht die Ge⸗ 
ſchlechtsehre der Einzelperſon, ſondern das 
Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl der Allge- 
meinheit. Deshalb können mehrere Vergehen 
gegen § 183 StGB. in Fortſetzungszuſammen⸗ 
hang ſtehen. 

(5. Sen. v. 9. Nov. 1936; 5 D 767/36.) 
* 

20. § 183 StGB. Mehrere Verſtöße gegen 
§ 183 StGB. können auch dann in Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang begangen ſein, wenn jeder 
einzelne Verſtoß eine andere Perſon betrof- 
fen hat. Begriff „öffentlich“ i. S. des § 183 StGB. 

1. Die Auffaſſung der Rev., daß 